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Vorwort  
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

20 Jahre Sozialberichterstattung in der Stadt Hannover! Damit war Hannover 

1993 eine der ersten Kommunen bundesweit, die die Sozialberichterstattung 

als festen Bestandteil ihrer sozialen Kommunalpolitik eingerichtet hat. Wir 

blicken nicht nur zurück auf eine inzwischen gute Tradition von Berichten, 

sondern auf jeweils aktuelle Grundlagenwerke, die Basis für Planungen und 

Entscheidungen anbieten. 

 

Zu Beginn der Berichterstattung war der Sozialbericht zunächst aktuelle Datenquelle für Politik, Verwal-

tung und Öffentlichkeit. Zu diesem Zeitpunkt waren die Datengewinnung und -analyse noch „handge-

strickt“ und nur alle fünf Jahre zu leisten. Die elektronische Entwicklung erlaubt es inzwischen, die 

zentralen Aspekte und Planungsgrundlagen jährlich zu kommunizieren. 

 

Der Sozialbericht bekommt dadurch eine andere Rolle: Alle fünf Jahre wird Bilanz gezogen, um die 

sozialen Entwicklungen in unserer Stadt zusammenzuführen und zu bewerten. Wir blicken dezidiert auf 

die aktuelle Situation und versuchen abzuleiten, wohin „die Reise geht“. - Darauf können wir und ande-

re sozialpolitisches Handeln zielorientiert aufbauen.  

 

Mit dem Sozialbericht 2013 haben wir versucht, das weite Spektrum der Lebenslagen in Hannover zu 

skizzieren: „Von arm bis reich“, von „jung bis „alt“, von „schlicht bis Villa“ stellt die Vielfalt und 

gleichzeitig die Ungleichheit der Lebenssituationen in der Stadt dar. Gleichzeitig wird deutlich, an wel-

chen Stellen in Hannover wir besonders genau hingucken müssen und wo Bewohnerinnen und Bewoh-

ner Unterstützung benötigen – für sich selbst und zur Sicherung des Gemeinwesens. 

 

Die Beobachtung der sozialen Lagen und sozialen Räume in der Stadt und der sehr unterschiedlichen 

Entwicklungen in Hannover ist für die soziale Stadtentwicklung von großer Bedeutung. Wir haben hier-

zu ein System des Sozialmonitorings entwickelt, das hilft, Sozialräume mit besonderem sozialen Hand-

lungsbedarf zu identifizieren. Im Sinne eines Frühwarnsystems erlaubt es, problematische Entwicklun-

gen zu erkennen und sozialräumliche Aktivitäten zu konzentrieren. 

 

Ich würde mir wünschen, dass Sie, liebe Leserinnen und Leser des Sozialberichts 2013, die umfängli-

chen Erkenntnisse über die Lebenslagen und -formen in unserer Stadt für sich und Ihre Arbeit nutzen 

können und damit in Ihren Gremien, Arbeitsgruppen, Verbänden arbeiten. Der Sozialbericht bietet eine 

rationale Grundlage für einen konstruktiven Fachdiskurs, auf den ich mich schon jetzt sehr freue!  

 

 

 

 

(Thomas Walter) 

Jugend‐ und Sozialdezernent 
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Die wichtigsten Ergebnisse 
 

Hannover: Jung und Alt – aus aller Welt – allein und gemeinsam 

 Hannovers Bevölkerung wächst. Ausschlaggebend dafür ist die Zuwanderung. Die größte Gruppe 

unter den Zuwandernden sind die 18 bis unter 25-jährigen, die zu Ausbildungs- und Studienzwe-

cken in die Landeshauptstadt ziehen. 

 Das zwischenzeitliche Geburtenhoch scheint sich nicht fortzusetzen. Die Gesamtzahl der Kinder, 

Jugendlichen steigt nur leicht, aber die Anzahl der Familien stagniert. Der „Babyboom“ 2010 war 

darauf zurückzuführen, dass sich mehr hannoversche Familien für ein weiteres Kind entschieden.  

 Hannover altert, aber nur sehr langsam und deutlich weniger stark als der niedersächsische Durch-

schnitt. Die größten Bevölkerungszuwächse der kommenden Jahre finden speziell bei den 85-

Jährigen und Älteren statt.  

 In Hannovers Stadtteilen mischen sich die Generationen. Altershomogene Stadtteile sind eher 

Ausnahme, Jung und Alt die Regel.  

 Die Stadtränder altern stärker als die Innenstadtlagen und stagnieren hinsichtlich der Kinderzahl. 

Die innenstadtnahen Lagen verjüngen sich und gewinnen leicht an Familien, Kindern, Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen hinzu.  

 Hannover wird „internationaler“, mehr und mehr EinwohnerInnen haben internationale Wurzeln, 

mindestens ein Viertel der Bevölkerung hat einen Migrationshintergrund. 

 Der Anteil von Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit in Hannover wächst. Gleichzeitig 

nimmt der Anteil der Menschen mit doppelter Staatsangehörigkeit zu. Es ist davon auszugehen, 

dass die Deutschen mit doppelter Staatsangehörigkeit bald die Mehrheit innerhalb der Bevölkerung 

mit Migrationshintergrund ausmachen, zunehmend auch in den älteren Altersgruppen. 

 Die häufigsten ausländischen oder doppelten Staatsangehörigkeiten sind 1. türkisch, 2. polnisch 

und 3. russisch. Fasst man alle osteuropäischen Staatsangehörigkeiten zusammen, haben mindes-

tens 9 % der Bevölkerung eine osteuropäische Nationalität und mindestens 5 % der hannoverschen 

Bevölkerung hat eine türkische Staatsangehörigkeit.  

 In den Jahren 2006 bis 2010 zogen jedes Jahr durchschnittlich 4.700 Menschen direkt aus dem 

Ausland nach Hannover, Tendenz steigend. Die meisten Zuwanderer kommen aus Polen, aber ihr 

Anteil sinkt. Auch aus der Türkei wandern zunehmend weniger Menschen zu. Mit Abstand größte 

Zuwanderungsbewegungen sind aus Südosteuropa (Bulgarien und Rumänien) zu verzeichnen. Auch 

aus Griechenland und Spanien nimmt die Zuwanderung zu, wenn auch bei kleineren Fallzahlen.  

 Anfang 2012 lebten 153.360 HannoveranerInnen in Einpersonenhaushalten. Mehr als die Hälfte 

aller Haushalte waren Einpersonenhaushalte. Der Anteil der allein Lebenden an der Gesamtbevöl-

kerung beträgt 30 % der Bevölkerung. Im Umkehrschluss leben rund 70 % der Bevölkerung mit an-

deren zusammen.  

 Anfang 2012 lebten 48.369 Familien mit Minderjährigen in Hannover (16,9 % aller Haushalte), In 

weiteren 11.531 Haushalten lebten Familien mit bereits erwachsenen Nachkommen (4,0 %). In 

Summe leben somit in gut einem Fünftel der Haushalte in Hannover Familien. 

 Besonders hohe Familienanteile haben sowohl die besser situierten Stadtteile als auch die sozial 

prekären Stadtteile sowie die Randlagen bzw. Lagen mit hoher Neubauaktivität.  

 Ein Viertel der Familien sind allein Erziehende. Wohnorte von allein Erziehenden konzentrieren sich 

in den westlich gelegenen Stadtteilen mit vergleichsweise preisgünstigen Wohnungen im Altbau-

bestand und seltener in Stadtteilen, die eine hohe Ein- und Zweifamilienhausdichte aufweisen.  
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Hannover zwischen arm und reich 

 Nach Angaben des Mikrozensus waren im Jahr 2010 rund 20 % der HannoveranerInnen armutsge-

fährdet, etwa 10 % einkommensreich und 70 % zählten zur „Sozialen Mitte“. Verglichen mit ande-

ren Großstädten ist Hannover relativ einkommenshomogen und weist nur eine geringe Einkom-

mensspreizung auf. 

 Ende 2011 bezogen über 78.000 HannoveranerInnen (15,2 %) „Transferleistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhalts  nach SGB II oder XII“. Das ist - verglichen mit 2006 - ein „absoluter und re-

lativer Tiefstand“. 

 Im gesamtstädtischen Durchschnitt ist die Anzahl der TransferleistungsbezieherInnen zwar seit 

2009 gesunken, das gilt aber nicht gleichermaßen für alle Stadtteile. Von der positiven Entwicklung 

am meisten profitiert haben Stadtteile mit den ohnehin niedrigsten Armutsquoten. In einigen der 

Stadtteile mit den höchsten Transferleistungsquoten ist die Quote nochmals gestiegen.  

 Kinderlose Paare profitieren am meisten von den positiven Entwicklungen. Auch unter Paaren mit 

Kindern ist die Anzahl deutlich zurückgegangen, während sie bei den allein Erziehenden nur leicht 

gesunken ist.  

 Je höher das Alter desto niedriger ist die Transferleistungsquote. Höchste Transferleistungsquoten 

sind unter Kindern und Jugendlichen (25 %), niedrigste in der Generation 60 plus (8,1 %) zu finden. 

Dafür steigt der Anteil derjenigen, die Transferleistungen beziehen, in der Generation 60 plus mit 

Abstand am stärksten. 

 Ende 2012 bezogen 6.147 Haushalte in Hannover Wohngeld (2,1 % aller Haushalte). Die Anzahl der 

Wohngeld beziehenden Haushalte sinkt seit April 2011 kontinuierlich. Maßgeblich dafür sind neben 

konjunkturellen Entwicklungen im Wesentlichen gesetzliche Änderungen im Sozial- und Wohngeld-

recht. 

 Die Schuldnerquote in der Region Hannover lag 2012 bei 11,8 %. Demnach sind in der Stadt Han-

nover schätzungsweise 51.700 Personen überschuldet. 1.414 Haushalte suchten 2012 die Schuld-

nerberatung der Stadt Hannover auf, Tendenz seit 2007 steigend. Die Ratsuchenden sind vor allem 

männlich, deutsch, alleinlebend und zwischen 31 und 50 Jahre alt. Die Mehrzahl hat einen Berufs-

abschluss oder ein Studium absolviert. Es werden zunehmend ältere Menschen und allein Erzie-

hende beraten. Als Überschuldungsgrund hat Krankheit/Sucht an Bedeutung gewonnen. Im Jahr 

2011 wurden in Hannover 2.178 vereinfachte Verbraucherinsolvenzverfahren eröffnet, Tendenz 

steigend.  

 Die Stadtwerke Hannover haben in den letzten Jahren jeweils rund 3.800 KundInnen die Energiezu-

fuhr sperren müssen (1 % der KundInnen). Rund 10mal so vielen Kunden wurde eine Sperrung an-

gedroht. Energieversorgungsstopps konnten noch abgewendet werden, weil der Kunde entweder 

doch noch gezahlt hat, das JobCenter ein Energiedarlehen vergab (1.200 Fälle) oder der enercity-

Härtefonds e. V. in sozialen Notlagen eingesprungen ist (50 Fälle in 2011).  

 



Landeshauptstadt Hannover  Zusammenfassung 

Sozialbericht 2013 

 
 

7 

 

Hannover arbeitet 

 Zwei Drittel der 15 bis 64-Jährigen in Hannover gehen einer Erwerbstätigkeit nach, darunter die 

meisten einer sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigung, ein Fünftel sind SchülerInnen, 

Studierende oder Auszubildende. Rund 12 % sind arbeitslos, unterbeschäftigt oder erwerbsunfähig. 

Die „restlichen“ 4 % sind beispielsweise „Bufdis“, PraktikantInnen, FrührentnerInnen, Menschen in 

Eltern- oder Pflegezeit bzw. in Familientätigkeit. 

 Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Frauen sind im Schnitt deutlich häufiger Teilzeit beschäf-

tigt (34 %) als Männer (11 %).  

 Ende 2012 waren 27.583 HannoveranerInnen arbeitslos. Männer waren häufiger (9,0 %) arbeitslos 

als Frauen (7,1 %), AusländerInnen fast doppelt so häufig (13,3 %) wie Deutsche (7,0 %) und Ältere 

ab 55 Jahren häufiger (7,2 %) als Jugendliche unter 25 Jahren (5,1 %). 

 Die Anzahl der Arbeitslosen hat sich im Zeitraum von 2006 bis 2012 um 7.233 verringert (-20,8 %). 

Vom Rückgang der Arbeitslosigkeit haben alle Zielgruppen profitiert, mit Ausnahme der arbeitslo-

sen 55-Jährigen und Älteren (plus 10,4 %) und der Menschen mit Behinderung. 

 Der Arbeitslosenanteil sank von 2006 (10,5 %) bis Ende 2011 (7,9 %) kontinuierlich, stieg aber im 

Laufe des Jahres 2012 erstmals wieder leicht an (8,1 %). 

 Der hannoversche Arbeitsmarkt ist dynamisch: Die Zugangsrate in die Arbeitslosigkeit stieg bis 

2011 gleichermaßen wie die Abgangsrate. 2012 gab es erstmals wieder mehr Menschen, die ar-

beitslos wurden, als Menschen, die ihre Arbeitslosigkeit beendeten. Der Bestand an Arbeitslosen 

stieg folglich, die Quote auch. 

 Im Juni 2012 waren 37.201 HannoveranerInnen unterbeschäftigt (11 %), weil sie registriert ar-

beitslos waren, an Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik teilnahmen, zeitweise erkrankt oder in ei-

ner vorruhestandsähnlichen Situation waren.  

 Ende 2011 bezogen 15.512 HannoveranerInnen zusätzlich zu einem nicht Existenz sichernden Er-

werbseinkommen Leistungen nach dem SGB II („Working Poor“). Das waren (31 %) der erwerbs-

fähigen Hilfebedürftigen. Die Anzahl der „Working Poor“ stieg in den vergangenen Jahren stetig. 

Viele der Working Poor sind teilzeitbeschäftigt oder sogenannte Minijobber, aber auch Vollzeitbe-

schäftigte können auf ergänzende Transferleistungen angewiesen sein, wenn sie die Alleinverdie-

nerInnen einer Familie sind. Rund 44 % der Working Poor haben Familie.  

 Mehr und mehr Menschen arbeiten in Minijobs. Mitte 2011 waren es 46.266 Personen, darunter 

häufig Frauen (57 %). Die meisten der MinijobberInnen (64 %) gingen ausschließlich dieser Be-

schäftigung nach und ein Drittel übte den Minijob als Nebenjob aus. Die Zahl der MinijobberInnen 

wächst seit Jahren. Im Zeitraum 2003 bis 2011 sind 13.343 MinijobberInnen hinzugekommen 

(+40,5 %).  

 

Hannover wohnt – von schlicht bis Villa 

 Pro EinwohnerIn standen Anfang 2012 in Hannover durchschnittlich 41,5 m² Wohnfläche zur Ver-

fügung. Dort, wo der Arbeitslosenanteil und die Transferleistungsquote überdurchschnittlich hoch 

sind, ist die Wohnfläche geringer. Die geringste Wohnfläche mit unter 37 m² pro Person stand den 

BewohnerInnen in Stöcken, Mittelfeld, Vahrenheide, Bemerode, Hainholz und Mühlenberg zur Ver-

fügung.  

 Selbstgenutztes Wohneigentum hängt unmittelbar vom Einkommen eines Haushalts ab und ist ein 

„Wohlstandsindikator“. In Hannover lebt gut ein Drittel aller Personen in Wohneigentum. Einwoh-

nerInnen mit einem hohen Haushaltsnettoeinkommen (3.000 Euro u. m.) wohnen häufiger im Ei-

gentum als Haushalte mit einem niedrigen Einkommen. Die höchsten Wohneigentumsquoten wer-
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den in den Stadtrandlagen erreicht, vor allem im Osten Hannovers, in Stadtteilen mit einem hohen 

Bestand an Einfamilienhäusern.  

 51 % aller Wohnungsangebote erfüllten zwischen Juni 2011 und Juni 2012 die Angemessen-

heitskriterien des SGB II und SGB XII nach Wohnfläche und Preis. Einzimmerwohnungen standen 

zwar häufig zur Verfügung, reichten aber nicht aus, um den Bedarf in diesem Marktsegment zu de-

cken. Auch bei großen Wohnungen gibt es eine Angebotsknappheit. 

 Infolge auslaufender Bindungsfristen und fehlender neuer Fördermöglichkeiten ist die Anzahl der 

tatsächlich ausgeübten Belegrechte im letzten Jahrzehnt zurückgegangen. Anfang 2013 gab es in 

der Stadt Hannover 19.030 ausgeübte Belegrechte (6,5 % des Gesamtwohnungsbestands). Höchste 

Anteile lagen in den Stadtteilen Mittelfeld, Bornum, Vahrenheide, Herrenhausen und Hainholz.  

 In Hannover gibt es Unterbringungskapazitäten für über 1.000 Wohnungslose. Die Zahl der von 

Wohnungslosigkeit Betroffenen liegt vermutlich darüber, weil viele Betroffene anderweitig, z. B. bei 

Freunden unterkommen. 

 Als obdachlos gelten Menschen, die auf der Straße leben, an öffentlichen Plätzen wohnen, die sich 

in Parks oder unter Brücken etc. aufhalten, in Notunterkünften oder anderen Einrichtungen über-

nachten. Die Zahl der im Freien übernachtenden Obdachlosen in Hannover wird von der Wohl-

fahrtspflege auf eine Zahl zwischen 300 und 500 geschätzt. 

 

Hannover zwischen Schulabbruch und Hochschule 

 Die Schullaufbahnempfehlungen am Ende der vierten Grundschulklasse stehen im Zusammenhang 

mit dem jeweiligen Anteil der Kinderarmut im Stadtteil. Die Stadtteile mit dem höchsten Anteil an 

Gymnasialempfehlungen weisen die niedrigsten Kinderarmutsquoten auf. 

 Die Landeshauptstadt Hannover hat niedersachsenweit einerseits eine der höchsten regionalen 

AbiturientInnenquoten, andererseits eine der höchsten SchulabgängerInnenquoten ohne Haupt-

schulabschluss. 

 

Hannover: Gesundheitliche Aspekte zwischen Jung und Alt 

 Jedes 10. Schulanfängerkind ist übergewichtig, bei rund 42 % von ihnen war das Übergewicht so 

ausgeprägt, dass man von Adipositas spricht. Je höher die Kinderarmut im Stadtteil ist, desto hö-

her ist der Anteil (stark) übergewichtiger Schulanfänger. In Stadtteilen, wo Kinderarmut besonders 

hoch ist, treten auch vermehrt Sprachentwicklungsprobleme auf. Gleichzeitig ist die Inanspruch-

nahmequote von Vorsorgeuntersuchungen (U1 bis U9) in diesen Stadtteilen am geringsten. 

 Laut Schätzungen gibt es in Hannover 4.000 bis 5.000 Heroin- bzw. Kokainabhängige, 16.000 bis 

18.000 Alkoholabhängige, 9.000 bis 10.000 Medikamentenabhängige sowie 3.000 bis 4.000 Kon-

sumenten von Designerdrogen (Ecstasy, LSD, Amphetamine, etc.). 

 Unter den Jugendlichen im Alter von 12 bis 17 Jahren ist der Tabakkonsum bundesweit auf einen 

Tiefstand gesunken und auch der regelmäßige Alkoholkonsum ist rückläufig. Unter älteren Jugend-

lichen und jungen Erwachsenen ist das Rauschtrinken verbreitet. Auch der regelmäßige Alkohol-

konsum von jungen Erwachsenen (18 bis 25 Jahre) ist unverändert hoch. Gleichzeitig hat das ge-

werbliche Glücksspiel stark zugenommen. Seit Jahren sind exzessive oder pathologische Ge-

brauchsmuster bei Computerspielen und Internet festzustellen, vor allem bei Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen. 

 Schätzungen zufolge haben 1.500 Menschen, die von ambulanten Pflegediensten und in stationä-

ren Einrichtungen betreut werden (14 %), Probleme mit Alkohol oder Medikamenten.  
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 Die meisten Menschen erfreuen sich auch jenseits des 60. Lebensjahrs bester Gesundheit. Mit dem 

steigenden Anteil Älterer steigt aber die Anzahl Pflegebedürftiger in Hannover. Rund 6 % der 60 bis 

79-Jährigen haben einen Pflegebedarf, bei den 80-Jährigen und Älteren ist es fast ein Drittel. 

 Die Mehrzahl der Pflegebedürftigen wird in häuslicher Umgebung (62 %) betreut. Die zunehmend 

nachgefragte Pflegeart ist der ambulante Dienst, während die Pflege durch Angehörige abnimmt. 

Der Anteil stationär Gepflegter liegt seit einem Jahrzehnt bei rund 38 %. 

 Unter den Pflegebedürftigen sind deutlich mehr Frauen als Männer. Männer werden häufiger zu 

Hause von Angehörigen gepflegt (47 %), Frauen häufiger stationär in Pflegeeinrichtungen (42 %). 

 Bis zum Jahr 2025 zeichnet sich eine zusätzliche Anzahl Pflegebedürftiger von rund 3.500 Personen 

ab (+21 %) ab. Gegenwärtig sind schätzungsweise 7.000 Menschen im Alter von 65 Jahren und äl-

ter von einer Demenz betroffen, im Jahr 2025 könnten es 7.600 Erkrankte (+8,7 %) in Hannover 

sein. 

 

Hannover macht mit 

 Bei der Ratswahl 2011 betrug die Wahlbeteiligung in Hannover 44,6 %. Stadtteile, in denen vor-

wiegend „BewohnerInnen in privilegierten Soziallagen“ leben, weisen die höchste Wahlbeteiligung 

auf. Eine niedrige Wahlbeteiligung wurde in Stadtteilen mit einem hohen Anteil an BewohnerInnen 

in benachteiligten Soziallagen gemessen. 

 Schätzungsweise ein Drittel der deutschen hannoverschen Bevölkerung engagiert sich in irgendei-

ner Form freiwillig, ein Drittel kann sich das vorstellen und ein weiteres Drittel engagiert sich nicht.  

 

Hannover ist unterschiedlich – von Quartier zu Quartier 

 Für die Stadt Hannover wurde ein Berechnungsverfahren entwickelt, das im Ergebnis (1) besser 

situierte Sozialräume, (2) durchschnittliche soziale Lagen und (3) „Gebiete mit besonderem sozia-

lem Handlungsbedarf“ identifiziert. Es schafft eine nachvollziehbare und objektive Grundlage für 

die Auswahl von Gebieten, die Förderung benötigen und fungiert als Frühwarnsystem. 

 208 der 387 Quartiere (54 %) in Hannover befinden sich in einer sozial besser situierten Situation. 

Weitere 117 Quartiere (30 %) liegen mit der Summe der „sozialen Belastungspunkte“ leicht über 

dem Stadtmittel. In insgesamt 60 Quartieren (16 %) der Stadt Hannover kumulieren sich Problem-

lagen. Darunter sind 17 Quartiere (4 %), die besonders hohe Belastungen aufweisen. Es handelt 

sich dabei um sogenannte „Gebiete mit besonderem sozialem Handlungsbedarf“.  
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1. Einleitung 
 

Ziele und Aufgaben des Sozialberichts 

Der Sozialbericht 2013 verfolgt das Ziel, sowohl Politik als auch Verwaltung und (Fach-)Öffentlichkeit 

über die soziale Lage der Bevölkerung in Hannover zu informieren. Gleichzeitig will er auf 

Entwicklungen sowie auf Problembereiche sowie aktuelle und künftige Herausforderungen hinweisen. 

 

Mit dem Sozialbericht 2013 wird eine Informationsbasis für Fachplanung jeder Art und für 

Entscheidungen von Politik, Verwaltung und Stadtgesellschaft zur Verfügung gestellt. Alle fünf Jahre 

analysiert und interpretiert der Sozialbericht der Stadt Hannover Entwicklungen und stellt - wenn 

möglich - Tendenzen weiterer Entwicklungsrichtungen dar. Die ausgewählten Indikatoren stehen 

darüber hinaus jährlich aktuell und kleinräumig für Planungszwecke und Entscheidungen zur 

Verfügung. 

 

Der Sozialbericht 2013 führt die Konzeption der vorausgegangenen Sozialberichte fort: Er versucht die 

differenzierten Lebenslagen der hannoverschen Bevölkerung zu beschreiben und analysiert hierzu 

Bevölkerungs- und Haushaltsstrukturen, Einkommens- und Erwerbslagenlagen, Wohnsituation sowie 

Bildung, Gesundheit und Partizipation.  

 

Aktueller Schwerpunkt „Sozial(räumliche) Ungleichheit“ 

Mit jedem Sozialbericht wird ein neuer inhaltlicher Schwerpunkt festgelegt: Für das Jahr 2013 wurde 

das Thema „sozial(räumliche) Ungleichheit“ ausgewählt.  

 

Soziale Ungleichheit bezeichnet die ungleiche Verteilung von Ressourcen in einer Gesellschaft und die 

daraus resultierenden unterschiedlichen Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teilhabe. Sozialräumliche 

Ungleichheit - hier bezogen auf die Stadt Hannover - stellt darüber hinaus die in den Stadtteilen und 

Quartieren sehr unterschiedlichen Lebenssituationen von Menschen dar. Es geht im Sozialbericht 2013 

darum, die Vielfalt der Lebensformen, Lebenslagen und Sozialräume zu skizzieren. Damit wird auch der 

Versuch unternommen, nicht allein auf prekäre Lagen zu fokussieren.  

 

Es wird in diesem Zusammenhang erstmalig ein neu entwickeltes kleinräumiges Sozialmonitoring-

Verfahren und dessen Ergebnis für 2012 dargestellt. 

 

Inklusive Berichterstattung 

Der Sozialbericht 2013 verfolgt das Konzept der inklusiven Berichterstattung: das heißt, dass Informa-

tionen, die sich auf Menschen mit Behinderung bzw. deren Wohn- oder Lebenslage beziehen in die 

einzelnen Kapitel eingearbeitet sind und nicht separat behandelt werden. Zurzeit stehen allerdings nur 

wenige sozialstrukturelle Daten und Fakten zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderung zu 

Verfügung. Hannover befindet sich auf dem „Weg zu inklusiven Stadt“ (vgl. DS 1967/2011). Je weiter 

die Stadt auf dem Weg voranschreiten wird, umso mehr Informationen und Handlungsstränge lassen 

sich mittelfristig darstellen und für Planung nutzen.  

 

Gender-Aspekte 

Alle Indikatoren wurden in der Analyse nach verschiedenen Merkmalen, wie z.B. Geschlecht, 

Nationalität oder Familienform ausgewertet. Sofern es bezogen auf diese Merkmale differenzierte 

Ergebnisse Erkenntnisse gibt, werden diese dargestellt. Gibt es keine unterschiedlichen Ausprägungen, 

werden diese Differenzierungsmerkmale nicht behandelt.  
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2. Hannover: Jung und Alt – aus aller Welt – allein und ge-
meinsam 

 

Hannovers wächst: 

Wie entwickelt sich die Altersstruktur Hannovers? Altert Hannover? Wie viele Kinder werden geboren 

und wie viele Menschen wandern zu?  

Allein und gemeinsam – Haushaltstypen in Hannover: 

Hannover gilt als „Single-Stadt“ – stimmt das? Wie attraktiv ist Hannover für Familien? Gibt es mehr 

Senioren(haushalte)? Haben sich bezüglich Wohn- und Lebensformen mit und ohne Kinder in den letz-

ten Jahren Veränderungen ergeben? 

Aus aller Welt / Zuwanderung nach Hannover: 

Woher kommen die Zuwanderer und aus welchen Gründen ziehen sie her? Aus welchen Nationen 

kommen die Zuwanderer und in welche Stadtteile ziehen sie? Wie ist die Situation der jüngst aus Süd-

osteuropa zugewanderten Roma in Hannover? Wie entwickeln sich die Asylbewerberzahlen? 

Jung und Alt - Hannovers Generationenvielfalt: 

In vielen Großstädten altern und schrumpfen die Stadtränder, während die Innenstadtlagen „boomen“ 

und sich verjüngen. Gilt das auch für Hannover? Wie generationendurchmischt sind die Stadtteile? 

Hannover wird internationaler: 

Wie viele HannoveranerInnen haben internationale Wurzeln? Welche Staatsbürgerschaften zählen zu 

den Top Ten Hannovers? Wie international sind die Stadtteile? 

 

 

2.1. Bevölkerungsstruktur  

 

Am 1.1.2013 lebten 519.478 Personen am Ort der Hauptwohnung in Hannover, davon 51,6 % weibli-

chen und 48,4 % männlichen Geschlechts. Zur wohnberechtigten Bevölkerung zählen neben denjenigen 

mit Hauptwohnsitz, auch die 14.659 Personen mit einem Nebenwohnsitz in Hannover. Die Abbildung 1 

zeigt die Entwicklung der Bevölkerungsanzahl am Ort der Haupt- bzw. Nebenwohnung seit 1988. In 

den Folgejahren des Mauerfalls wuchs die Einwohnerzahl Hannovers bis Mitte der 1990er Jahre auf 

nahezu 520.000 Personen (Hauptwohnsitz), sank bis zur Jahrtausendwende wieder ab und stieg da-

nach erneut – insbesondere seit 2005 – kontinuierlich an. Allein innerhalb des Jahres 2012 wuchs die 

Bevölkerungszahl Hannovers um 4.101 Personen (+0,8 %).  

 

Bei der Gruppe von Menschen mit Nebenwohnsitz handelt es sich beispielsweise um Wochenendpend-

lerInnen oder Berufstätige, die ihren Hauptwohnsitz außerhalb Hannovers haben, um Studierende oder 

Auszubildende sowie um Personen, die vorübergehend in Hannover leben. Die Einführung der Zweit-

wohnungssteuer schlägt sich erheblich in der Statistik nieder: Bis zur Einführung der Zweitwohnungs-

steuer.1994 hatten über 30.000 Menschen einen Nebenwohnsitz in Hannover. Im Vorfeld der Steuer-

einführung hat sich ein Teil der Menschen aus Hannover abgemeldet und ein Teil erklärte den zweiten 

Wohnsitz zum ersten, was dazu führte, dass die Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung wuchs. In den 

Folgejahren der Steuereinführung sank die Anzahl der Nebenwohnungen auf unter 11.000, ist aber 

mittlerweile wieder auf rund 15.000 angestiegen.  

 

Die insgesamt steigende Einwohnerzahl (im Folgenden nur Hauptwohnsitze) resultiert vor allem dar-

aus, dass mehr Menschen nach Hannover zu-, statt aus Hannover fortziehen. Jedes Jahr ziehen rund 

24.500 Menschen in die Stadt, Tendenz steigend und rund 21.000 Menschen über die Stadtgrenzen 

nach außerhalb Hannovers, Tendenz gleichbleibend (LSKN: Wanderungsströme 2001 bis 2011).  
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Abbildung 1: Bevölkerung Hannovers nach Haupt- und Nebenwohnsitz 1988 bis 2013 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Etwa 48.400 Menschen, rund 9,2 % der hannoverschen Bevölkerung, war Ende 2011 schwerbehindert, 

darunter etwas mehr Frauen (54 % der Schwerbehinderten) als Männer. Schwerbehinderung liegt laut 

Schwerbehindertenstatistik ab einer Behinderung von Grad 50 und mehr vor. Die tatsächliche Zahl von 

Menschen mit Behinderungen ist weitaus höher, auch weil Barrieren jeder Art eine größere Anzahl von 

Teilhabebeeinträchtigung – auch bei Menschen ohne Schwerbehinderung - hervorrufen können1.  

 

 

2.2. Altersstruktur  

 

Hannover verzeichnet seit Jahren einen Bevölkerungsgewinn, der auch bis 2020/2025 prognostiziert 

wird. Es stellt sich die Frage, ob und wie sich der Bevölkerungsgewinn bisher auf die Altersstruktur 

Hannovers ausgewirkt hat bzw. künftig auswirken könnte. In der Abbildung 2 wird die vergangene 

(2001 bis 2012, blaue Balken) und vorausgeschätzte (2012 bis 2020, rote Balken) Entwicklung der Al-

tersstruktur der Bevölkerung dargestellt.  

 

Seit dem Jahr 2001 ist Hannovers Bevölkerungszahl bis zum Jahr 2012 um rund 10.000 Personen 

(+1,9 %) gestiegen. Fast alle Altersgruppen sind in diesem Zeitraum deutlich angewachsen, insbeson-

dere die Bevölkerung im Alter von 45 Jahren und älter (+ 16.500; + 7,6 %) (vgl. Abb. 2). Auch die 

Anzahl der 18 bis 29-Jährigen – die Gruppe der so genannten „Bildungszuwanderer“, die primär zu 

Studien- und Ausbildungszwecken nach Hannover kommt oder hier ihre ersten beruflichen Erfahrungen 

sammelt – ist deutlich gestiegen (+ 3.900; + 4,6 %). 

 

 

 

 

 

                                                            
1 Vgl.: Landeshauptstadt Hannover: „Auf dem Weg zur inklusiven Stadt – Umsetzungsbericht“ DS 0553/2013 
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Abbildung 2: Absolute Bevölkerungsgewinne und Verluste in Hannover nach Altersgruppen, 2001 bis 

2012 und Prognose bis 2020  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Die Anzahl der Personen im potentiellen Familiengründungs- bzw. Elternalter (30 bis 44 Jahre) hinge-

gen hat deutlich abgenommen (- 10.800 Personen; - 8,5 %) und ist u .a. ein Ergebnis der Abwanderung 

von Familien bzw. Ausbildungs- und HochschulabsolventInnen. Einer der Gründe, warum die Anzahl 

der Kinder und Jugendlichen leicht zunimmt, obwohl die Anzahl der Personen im potentiellen Famili-

engründungs- bzw. Elternalter abnimmt, ist der Trend zum Zweit- oder Mehrkind. Das korrespondiert 

mit der nahezu stagnierenden Anzahl der Kinder und Jugendlichen (+190; bzw. +0,2 %) bei einer na-

hezu gleichbleibend hohen Anzahl von Familienhaushalten (rund 48.500).  

 

Auch für die kommenden Jahre bis 2020 wird ein nennenswertes Bevölkerungswachstum angenommen 

(+ 9.000 bzw. + 1,8 % mit Basisjahr 2012), das im Wesentlichen auf dem Anwachsen der Altersgrup-

pen 45 bis 64 Jahre und 75 Jahre und älter beruhen wird. Die Vorausschätzungen bei den Kindern und 

Jugendlichen sind – auch in Folge des erwähnten Geburtenwachstums der Jahre 2010 ff. und reduzier-

ter Familienabwanderung – vorsichtig optimistisch (+ 1.200; + 1,9 % bis 2020) (LHH: Bevölkerungs-

prognose 2012 bis 2020/2025). 

 

 

2.2.1. Geburten 

 

Hannover erlebte 2010 einen kleinen „Babyboom“. Für die Planung von Kindertagesstätten, insbeson-

dere für den Krippenausbau, sind neben der Nachfrage nach Kinderbetreuungsplätzen die Entwicklung 

der Geburten und das Umzugsverhalten von Familien mit Kleinkindern von Interesse. Setzte sich der 

Babyboom fort oder war 2010 ein Ausreißerjahr?  

 

Die obere Linie der Abbildung 3 zeigt die Anzahl der Geborenen in den Jahren 2000 bis 2012, die unte-

re Linie die Anzahl der unter 1-Jährigen am 1.1. der Jahre 2000 bis 2013: 

 Die Zahl der Geborenen stellt die Summe aller in Hannover innerhalb eines Jahres zur Welt ge-

kommenen Kinder dar. 

 Die Zahl der 0 bis 1-Jährigen ist eine Stichtagszahl zum Jahresende: Beispielsweise lebten am 1.1. 

2013 genau 4.397 Kinder unter einem Jahr mit erstem Wohnsitz in der Landeshauptstadt. 
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Nicht alle Kinder, die im Laufe des Jahres in Hannover geboren werden, wohnen bis zum Jahresende in 

der Landeshauptstadt. Für die Kindertagesstättenplanung wird deshalb u. a. auf die Zahl der Kinder mit 

Erstwohnsitz in Hannover nach Einzelaltersjahren zurückgegriffen. Nur diejenigen, die tatsächlich in 

Hannover gemeldet sind, werden planerisch berücksichtigt und können einen Rechtsanspruch geltend 

machen.  

 

Abbildung 3: Geburtenentwicklung und Anzahl unter 1-Jähriger 2000 bis 2013 in Hannover  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Ein Blick auf die Geburtenentwicklung des vergangenen Jahrzehnts lässt vermuten, dass der Geburten-

anstieg im Jahr 2010 und der Anstieg der unter 1-Jährigen in dem darauf folgenden Jahr weniger ein 

neuer Trend in Richtung „Babyboom“, sondern vielmehr ein „ Ausreißer“ war. Der „Babyboom“ scheint 

sich nicht fortzusetzen, zumindest nicht auf diesem hohen Niveau. Maßgeblich für das Bevölkerungs-

wachstum im vergangenen Jahrzehnt sind keineswegs die Geburten, sondern die Zuwanderung. 

 

 

2.2.2.  Kinder und Jugendliche 

 

Die Anzahl und der Anteil der 0 bis 17-Jährigen liegt seit über einem Jahrzehnt nahezu konstant bei 

rund 77.000 (+/- 1.000), seit 2009 mit leicht steigender Tendenz. Weil gleichzeitig auch die Anzahl 

der Bevölkerung im Alter von 18 Jahren und älter angewachsen ist, stagniert der Anteil der Minderjäh-

rigen bei 15,0 bis. 15,1 %.  

 

Unter den 0 bis 15-Jährigen wiesen  Ende 2011 exakt 759 eine Schwerbehinderung auf. Hierbei handelt 

es sich ausschließlich um diejenigen, die einen Schwerbehindertenausweis beantragten, wovon Min-

derjährige bzw. deren Eltern seltener Gebrauch machen als Erwachsene, weil sie weniger Vorteile 

dadurch haben (z.B. Nachteilsausgleiche im Berufs- und Arbeitsleben, Kündigungsschutz für schwerbe-

hinderte Menschen oder Vergünstigungen im Kultur- und Freizeitbereich). Aus den Schuleingangsun-

tersuchungen ist bekannt, dass rund 4 % eines Einschulungsjahrgangs eine Behinderung haben. 

 

Bis zum Jahr 2025 wird, ausgehend vom Basisjahr 2012, ein Anstieg von rund 1.200 Minderjährigen 

insgesamt prognostiziert. Der Anteil der Minderjährigen an der Gesamtbevölkerung bleibt jedoch auch 

2020 in etwa gleich hoch (Vgl. Abb. 4). Bis zum Jahr 2020 wird bei den Kindern und Jugendlichen in 
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allen Altersklassen – mit Ausnahme der 16 bis 17-Jährigen – mit einer Bevölkerungszunahme gerech-

net. Bis zum Jahr 2025 setzt sich dieser Trend bei den 6 bis 9-Jährigen und den 10 bis 15-Jährigen 

fort, bei den Jüngeren kommt es wieder zu einer leichten Bevölkerungsabnahme. 

 

Abbildung 4: Anzahl und Anteil der Kinder und Jugendlichen 2001 bis 2013 und Prognose bis 2025  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover/Region Hannover, Bevölkerungsprognose 2012 bis 2020/2025 und  

FB Personal, Steuerung, Zentrale Dienst – Bereich Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 
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Überdurchschnittlich viele Kinder und Jugendliche, mit einem Anteil von 20 % und mehr an der Ge-

samtbevölkerung leben in den Stadtteilen mit hohen Familienanteilen, wie Bemerode, Lahe, Mühlen-

berg und Vahrenheide (Stadtwert 15 %). In den Stadtteilen Groß-Buchholz, List und Südstadt wohnen 

zwar absolut gesehen die meisten Kinder und Jugendlichen Hannovers (jeweils über 4.000), deren 

Anteil an der Gesamtbevölkerung ist jedoch nur durchschnittlich bis unterdurchschnittlich. In den zent-

rumsnahen Stadtteilen Mitte, Südstadt und Calenberger-Neustadt sowie in Burg liegt der Kinder- und 

Jugendanteil mit unter 12 % am Niedrigsten (vgl. Karte 1). 

 

 

2.2.3. Bevölkerung mittleren Alters 

 

Der Bevölkerungszuwachs innerhalb des letzten Jahrzehnts fußt vor allem auf einem Zuwachs der Be-

völkerung mittleren Alters, insbesondere junger Bildungszuwanderer und 45-Jähriger und Älterer. In 

dieser Altersgruppe sind auch die größten Wanderungsgewinne zu beobachten (vgl. Kap. 2.4.). Insge-

samt hat die Anzahl der 18 bis 59-Jährigen im vergangenen Jahrzehnt um 10.000 Personen zugenom-

men. Der Bevölkerungsanteil dieser Altersgruppe ist infolge insgesamt wachsender Einwohnerzahlen 

nur leicht angestiegen, von 59,6 auf 60,4 %. 

 

Abbildung 5: Anzahl und Anteil der 18 bis 59-Jährigen 2001 bis 2013 und Prognose bis 2025  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover/Region Hannover, Bevölkerungsprognose 2012 bis 2020/2025 und FB Per-

sonal, Steuerung, Zentrale Dienst – Bereich Wahlen und Statistik, eigene Darstellung  

 

Der prognostizierte Rückgang in der Altersgruppe der 18 bis 59-Jährigen führt in Summe bis zum Jahr 

2020 zu einer leichten und bis 2025 zu einer deutlichen Verringerung. Bis dahin wird prognostisch er-

wartet, dass rund 7.000 Personen mittleren Alters weniger in Hannover leben als im Jahr 2012. Ihr 

Anteil an der Gesamtbevölkerung sinkt demnach von rund 60 % auf knapp unter 58 % (vgl. Abb. 5). 

 

Dieser sehr deutliche Rückgang ist die Folge des Altersaufbaus der hannoverschen Bevölkerung. Wäh-

rend zwar weiterhin die Gruppe der 45-Jährigen und Älteren am stärksten wächst, schrumpft gleichzei-

tig die Anzahl der Bildungszuwanderer (18 bis 29 Jahre) und 30 bis 44-Jährigen. Die mittleren Alters-

gruppen sind zahlenmäßig sehr stark besetzt. Sie altern und erreichen das Seniorenalter. Die jüngeren 

Altersgruppen sind weniger stark besetzt und werden durch noch geringer besetzte Altersgruppen er-

setzt.  
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Ende 2011 hatten fast 14.100 HannoveranerInnen mittleren Alters (hier: 15 bis 59-Jährige) eine 

Schwerbehinderung, darunter etwa ebenso viele Männer wie Frauen. 

 

 

2.2.4. Generation 60 plus 

 

Während bundes-, landes- und regionsweit bereits seit Jahren die demografische Alterung durch stei-

gende SeniorInnenzahlen sichtbar wird, ist diese Entwicklung für Hannover – wie für einige andere 

Großstädte auch – bisher nur sehr moderat eingetreten. Für die kommenden Jahre allerdings werden 

auch für Hannover folgende Entwicklungen vorausgeschätzt: Die Generation 60 plus wird von 2012 bis 

2020 voraussichtlich um rund 7.000 Personen ansteigen und bis zum Jahr 2025 um weitere 9.000 Per-

sonen zunehmen. Der Anteil der SeniorInnen an der Gesamtbevölkerung steigt von gegenwärtig 24,6 % 

im Jahr 2013 auf 25,7 % im Jahr 2020 und auf 27,2 % im Jahr 2025 (vgl. Abb. 6), was im Vergleich zu 

anderen Regionen, beispielsweise dem Umland Hannover, gemäßigt ist. 

 

Bis zum Jahr 2025 wird die Zahl der SeniorInnen in allen Altersgruppen ab dem 60. Lebensjahr zuneh-

men. Bei den jungen SeniorInnen (60 bis 64 Jahre) und den Hochaltrigen im Alter von 85 Jahren und 

älter ist dies ein kontinuierlicher Prozess. Bei den 65 bis 74-Jährigen wird zwischenzeitlich mit einem 

Bevölkerungsrückgang gerechnet, bei den 75 bis 84-Jährigen ist ein Zwischenhoch im Jahr 2020 zu 

erwarten. 

 

Abbildung 6: Anzahl und Anteil der Generation 60 plus 2001 bis 2013 und Prognose bis 2025 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover/Region Hannover, Bevölkerungsprognose 2012 bis 2020/2025 und FB Per-

sonal, Steuerung, Zentrale Dienst – Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Ende 2011 hatten insgesamt 33.551 der SeniorInnen Hannovers einen Schwerbehindertenausweis 

aufgrund einer Behinderung von Grad 50 und mehr. 56 % (insgesamt 18.788) der Betreffenden war 

weiblich. Das korrespondiert sowohl mit der höheren Lebenserwartung von Frauen, als auch mit der 

höheren Pflegequote unter SeniorInnen (vgl. Kap. 7.3.). 

 

Prognose 
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Karte 2  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Karte 2 zeigt den jeweiligen Anteil der Generation 60 an der Gesamtbevölkerung im Stadtteil. Die 

Spanne reicht von 14,8 % in der eher studentisch geprägten Nordstadt bis 41,3 % im Heideviertel, ei-

nem Stadtteil mit zahlreichen Wohn- und Pflegeeinrichtungen für SeniorInnen (allein rund 600 Pflege-

plätze in diesem Stadtteil). Auch in Kirchrode,  Isernhagen-Süd, Burg und Davenstedt leben überdurch-

schnittlich viele 60-Jährige und ältere. Hierbei handelt es sich zum Teil um Stadtteile mit einem hohen 

Bebauungsanteil der 1980er Jahre (Davenstedt, Burg), in denen die ErstbewohnerInnen schlicht älter 

wurden.  In den urban geprägten Innenstadtlagen wie Linden (-Nord, -Mitte und -Süd), Mitte, Nord-

stadt und Calenberger Neustadt liegt der Anteil der Generation 60 plus bei unter 18 %. 

 

Die steigende Lebenserwartung ermöglicht vielen HannoveranerInnen ein langes Leben bei häufig 

guter Gesundheit (vgl. Kap. 7.) und erfordert einen differenzierteren Blick auf die Generation 85 plus. 

Die voraussichtlich größten Bevölkerungszuwächse der kommenden Prognosejahre finden speziell bei 

den 85-Jährigen und Älteren statt (vgl. Abb. 7): Im vergangenen Jahrzehnt lebten 11.000 (2005) bzw. 

14.600 (2013) Hochaltrige in Hannover. Für 2020 werden 15.500 und nur fünf Jahre später bereits 

19.300 prognostiziert. Die Gruppe der Hochaltrigen wächst demnach bis 2025 um fast 5.000 Menschen 

an (+ 35 %). Ein Großteil dieses Anstiegs findet im Zeitraum 2020 bis 2025 statt und ist ein deutlich 

sichtbares Resultat demografischer Alterung und keineswegs des Zuzugs von Älteren. 

 

Anfang 2013 waren 74 % der Generation 85 plus Frauen. Die Lebenswartung von Frauen ist nach wie 

vor deutlich höher als die der Männer. Laufende Berechnungen zeigen jedoch, dass sich bundesweit 

zunehmend die Geschlechterunterschiede bei der Lebenserwartung angleichen. 

 

Generation 60 plus nach Stadtteilen

Anteil der Personen im Alter von unter 60 Jahren und älter

an der Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung am 1.1.2013
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Abbildung 7: Anzahl und Anteil der Generation 85 plus 2001 bis 2013 und Prognose bis 2025 

 
Quelle: Landeshauptstadt Hannover/Region Hannover, Bevölkerungsprognose 2012 bis 2020/2025 und LHH: 

Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung  

 

Absehbar ist heute bereits auch, dass künftig die Gruppe der Hundertjährigen und Älteren an Bedeu-

tung gewinnen wird. Im Jahr 2000 lebten 64 Hundertjährige und Ältere in Hannover, darunter 6 Män-

ner. Anfang  2013 waren es  mehr als doppelt so viele: 133 Hundertjährige und Ältere, darunter 18 

Männer.  
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Generation 85 plus nach Stadtteilen

Anteil der Personen im Alter von unter 85 Jahren und älter 

an der Bevölkerung insgesamt am Ort der Hauptwohnung am 1.1.2013
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2,8 % der HannoveranerInnen gehören zu der Generation 85 plus. Die Karte 3 verdeutlicht, dass nahezu 

nur eher östlich gelegenen Stadtteile Hannovers überdurchschnittlich hohe Anteile Hochaltriger haben. 

Stadtweit höchste Anteile an der Generation 86 plus haben die Stadtteile Kirchrode, Waldhausen,   

Isernhagen-Süd, das Heideviertel und Bult (5,3 % und mehr). Insbesondere in Kirchrode, Heideviertel 

und Bult gibt es viele Altenpflege- und Senioren-Wohneinrichtungen. Weniger als 1,5 % und damit 

stadtweit niedrigste Anteile an der Generation 85 plus haben die innenstadtnahen Stadtteile wie Mitte, 

Nordstadt, Linden-Mitte und Linden-Süd, aber auch Hainholz, Lahe und Misburg-Süd. 

 

 

2.3. Der Mix aus Jung und Alt  

 

In der Landeshauptstadt Hannover kamen Anfang 2012 auf 100 Personen mittleren Alters (18 bis 59 

Jahre) 25 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Die Zahl „25“ drückt den so genannten Jugendquo-

tienten aus, also das Verhältnis  der jüngeren zur mittleren Generation. Hier zeigt sich, dass Hannovers 

Jugendquotient deutlich niedriger ist, als im vergleichsweise ländlich geprägten Landesdurchschnitt. In 

Niedersachsen betrug der Jugendquotient 31. Umgekehrt verhält es sich beim Altenquotienten: In 

Hannover kommen auf 100 Personen mittleren Alters 41 SeniorInnen im Alter von 60 und älter. In 

Niedersachsen liegt der Altenquotient bei 48. 

 

Im Vergleich zum Land Niedersachsen insgesamt ist die Landeshauptstadt insbesondere in den mittle-

ren Altersgruppen zwischen 18 und 60 Jahren bevölkerungsstark. Das wird u. a. deutlich an dem nied-

rigeren Kinder- und Jugendquotienten bei einem gleichzeitig deutlich niedrigeren Altenquotienten. 

 

Abbildung 8: Anfang 2012 kommen auf 100 Personen mittleren Alters  … SeniorInnen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik und LSKN: Regionale Vorausberech-

nung der Bevölkerung Niedersachsens bis zum Jahr 2031, Basisjahr 2009), eigene Darstellung. 

 

Im Jahr 2025 wird Hannover einen Altenquotient von etwa 47 erreicht haben. Das bedeutet, dass bis 

dahin rechnerisch weitere sechs SeniorInnen auf je 100 Menschen mittleren Alters kommen. Das ist 

zwar deutlich mehr als gegenwärtig, relativiert sich aber im Vergleich zum Umland oder dem Bundes-

land. Niedersachsen erreichte den Altenquotienten von 47  bereits im Jahr 2011 (vgl. Abb. 8). Für das 

Jahr 2025 wird dem Bundesland ein Altenquotient von rund 65 prognostiziert (LSKN: Regionale Vo-

rausberechnung der Bevölkerung Niedersachsens bis zum Jahr 2031, Basisjahr 2009). 

 

Kinder und Ju-

gendliche 

Seniorinnen und 

Senioren 
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Wie generationendurchmischt sind Hannovers Stadtteile? 

Für das generationsübergreifende Miteinander ist das Mischungsverhältnis  von Jung und Alt im Stadt-

teil mit entscheidend. Die Abbildung 9 zeigt für Hannover die Streuung der Jugend- und Altenquotien-

ten und damit die Ausgewogenheit der Generationen je Stadtteil.  

 

Zur Orientierung: Der gesamtstädtische Durchschnitt (mittiger Datenpunkt „LHH“) liegt im gestrichel-

ten „Fadenkreuz“. Die gestrichelte horizontale Linie stellt den gesamtstädtischen Jugendquotienten 

dar, die vertikale Linie den Altenquotient. Je weiter rechts  ein Stadtteil im Diagramm platziert ist, 

desto „jünger“ ist er, d. h. desto höher ist der Anteil Jüngerer zu mittleren Altersgruppen. Je weiter 

oben ein Stadtteil im Diagramm platziert ist, desto „älter“  ist er, d. h. umso höher ist die Relation 

Älterer zu Menschen mittleren Alters. 

 

Im rechten oberen Quadranten des Diagramms  findet man Stadtteile, deren Jugend-, als auch Alten-

quotient überdurchschnittlich hoch ist. Diese Stadtteile sind besonders generationendurchmischt. Ganz 

unten links im Diagramm sind Stadtteile aufgeführt, in denen überproportional viele Menschen mittle-

ren Alters leben. Das Verhältnis Junger und Alter zur mittleren Bevölkerung ist eher klein, die Genera-

tionen liegen vergleichsweise enger beieinander, die Altersstruktur ist homogener. 

 

Abbildung 9: Hannovers Stadtteile und ihre Generationendurchmischung 2012  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 
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Erläuterung zu Abbildung 9:  Hannovers Stadtteile und ihre Generationendurchmischung 2012  

 

Fazit: In Hannovers Stadtteilen wohnen Jung und Alt oft eng beieinander, die Generationen mischen 

sich meist. Altershomogene Stadtteile sind eher die Ausnahme. Außerdem wird deutlich, dass Hanno-

ver derzeit keineswegs schrumpft und vergleichsweise deutlich langsamer altert, wie das aktuell in 

vielen Städten und Gemeinden der Fall ist. In vielen schrumpfenden und stark alternden Städten geht 

die Richtung innerhalb des Streudiagramms deshalb von links oben nach rechts unten (entweder 

überwiegend Alte oder Junge im Stadtteil), also genau umgekehrt wie in Hannover. 

 

Alternder Stadtrand, verjüngte Innenstadt? Der Bevölkerungsgewinn Hannovers findet – wie eingangs 

dargestellt – weder gleichmäßig über alle Altersgruppen statt, noch einheitlich über alle Stadtteile. 

Hierbei sind deutliche Unterschiede zwischen eher zentrumsnahen Stadtteilen und Stadtrandlagen zu 

beobachten. Die Abbildung 10 zeigt, wie sich die Bevölkerung Hannovers in den Innenstadtlagen im 

Vergleich zum Stadtrand im Zeitraum 2001 bis 2013 entwickelt hat (vgl. Anhang). Zu den Innenstadt-

lagen zählen im Rahmen dieser Fragestellung folgende 12 Stadtteile: Mitte, Calenberger-Neustadt, 

Nordstadt, Südstadt, Bult, Zoo, Oststadt, List, Vahrenwald, Linden (Nord, Mitte und Süd). 

 

Die Innenstadtlagen haben in einem Zeitraum von 12 Jahren über 4.700 Menschen hinzugewonnen, 

die Stadtränder wuchsen mit plus 9.100 Personen sogar noch stärker an. Kinder und Jugendliche sind 

I Primär „alte“ Stadtteile  

 

Im linken oberen Quadranten findet man nur 

wenige Stadtteile (z.B. Burg, Ricklingen, Lein-

hausen). Hier wohnen vergleichsweise wenig 

Junge, aber viele Ältere. Das bedeutet, dass es 

in Hannover seltener Stadtteile gibt, die zugleich 

hohe Anteile Älterer bei zugleich niedrigen An-

teilen Jüngerer aufweisen, wie das typischer-

weise in stark schrumpfenden und alternden 

Städten und Gemeinden der Fall ist.  

II Jung und Alt – durchmischte Generationen 

 

Im rechten oberen Quadranten liegen die meisten 

Stadtteile. Isernhagen-Süd gehört – wie auch 

Kirchrode – zu den Stadtteilen mit den höchsten 

Anteilen junger und zugleich alter Bevölkerung. 

Die Bevölkerung mittleren Alters ist vergleichs-

weise gering. Den höchsten Altenquotienten in-

nerhalb Hannovers hat zwar das Heideviertel, 

aber auch hier ist der Jugendquotient leicht 

überdurchschnittlich, weshalb man nicht von 

einem primär „alten“ Stadtteil sprechen kann. 

Das Heideviertel ist – genauso wie es Davenstedt 

oder Isernhagen-Süd sind – stark generationen-

durchmischt.  

IV Stadtteile mit starken mittleren Altersgrup-

pen  

 

Im linken unteren Quadranten liegen Stadtteile 

mit überdurchschnittlich vielen Menschen mitt-

leren Alters. Hierzu zählen beispielsweise die 

urbanen oder eher studentisch geprägten Stadt-

teile Calenberger-Neustadt, Linden-Nord und die 

Nordstadt. In keinem anderen Stadtteil kommen 

rechnerisch gleichzeitig so wenige Menschen 

jüngeren und höheren Alters auf die mittlere 

Generation wie im Stadtteil Mitte. Das bedeutet, 

dass die Gruppen mittleren Alters hier beson-

ders stark vertreten sind. 

 

III Primär „junge“ Stadtteile  

 

Im rechten unteren Quadranten des Diagramms 

liegen nur wenige Hannoversche Stadtteile, wie 

zum Beispiel Bemerode und Lahe. Bemerode hat – 

ähnlich wie Isernhagen-Süd oder Mühlenberg –

einen sehr hohen Jugendanteil. Im Unterschied 

zu Isernhagen-Süd leben in Bemerode aber ver-

gleichsweise wenig Ältere. In Bemerode kommen 

also weniger Menschen höheren Alters auf die 

mittlere Generation, aber viele Kinder und Ju-

gendliche. Verglichen mit dem städtischen 

Durchschnitt sind Bemerode, Seelhorst oder Lahe  

die jüngsten Stadtteile Hannovers. 
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im Wesentlichen in den Innenstadtlagen hinzugekommen. In der gesamten Stadt gibt es ein Wachs-

tum bei den 18 bis 26-Jährigen (Bildungszuwanderer in den Innenstadtlagen), älter werdende Heran-

wachsende und Zuziehende in den Stadtrandlagen (vgl. Abb. 10). 

 

Umgekehrt verlor ganz Hannover deutlich an 27 bis 44-Jährigen und gewann an 45 bis 59-Jährigen. 

Auffällig ist, dass insbesondere die Stadtränder Menschen der Altersgruppe 27 bis 44 Jahre einbüßte, 

was darauf hindeutet, dass ein Teil der Altersgruppen in Stadtrandlagen schlicht alterte und in die 

nächstältere Altersgruppe „durchwuchs“. Anders in den Innenstadtlagen: Hier scheint es neben dem 

Zuzug von außen auch Wanderungsbewegungen der mittleren Altersgruppen in Richtung Zentrum ge-

geben zu haben. 

 

Darin unterscheidet sich die Altersgruppe von den 60-Jährigen und Älteren, deren Anzahl in der Innen-

stadt deutlich abnahm, aber am Stadtrand sehr deutlich zunahm.  

 

Abbildung 10: Bevölkerungsgewinne und Verluste nach städtischer Lage 2001 bis 2013 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Fazit: Die Stadtränder alterten im vergangenen Jahrzehnt stärker als die Innenstadtlagen und stagnier-

ten hinsichtlich der Anzahl der Kinder, Jugendlichen und Familien. Sie verloren Tausende Menschen 

mittleren Alters unter 45 Jahren und gewannen deutlich an Menschen der Generation 45 plus und 60 

plus. Die Innenstadt verjüngte sich und gewann leicht an Familien, Kindern und Jugendlichen sowie 

jungen Erwachsenen hinzu. Die Anzahl der SeniorInnen nahm ab. 

 

Dieser Prozess der „alternden Stadtränder“ wird gebremst werden und sich umkehren, sobald ver-

mehrt ein Generationenwechsel in den Stadtrandlagen stattfindet, z. B. durch Neuausweisung von Bau-

land, was primär junge Familien anlockt (Beispiel zero-e-park in Wettbergen), oder weil in zahlreichen 

Quartieren ein Generationenwechsel stattfindet (Beispiel Märchenviertel im Sahlkamp). 
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2.4 Bevölkerung mit Zuwanderungsgeschichte 
 

2.4.1. Bevölkerung mit Migrationshintergrund  
 

Am 1.1.2013 hatte 26,2 % der hannoverschen Bevölkerung (136.000 insg.) entweder eine ausländische 

Staatsangehörigkeit (kurz: AusländerInnen) oder war deutsch mit doppelter Staatsangehörigkeit. Beide 

Gruppen zusammengenommen werden im Folgenden als „Bevölkerung mit Migrationshintergrund“ 

bezeichnet, wohl wissend, dass der Pass eines Menschen nicht zwingend etwas über die eigene (oder 

elterliche) Migrationserfahrung aussagt. Die Staatsangehörigkeit ist eine grobe Annäherung an das 

Ausmaß hannoverscher Migrationserfahrungen, aber als Indikator derzeit noch alternativlos2. Abbil-

dung 11 zeigt den Anteil der Deutschen und der Bevölkerung mit Migrationshintergrund. Letztere wird 

unterschieden in AusländerInnen und Deutsche mit doppelter Staatsangehörigkeit. Dargestellt wird 

jeweils der Anteil innerhalb bestimmter Altersgruppen. Erkennbar ist: Je älter die Bevölkerung, desto 

geringer ist der Anteil der AusländerInnen und der Deutschen mit doppelter Staatsangehörigkeit. Das 

weist darauf hin, dass die (jüngere) Bevölkerung immer internationaler wird. 

 

Abbildung 11.: Bevölkerung Hannovers nach ausländischer und doppelter Staatsangehörigkeit am 
1.1.2013 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

                                                            
2Der Mikrozensus, die größte jährliche Haushaltsbefragung Deutschlands, weist für Hannover im Jahr 2010 eine 

Anzahl von rund 149.100 Personen mit Migrationshintergrund (28,7 %) aus. Auf Stadtteilebene liefert der Mikro-

zensus keine Informationen (LSKN: Statistisches Monatsheft 11/2012). 
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Die hannoversche Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund lebt sehr unterschiedlich verteilt 

auf Hannovers 51 Stadtteile. Am 1.1.2013 lebten durchschnittlich 26 Personen mit Migrationshinter-

grund je 100 EinwohnerInnen in Hannover3. Die Anteile an der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

reichen von unter 10 % in Waldheim und Wülferode bis über 50 % am Mühlenberg und in Vahrenheide. 

Dies ist u.a. ein Ergebnis historisch gewachsener Entwicklungen, des zur Verfügung stehenden Ein-

kommens, des Zufalls und des bevorzugten Wohnstandorts von Menschen mit und ohne Migrationshin-

tergrund (vgl. Karte 4).  

 

Karte 4  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                            
3 Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik. Stand 1.1.2013 
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Betrachtet man allein die Kinder und Jugendlichen, liegt hier der Anteil bei stadtweiten 42,5 % mit 

einer Spanne von unter 22 % in den eher östlich gelegenen Stadtteilen bis zu 66 % und höher in den 

eher westlich gelegenen Stadtteilen (vgl. Karte 5). Höchste Anteile von Kindern mit Migrationshinter-

grund fallen zum Teil zusammen mit hohen Anteilen von Kindern in Armut, weil Familien mit Migrati-

onshintergrund ein überdurchschnittlich hohes Armutsrisiko haben (vgl. Karte 12). Hierzu zählen 

Vahrenheide, Hainholz, Stöcken und Mühlenberg.  

 

Karte 5 
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an der minderjährigen Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung am 1.1.2013

Stadtwert: 42,5 Prozent

Landeshauptstadt Hannover

Statistikstelle

5 km

Wülferode

Bemerode

Anderten

Koordinationsstelle Sozialplanung /

Misburg-Süd

Misburg-Nord

Lahe

Isernhagen-Süd

Bothfeld

Sahlkamp

Vahrenheide

List

Zoo

Groß-

Buchholz

Heideviertel

Kleefeld

Kirchrode

Stöcken

Marienwerder

Vinnhorst

Nordhafen

Burg

Vahren-

wald

Nordstadt

Leinhausen

Hainholz

Ahlem

Limmer

Davenstedt

33

Linden-Mitte

02

Linden-Süd

Badenstedt

39

42

Oberricklingen

Wettbergen

Ricklingen
Döhren

Wülfel

Mittelfeld

Seelhorst

05

06

Mitte

Südstadt
Bult

Ledeburg

09

02  Calenberger-Neustadt

05  Waldhausen

06  Waldheim

09  Oststadt

33  Linden-Nord

39  Bornum

42  Mühlenberg

Herren-
hausen

Brink-Hafen

Stadtteilnummer/Stadtteil

unbebaute Fläche

65,0 und mehr (5)

49,0 bis unter 65,0 (10)

33,0 bis unter 49,0 (19)

22,0 bis unter 33,0 (9)
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Hannover wird „internationaler“. Hannovers Bevölkerung ist zunehmend interkulturell strukturiert. 

Mehr und mehr EinwohnerInnen haben internationale Wurzeln, entweder weil sie selbst oder weil ihre 

Eltern von außerhalb Deutschlands eingewandert sind. 1999 hatte jede/r Fünfte in Hannover einen 

Migrationshintergrund, 2013 war es jede/r Vierte (vgl. Abb. 12). Insgesamt leben Menschen aus 177 

verschiedenen Nationen in der Stadt. 

 

Abbildung 12: Bevölkerung mit Migrationshintergrund 1999 bis 2013 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Blickt man auf die Entwicklung seit der Jahrtausendwende, zeigt sich, dass innerhalb von anderthalb 

Jahrzehnten die Anzahl der Bevölkerung mit Migrationshintergrund um rund 33.000 (+ 33 %) gestie-

gen, bzw. der Anteil an der Bevölkerung insgesamt um rund 6 Prozentpunkte gewachsen ist (vgl. Abb. 

12). Bei den Minderjährigen stieg die Anzahl seit 1999 um 20 % auf 33.100, bei den 18 bis 59-Jährigen 

um 28 % auf 84.800. Im Seniorenalter ist der Anstieg – allerdings von einem deutlich niedrigeren Ni-

veau aus – besonders stark. Die Anzahl hat sich innerhalb eines Jahrzehnts verdoppelt, von fast 9.000 

im Jahr 1999 auf über 18.200 im Jahr 2013.  

 

Abbildung 13 zeigt den Anteil Deutscher mit doppelter Staatsangehörigkeit an der Bevölkerung mit 

Migrationshintergrund insgesamt in drei Altersgruppen seit 1999. Insbesondere bei den Minderjährigen 

steigt dieser Anteil seit 1999 kontinuierlich an. Seit Mitte der 2000er Jahre überschreitet der Anteil die 

50-%-Marke und die Deutschen mit doppelter Staatsangehörigkeit stellen die Mehrheit unter den Kin-

dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Anfang 2013, über ein Jahrzehnt nach Änderung 

des Staatsangehörigkeitsrechts, haben bereits drei Viertel der Minderjährigen mit Migrationshinter-

grund eine deutsche Staatsangehörigkeit. Hierzu zählen insbesondere die nach 2000 in Deutschland 

geborenen Kinder ausländischer Eltern. Sie müssen sich nach dem „Optionsmodell“ ab der Volljährig-

keit für eine der beiden Staatsangehörigkeiten entscheiden. Sofern nur ein Elternteil ausländisch ist, 

dürfen die hier Geborenen ihre doppelte Staatsangehörigkeit auch nach der Volljährigkeit behalten. 

Darüber hinaus gibt es viele weitere Gründe, weshalb deutsche Erwachsene oder Eingebürgerte eine 

weitere Staatsangehörigkeit haben, z.B. wenn das Herkunftsland die Entlassung aus der Staatsangehö-

rigkeit verweigert oder unzumutbare Bedingungen dafür aufstellt.  
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Abbildung 13: Anteil der Deutschen mit doppelter Staatsangehörigkeit an der Bevölkerung mit Migrati-

onshintergrund 1999 bis 2013  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Auch unter den SeniorInnen ist der Trend zur doppelten Staatsangehörigkeit Deutscher erkennbar, 

wenn auch verzögerter und auf niedrigerem Niveau: 2003 waren fast 28 %  der SeniorInnen mit Migra-

tionshintergrund deutsch mit doppelter Staatsangehörigkeit. 2013 sind es 31 %. Unter den SeniorInnen 

mit Migrationshintergrund, finden sich häufig auch SpätaussiedlerInnen, die mit dem Erhalt des deut-

schen Passes ihre bisherige Staatsangehörigkeit nicht aufgeben müssen. Das gilt auch für (jüngere) 

Familienangehörige. 

 

Fazit: Der Anteil von Menschen mit einer anderen als der deutschen Staatsangehörigkeit  in der hanno-

verschen Bevölkerung wächst. Gleichzeitig wächst auch die Gruppe der Menschen mit einer doppelter 

Staatsangehörigkeit. Es ist davon auszugehen, dass die Deutschen mit doppelter Staatsangehörigkeit 

bald die Mehrheit innerhalb der Bevölkerung mit Migrationshintergrund ausmacht, vermehrt auch in 

den älteren Altersgruppen. 

 

Die zunehmend interkulturell strukturiertere Bevölkerung ist eine Bereicherung für Hannover. Zu einem 

sozialpolitischen Thema wird die Entwicklung hin zu mehr Interkulturalität, wenn sich für MigrantInnen 

Benachteiligungen infolge geringerer Zugangschancen ergeben, die sozialpolitischer Intervention – 

besser noch: Prävention – bedürfen (vgl. Kap. 3, 4, 5). Integrationsziele formuliert hierfür der lokale 

Integrationsplan, dessen Ziele weiterentwickelt und deren Umsetzung über das Integrationsmonitoring 

beobachtet wird. Unterschiedliche Teilhabestrategien, die bei den ganz Kleinen beginnen (z.B. „Ge-

meinsam-Wachsen-Gruppen“) und bis zu den Hochbetagten reichen (z.B. Modellprojekt „Demenz in 

Familien mit Zuwanderungsgeschichte“) setzen in Hannover bei den Zugangschancen an. 
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2.4.2. Staatsangehörigkeiten der HannoveranerInnen  

 

Die Mehrzahl der hannoverschen Bevölkerung ist deutscher Nationalität ohne weitere Staatsangehörig-

keit (383.300 bzw. 74 %). Fast 15 % sind AusländerInnen (76.000) und 12 % sind Deutsche mit doppel-

ter Staatsangehörigkeit (60.200). Abbildung 14 stellt die Top Ten hannoverscher Staatsangehörigkei-

ten mit Migrationshintergrund dar. Hierbei wurden sowohl die Staatsangehörigkeiten der AusländerIn-

nen, als auch die doppelte Staatsangehörigkeit Deutscher zusammengezählt. 

 

Abbildung 14: Top Ten der Staatsangehörigkeiten* der Bevölkerung mit Migrationshintergrund am 

1.1.2013  

 
*zusammengefasste erste Staatsangehörigkeit von AusländerInnen und Deutsche mit doppelter Staatsangehö-

rigkeit. Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

MigrantInnen mit türkischer Staatsangehörigkeit sind die größte Migrantengruppe Hannovers, gefolgt 

von HannoveranerInnen polnischer und russischer (ausländischer oder doppelter) Staatsangehörigkeit. 

Die Plätze vier bis zehn sind der Abbildung zu entnehmen. Hinter den „Sonstigen“ verbergen sich Per-

sonen aus weiteren 176 Nationen.  

 

Die meisten Stadtteile Hannovers folgen ähnlichen TopTen-Mustern, von einigen Ausnahmen abgese-

hen: Beispielsweise stellt im Stadtteil Bult die Bevölkerung ukrainischer Herkunft und in Kirchrode die 

Bevölkerung iranischer Herkunft die größte Gruppe unter den MigrantInnen. In Mühlenberg ist die 

zweithäufigste Staatsangehörigkeit innerhalb der Bevölkerung mit Migrationshintergrund irakisch, in 

Misburg-Süd und Bemerode ist russisch die zweithäufigste Staatsangehörigkeit unter MigrantInnen. 

Unterschieden nach AusländerInnen und Deutschen mit doppelter  Staatsangehörigkeit  zeigen  sich 

deutliche Unterschiede innerhalb der Top Ten, wie nachfolgende Tabelle 15 zeigt. 

 

Türkische Staatsangehörigkeiten 

Es gibt etwa doppelt so viele HannoveranerInnen mit türkischer Staatsangehörigkeit (rund 17.300 auf 

Platz 1, vgl. Tab. 15), wie Deutsche mit zweiter türkischer Staatsangehörigkeit (rund 8.400 auf Platz 2) 

in Hannover. Seit 1990 (bis 2013) hat sich die Anzahl der HannoveranerInnen mit türkischer Staatsan-

gehörigkeiten um rund 1.800 reduziert, während die Anzahl Deutscher mit zweiter türkischer Staatsan-

gehörigkeit um 7.600 zugenommen und sich damit verzwanzigfacht hat. Das liegt im Wesentlichen 

daran, dass die nach 2000 hier Geborenen mehrheitlich binational sind, sofern beide Eltern türkische 

Staatbürger waren. 
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Polnische Staatsangehörigkeiten 

Bei den HannoveranerInnen mit polnischen Staatsangehörigkeiten verhält es sich genau umgekehrt: 

Während PolInnen unter den AusländerInnen die zweitgrößte Bevölkerungsgruppe darstellen, stellen 

sie bei den Deutschen mit doppelter Staatsangehörigkeit die größte Gruppe. EU-Angehörige, darunter 

eben auch PolInnen, dürfen im Unterschied zu TürkInnen ihre doppelte Staatsangehörigkeit grundsätz-

lich behalten. Das erklärt die hohe Anzahl Deutscher mit polnischer (über 11.000) oder italienischer 

(über 1.300) doppelter Staatsangehörigkeit.  

 

Tabelle 15: Top Ten der ausländischen Staatsangehörigkeiten am 1.1.2013  

Top Ten AusländerInnen Doppelte Staatsangehörigkeiten 

Ausländische und doppelte Staatsan-

gehörigkeit insg. 

Anzahl   Anzahl   Anzahl   

1 17.328 türkisch 11.159 polnisch 25.726 türkisch 

2 6.851 polnisch 8.398 türkisch 18.010 polnisch 

3 4.045 griechisch 6.583 russisch 9.697 russisch 

4 3.622 ukrainisch 4.577 kasachisch 5.639 ukrainisch 

5 3.114 russisch 3.554 iranisch 5.271 griechisch 

6 2.897 serbisch 2.017 ukrainisch 5.140 iranisch 

7 2.668 italienisch 1.980 serbisch-montenegrinisch 5.072 kasachisch 

8 2.438 spanisch  1.481 afghanisch 4.877 serbisch-montenegrinisch 

9 1.965 irakisch 1.324 italienisch 3.992 italienisch 

10 1.861 bulgarisch 1.288 libanesisch 3.296 spanisch  

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Insgesamt sind unter den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten der MigrantInnen häufiger solche mit 

südeuropäischer Staatsangehörigkeit (rot hinterlegt), während unter den zehn häufigsten Deutscher 

mit doppelter Staatsangehörigkeiten sehr viel häufiger solche mit osteuropäischer (gelb hinterlegt) 

oder vorderorientalischer Staatsangehörigkeit (blau hinterlegt) sind. Bei HannoveranerInnen z.B. af-

ghanischer, libanesischer oder iranischer Herkunft werden Entlassungen aus der doppelten Staatsan-

gehörigkeit durch die zuständige Behörde des Heimatstaates nie oder fast nie genehmigt (so genannte 

„faktische Unmöglichkeit der Entlassung aus zweiter Staatsangehörigkeit“). Insgesamt gibt es also 

eine Vielzahl von Gründen, weshalb Deutsche eine weitere Staatsangehörigkeit haben wollen oder 

müssen. 
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Die Karten 6 und 7 zeigen, wie hoch die jeweiligen Anteile türkischer (Karte 6) und osteuropäischer 

(Karte 7) Bevölkerung (ausländische oder doppelte Staatsangehörigkeiten) an der Gesamtbevölkerung 

sind.  

 

Karte 6  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Etwa 5 % der hannoverschen Bevölkerung hat eine türkische (ausländische oder doppelte) Staatsange-

hörigkeit, weitaus mehr haben vermutlich türkische Wurzeln. Die Spanne reicht hierbei von unter ei-

nem Prozent im Stadtteil Zoo, Kirchrode, Waldheim, Lahe, Isernhagen-Süd oder Wülferode bis über 

12 % in Vahrenheide, Stöcken, Linden-Süd und Hainholz. In den eher westlich gelegenen Stadtteilen, 

wie Linden-Süd, Linden-Nord, Ahlem, Hainholz, Stöcken und Vahrenheide sind die Bevölkerungsanteile 

mit türkischer Staatsangehörigkeit am höchsten (8,5 % und mehr). 

 

In Hannover hat 9,2 % der Bevölkerung osteuropäische4 Staatsangehörigkeiten. Höchste Anteile von 

über 16 % haben die eher am Stadtrand gelegenen Stadtteile, wie Mühlenberg, Bemerode, Sahlkamp 

und Vahrenheide. Unterdurchschnittlich wenige HannoveranerInnen mit osteuropäischen Wurzeln 

leben in den Innenstadtlagen. Die Spanne reicht von unter 3 % in Waldheim und Wülferode bis über 

25 % am Mühlenberg. 

 

 

 

                                                            
4 Hierzu zählen die (ausländischen und doppelten) Staatsangehörigkeiten: bulgarisch, estnisch, lettisch, litauisch, 

moldauisch, polnisch, rumänisch, slowakisch, sowjetisch, russisch, tschechoslowakisch, tschechisch, ungarisch, 

ukrainisch, weißrussisch, armenisch, aserbaidschanisch, georgisch, kasachisch, kirgisisch, tadschikisch, 

turkmenisch und  usbekisch. 

Bevölkerung mit türkischer

Staatsangehörigkeit

Anteil der Bevölkerung mit 1. oder 2. türkischer Staatsbürgerschaft

an der Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung am 1.1.2013
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Karte 7 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bevölkerung mit osteuropäischer

Staatsangehörigkeit

Anteil der Bevölkerung mit 1. oder 2. osteuropäischer Staatsbürgerschaft 

an der Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung am 1.1.2013

Stadtwert: 9,2 Prozent
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Landeshauptstadt Hannover  Jung & alt - aus aller Welt - allein & gemeinsam 

Sozialbericht 2013 

 
 

33 

 

2.4.3. Zu- und Fortzüge von AusländerInnen  

 

Die zunehmende Interkulturalität der hannoverschen Bevölkerung ist im Wesentlichen ein Resultat von 

Familiengründungen und zunehmend auch zuziehender Personen ausländischer Staatsangehörigkeit. 

Deren Anzahl lag 2011 bei 9.448, das sind rund 37 % aller insgesamt Zugezogenen (vgl. Abb. unten). 

Der Anteil lag 2007 bei noch 29 % und ist seither kontinuierlich gestiegen. Weil gleichzeitig weniger 

AusländerInnen fortziehen, wurde das Wanderungssaldo in den letzten Jahren jedes Jahr positiver und 

lag 2011 bei +3.025 AusländerInnen5.  

 

Nicht alle der nach Hannover Zugezogenen mit ausländischer Staatsangehörigkeit kommen direkt aus 

dem Ausland. Von den 9.448 im Jahr 2011 Zugezogenen mit ausländischer Staatsangehörigkeit zogen 

70 % aus dem Ausland und 30 % aus Deutschland zu.  

 

Die meisten Zuziehenden deutscher Staatsangehörigkeit (16.276) kamen aus Deutschland, eine Min-

derheit zog aus dem Ausland nach Hannover (5 %).  

 

Die Anzahl der Zuwanderer aus dem Ausland setzt sich aus Deutschen (852) und Personen ausländi-

scher Staatsangehörigkeit (6.641) zusammen. 2011 zogen insgesamt 7.493 Personen direkt aus dem 

Ausland nach Hannover, das sind 2.600 Personen mehr als im Jahr 2005 (53 %). Bei dem Wanderungs-

zuwachs aus dem Ausland handelt es sich im Wesentlichen um Nord-Süd-Binnenwanderung innerhalb 

der EU. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die beiden am stärksten besetzen Altersgruppen unter den Zuziehenden sind bei Deutschen wie Aus-

länderInnen die 18 bis unter 25-jährigen (Bildungs-)Zuwanderer und die 30 bis unter 50-jährigen (Ar-

beits-)Zuwanderer. Die AusländerInnen haben unter den zuziehenden Minderjährigen einen Anteil von 

                                                            
5 LSKN: Wanderungssaldo über Hannovers Stadtgrenze 2001 bis 2011 

25.724
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41 %. Bei den 65-Jährigen und Älteren liegt der Anteil bei 20 %. Diese vergleichsweise hohen Anteile 

junger Zuziehender ausländischer Staatsangehörigkeit tragen unter anderem dazu bei, dass Hannover 

weniger stark altert als das Umland.  

 

Abbildung 16: Zuzüge nach Hannover nach Altersgruppen und Staatsangehörigkeit 2011 

 
Quelle: LSKN: Wanderungsströme 2011, Zuziehende nach Hannover Stadt, eigene Darstellung 

 

Rund drei Viertel (73 %) der im Jahr 2011 aus dem Ausland Zugewanderten kamen aus Ländern Euro-

pas, 15 % aus Asien, 7 % aus Amerika und 4 % aus Afrika. Das Hauptherkunftsland innerhalb Europas 

war Polen, gefolgt von Bulgarien, Rumänien, Griechenland, Türkei und Spanien. Insbesondere die in-

nereuropäischen Wanderungsquellen haben sich in den letzten Jahren sehr gewandelt (vgl. zum Jahr 

2005 siehe Tab.17.) 

 

Tabelle 17: Herkunftsländer von Zuwanderern aus dem Ausland nach Hannover 2005 und 2011  

   EUROPA darunter Asien Amerika Afrika Rest insg.  

BG GR PL RO TR ES 

2005 

  

abs. 3.322 76 102 1.217 46 415 176 844 365 290 53 4.874 

in % 68,2 2,3 3,1 36,6 1,4 12,5 5,3 17,3 7,5 5,9 1,1 100,0 

2011 

  

abs. 5.466 777 319 1.325 560 290 282 1.126 514 290 97 7.493 

in % 72,9 14,2 5,8 24,2 10,2 5,3 5,2 15,0 6,9 3,9 1,3 100,0 

Quelle: LSKN: Bundesgrenzen überschreitende Wanderungsströme 2011, Zuziehende nach Hannover Stadt, eige-

ne Darstellung 

 

Polen ist nach wie vor das Land aus dem die meisten Zuwanderer kommen, aber der Anteil bezogen auf 

die Gruppe, der aus dem Ausland Zugewanderten sinkt (seit 2005 um 12,4 Prozentpunkte), auch wenn 

in absoluten Zahlen faktisch etwas mehr PolInnen zugewandert sind. Aus der Türkei kommen zuneh-

mend weniger Menschen (-7,2 Prozentpunkte im Vergleich zu 2005).  

 

Mit Abstand größte Zuwanderungsbewegungen sind – abgesehen von Polen – aus Südosteuropa zu 

verzeichnen. Der Zuwanderungsanstieg aus Bulgarien betrug im Zeitraum 2005 bis 2011 rund+ 700 

Personen (+ 11,9 Prozentpunkte) und aus Rumänien + 514 Personen (+ 8,8 Prozentpunkte). Diese 

Wanderungszuwächse sich auf den Beitritt Bulgariens und Rumäniens zur Europäischen Union im Ja-

nuar 2007 zurückzuführen. Seit 2007 wurden diese beiden Länder – neben Polen – Hauptherkunftslän-

der europäischer Zuwanderung. Diese Entwicklung gilt nicht nur für Hannover sondern bundesweit 

(vgl. hierzu Exkurs „Zuwanderung aus Südosteuropa“. Auch aus Griechenland (+ 217 insg.) und Spani-
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en (+ 106 insg.), den zurzeit wirtschaftlich am stärksten geschwächten EU-Ländern, nahm die Zuwan-

derung leicht zu, wenn auch bei vergleichsweise kleinen Fallzahlen.  

 

Vom Ausland nach Hannover gezogen – in welche Stadtteile? 

Welches sind die bevorzugten Stadtteile innerhalb Hannovers von Zuziehenden direkt aus dem Aus-

land? Die jeweils absolut meisten der Zuziehenden aus dem Ausland ziehen in die ohnehin bevölke-

rungsstarken Stadtteile, wie zum Beispiel die List, nach Groß-Buchholz oder in die Südstadt. Bezieht 

man die absoluten Zuzüge aber auf je 100 EinwohnerInnen im Stadtteil, erhält man ein genaueres Bild 

darüber, welche zu den „Top Ten“ der Stadtteile mit den meisten Zuzügen innerhalb Hannovers zählen. 

Hierzu zählen z.B. Mitte, Nordstadt, Bult und Herrenhausen). Ein Teil des Zuzugs sind Studierende, die 

u.a. in die studentisch geprägte Nordstadt oder in den Stadtteil Bult ziehen, wo es rund um die Tier-

ärztliche Hochschule Hannovers Studierendenwohnheime gibt. 

 

In den Jahren 2006 bis 2010 zogen jedes Jahr durchschnittlich 4.700 Menschen aus dem Ausland nach 

Hannover, Tendenz steigend6. Die Abbildung 18 stellt jeweils die Anzahl von Zuzügen aus dem Ausland 

bezogen auf die mittlere Bevölkerungszahl der Jahre 2006 bis 2008 und 2008 bis 2010 dar7. Grundsätz-

lich sind in diesem Zeitraum fast alle Stadtteile „Gewinnerstadtteile“ von Zuwandernden aus dem Aus-

land, weil Wanderungsgewinne in diesem Zeitraum stadtweit zunahmen. Besonders hohe Wanderungs-

zuwächse  aus dem Ausland innerhalb dieses Zeitraums haben die Stadtteile Mühlenberg, Calenberger-

Neustadt und Bult. 

 

Abbildung 18:  Top Ten der Stadtteile mit den meisten Zuzügen* aus dem Ausland in den Jahren 2006 

bis 2008 und 2008 bis 2010 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Landeshauptstadt Hannover: Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

*Zuzüge aus Ausland in % an mittlerer Einwohnerzahl im Stadtteil  

 

 

 

 

                                                            
6 Zwischen den (Außen-) Wanderungsdaten des LSKN und des städtischen Melderegisters gibt es methodisch 

bedingt Abweichungen in der Gesamtzahl. 
7 Um eventuelle Ausreißerjahre nicht überzubewerten, wurden zum Vergleich zwei Dreijahreszeiträume gewählt. 
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Exkurs 1: Asyl Suchende in Hannover 

 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge verzeichnet seit 2012 bundesweit einen Anstieg von Er-

stantragsstellern insbesondere aus den Herkunftsländern: Serbien, Mazedonien, Bosnien- Herzegowina 

sowie Kosovo. Auch Syrien, Afghanistan, Iran, Irak und Pakistan sind weiterhin zugangsstarke Her-

kunftsländer sowie neuerdings auch Georgien und die russische Föderation8. Weil die Asyl Suchenden 

nach einem bestimmten Schlüssel auf die Bundesländer und innerhalb dieser auf die Städte und Ge-

meinden „verteilt“ werden, zeichnen sich o.g. Anzahl und Herkunft mit zeitlicher Verzögerung auch in 

Hannover ab. 

 

Nachdem die Anzahl der EmpfängerInnen von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

(AsylbLG) in Hannover mit Beendigung des Bürgerkriegs im ehemaligen Jugoslawien seit Anfang der 

2000er Jahre sank, stieg ihre Zahl seit 2011 wieder leicht an. 2011 bezogen in Hannover rund 950 Per-

sonen Leistungen nach dem AsylbLG und Ende 2012 waren es 1220. Personen. Bis Ende September 

2013 wird die Stadt weitere 650 Asyl Suchende aufnehmen.  

 

In den vergangenen Jahren waren jeweils rund ein Drittel bis ein Viertel der Asyl suchenden Kinder und 

Jugendliche unter 18 Jahren und knapp zwei Drittel waren Erwachsene, aber jünger als 65 Jahre alt. 

Der Anteil 65-Jähriger und älterer liegt meist bei unter 5 % (vgl. Abb.). Unter den Asyl Suchenden sind 

etwas mehr Männer als Frauen (2011: 57 %). 

 

Abbildung 19: EmpfängerInnen von AslylbLG-Regelleistungen nach Altersgruppen in Hannover seit 

1996, jeweils am 31.12. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quellen: Für 2012: Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Soziales 

Für die Jahre bis 2011: LSKN: Empfänger(innen) von AsylbLG-Regelleistungen in der Landeshauptstadt Hannover  

 

Angesichts steigender Asylbewerberzahlen besteht die Herausforderung für die Stadtverwaltung Han-

nover – wie für viele andere Kommunen auch – darin, auf wenig planbare Entwicklungen sehr schnell 

reagieren zu müssen, ohne die Zugangszahlen selbst steuern zu können. Das betrifft sowohl die direkte 

Sachbearbeitung im Asylbewerberleistungsrecht, als auch die Bereithaltung ausreichender und ange-

                                                            
8 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) (2012): Stand: 10/2012 
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messener Wohnunterkünfte. Im Jahr 2013 sollen zusätzliche 400 Plätze in Gemeinschaftsunterkünften 

und Wohnungen eingerichtet werden, was ggf. auch die Begleitung und Stärkung der Nachbarschaften 

im unmittelbaren Wohnumfeld der Unterkünfte erfordert.  

 

Für die Asyl Suchenden besteht die Herausforderung insbesondere darin, trotz schwieriger Rahmenbe-

dingungen, wie z.B. über Jahre laufende Asylverfahren mit ungeklärter Perspektive bei begrenztem 

Bewegungsradius (Residenzpflicht) und fehlender Arbeitserlaubnis, am gesellschaftlichen Leben teilzu-

haben. Auf unterschiedlichen Wegen wird daher versucht, Teilhabe zu fördern: Neben dem Hannover-

Aktiv-Pass, den auch AsylbewerberInnen nutzen können, gewährt die Stadt Hannover seit 2011 auch 

Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket. Kindertagesstätten und Schulen machen davon im 

Rahmen von Einzelanträgen regelmäßig Gebrauch. Nachgefragt werden primär Leistungen für Lernför-

derung und Schulausflüge, seltener Mitgliedschaften in Sportvereinen. Auch die Umstellung von Sach- 

auf Geldleistungen in der Leistungsgewährung weitet die Teilhabemöglichkeiten aus. Ferner unterstützt 

das Projekt „Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge“ (AFZ II) Flüchtlinge mit Duldung, Aufenthaltsgestat-

tung oder befristeter Aufenthaltserlaubnis bei der Suche nach einem Arbeits- oder Ausbildungsplatz. 

 

 

Exkurs 2: Zuwanderungsmotive aus Südosteuropa am Beispiel Bulgariens und Rumäniens 

 

Als EU-BürgerInnen haben BulgarInnen, RumänInnen und ihre Familienangehörigen seit 2007 das 

Recht, sich innerhalb der EU frei zu bewegen. In jenem Jahr traten  Bulgarien und Rumänien im Rah-

men der fünften Erweiterung der Europäischen Union bei. Infolge der daraufhin europaweit einsetzen-

den Migration stieg auch in Hannover die Zahl der Menschen mit rumänischer und bulgarischer Her-

kunft. Anfang 2013 lebten rund 1.900 BulgarInnen und 1.200 RumänInnen in Hannover. Das sind ins-

gesamt 2.000 Personen mehr als sechs Jahre zuvor, 2007 (vgl. Abb. 20). Was sind die Zuwanderungs-

motive? 

 

Abbildung 20: Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung mit rumänischer oder bulgarischer Staatsange-

hörigkeit 2005 bis 2013, jeweils zum 1.1. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik 
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1. Bessere berufliche Perspektiven  

Mangelnde berufliche Perspektiven, die Höhe des Einkommens, die allgemeinen Zukunftsaussichten 

sowie ökonomische Rahmenbedingungen im Herkunftsland zählen zu den wichtigsten Auswande-

rungsmotiven, insbesondere höher Qualifizierter (Push-Faktoren). Zu den  Hauptgründen für die geziel-

te Zuwanderung nach Deutschland zählen neben privaten Gründen primär die Höhe des hier zu erzie-

lenden Einkommens, das Arbeitsplatzangebot und ggf. die Attraktivität des jeweiligen Arbeitgebers 

(Pull-Faktoren). Bei den Zuwandernden aus Bulgarien und Rumänien (aber z. B. auch aus dem Kosovo, 

der Slowakei, Ungarn oder Mazedonien) handelt es sich überwiegend um gut qualifizierte und sich 

schnell in den Arbeitsmarkt integrierende Zuwanderer. Aus bundesweiten Untersuchungen ist ferner 

bekannt, dass insbesondere Hochqualifizierte, die aus Drittstaaten nach Deutschland kommen, meist 

männlich sind und mehrheitlich im Alter zwischen 30 und 45 Jahren zuwandern. Einen möglichen Hin-

weis in diese Richtung liefert der aktuelle Altersaufbau der hannoverschen Bevölkerung mit bulgari-

scher oder rumänischer Staatsangehörigkeit: Am 1.1.2013 waren jeweils rund 54 % beider Nationalitä-

ten männlich, jeweils fast die Hälfte zwischen 27 und 44 Jahren alt, 16 % waren noch minderjährig und 

nur 2 % der BulgarInnen und RumänInnen waren 60 Jahre und älter. 

 

2. Flucht vor struktureller Diskriminierung 

Neben der klassischen Arbeitskräftemigration innerhalb der EU ist das Motiv der zur ethnischen Gruppe 

der Roma zählenden Auswanderer die Flucht vor struktureller Diskriminierung in den Herkunftsländern. 

Über die Zuwanderungs- und Aufenthaltszahlen der ethnischen Gruppe der Roma gibt es keine verläss-

lichen Informationen, weil weder das Wanderungs- noch das Einwohnermelderegister Ethnien erfasst, 

sondern Staatsangehörigkeiten.  

 

Roma fliehen aus einem Leben in extremer Armut, vor rassistischer Diskriminierung und zum Teil vor 

Gewalt und sehen für sich und ihre Kinder keine Perspektiven. Auswanderung ist mit der Hoffnung ver-

bunden, die persönlichen Lebensverhältnisse verbessern zu können. Zielort der Auswanderung sind oft 

Orte, an denen bereits zuvor Ausgewanderte leben, die ihnen kulturell und sprachlich nahe sind. Hier 

angekommen, haben sie häufig weder Sprachkenntnisse oder Existenzmittel, noch einen (ausreichen-

den) Krankenversicherungsschutz und leben beengt in (meist überfüllten) Wohnungen, bei Bekannten, 

in einigen Fällen untergebracht in Notunterkünften, auf der Straße oder an wechselnden Orten. 

 

Anspruch auf Sozialleistungen nach dem SGB II oder SGB XII oder AsylbLG besteht (in der Regel) nicht 

und damit auch kein Zugang zum Hannover-Aktiv-Pass oder zum Bildungs- und Teilhabepaket. Der 

Bezug von Kindergeld setzt voraus, dass einer erlaubten Erwerbstätigkeit nachgegangen wird, hierzu 

genügt der Nachweis über ein Gewerbe. Elterngeld kann von allen hier wohnenden, freizügigkeitsbe-

rechtigten EU-Bürger/innen uneingeschränkt unter denselben Bedingungen in Anspruch genommen 

werden, wie durch Deutsche. Ab dem 1.1.2014 besteht auch für Bulgarien und Rumänien das volle 

Recht auf Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der EU und damit (nach Ablauf von drei Monaten) der 

Rechtsanspruch auf Sozialleistungen9. Der Deutsche Städtetag rechnet in diesem Zusammenhang mit 

weiter steigenden Zuzugszahlen und hat aus diesem Grund ein Positionspapier verabschiedet, worin 

erste Anregungen und umfangreiche Forderungen aufgestellt werden, die sich an Bund und Länder, 

                                                            
9 SGB II: In den ersten 3 Monaten nach Einreise grundsätzlich Leistungsausschluss für alle (§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 

1 SGB II), ab 4. Monat: Falls Einreise allein zum Zweck der Arbeitsuche (§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II).  

SGB XII: Wer dem Grunde nach Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II hat, hat keinen Anspruch auf HLU 

oder Grundsicherung nach SGB XII. Wer (z.B. zur Familienzusammenführung) mittellos und ohne Krankenversi-

cherungsschutz einreist, hat keinen SGB XII-Anspruch mit Ausnahme dringend notwendiger und unabweisbarer 

Krankenbehandlung. 
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aber auch an die EU und die Herkunftsländer richten, mit dem Ziel, auch die Situation in den Heimat-

ländern zu verbessern10. 

 

Infolge dieser Entwicklungen stellen sich primär Herausforderungen im Bereich der materiellen Exis-

tenzsicherung, der gesellschaftlichen Teilhabe und der Integration der Roma. Die Stadt Hannover leite-

te daher folgende Maßnahmen ein: 

 

1. Die Straßensozialarbeit erhält zwei neue Arbeitsschwerpunkte:  

 Beratung: Durch aufsuchende Sozialarbeit soll die Zielgruppe angesprochen und bei Bedarf auf 

Hilfemöglichkeiten (insbesondere bezüglich Kinderbetreuung, Schulpflicht, Mietrecht etc.) hin-

gewiesen werden. Parallel werden intensiv Rückkehrhilfen angeboten. 

 Mediation: Um möglichen Konflikten in Nachbarschaften deeskalierend entgegen wirken zu 

können, ist es zweckmäßig, den Kontakt zu den Zuwanderern (und deren Umfeld) aufzubauen. 

Hierzu soll ein/e MitarbeiterIn eingesetzt werden, der/die einen persönlichen Zugang zu den 

Zuwanderern hat.  

 

2. Daneben sollen zur Beratung der Verein für Sinti und Roma in Niedersachsen e. V. und das Forum für 

Sinti und Roma e. V. einbezogen werden. Zur Verstetigung ihrer Arbeit ist vorgesehen beide Vereine 

finanziell zu unterstützen, um ihre besonderen ethnischen und sprachlichen Kompetenzen nutzen 

und ausbauen zu können. 

 

3. Zugang zum Gesundheitssystem ermöglicht beispielsweise die Malteser Migrantenmedizin (MMM) 

sowie das „Zahnmobil – Hilfe mit Biss“, das eingebunden in die Angebote der Wohnungslosenhilfe 

des Diakonischen Werkes niedrigschwellig zahnmedizinische Hilfe anbietet. Beide Angebote sind 

überwiegend aus Eigenmitteln bzw. spendenfinanziert und werden von Stadt und Region bezu-

schusst (vgl. DS 0826/2013). 

 

                                                            
10 DSt (Deutscher Städtetag) 2013: Positionspapier des Deutschen Städtetags zu den Fragen der Zuwanderung 

aus Rumänien und Bulgarien vom 22.01.2013 
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2.5. Haushalts- und Familienstrukturen 

 

Mit Hilfe eines statistischen Verfahrens zur Bestimmung von Haushalten und Haushaltstypen - der so 

genannte Haushaltegenerierung – werden die im Einwohnermeldewesen unter einer Wohnadresse 

gemeldeten Personen nach bestimmten Zusammengehörigkeitsindizien zu Haushalten zusammenge-

führt. Dadurch ist es möglich abzubilden, in welchen Zusammenhängen Menschen aktuell wohnen.  

 

Die Haushaltsstatistik sagt aber nichts darüber aus, in welchen Beziehungen und Netzen Menschen 

eingebunden sind: Ein Einpersonenhaushalt muss nicht zwingend alleinstehend sein, denn multilokale 

Familien und Partnerschaften sind heute weit verbreitet. Eltern(teile) leben nicht immer mit ihren Kin-

dern zusammen, übernehmen aber trotzdem Verantwortung. Paare ohne Kinder im Haushalt können 

bereits erwachsene Nachkommen haben, die woanders in der Stadt oder weiter entfernt leben. Damit 

verengt sich der Blick, wenn es um die Beschreibung um Formen des Zusammenlebens geht und das, 

was Familie ausmacht, wird auf den engen statistischen Begriff „Haushalt mit Kind“ reduziert. Die Dar-

stellung der Haushaltstypen muss also als Annäherung an tatsächliche Lebensformen verstanden wer-

den. 

 

Mit Datenstand vom 01.01.2012 gab es in der Stadt Hannover insgesamt 285.874 Haushalte. Damit 

betrug die durchschnittliche Haushaltsgröße 1,8 Personen und ist damit seit 2007 unverändert hoch. 

 

Abbildung  stellt dar, welche Haushaltsformen es in Hannover gibt und welchen Anteil diese an allen 

Haushalten haben. Es ist erkennbar, dass Einpersonenhaushalte mit 54 % den größten Anteil einneh-

men. In 63.079 Haushalten(22,1 %) lebten Anfang 2012 Paare ohne Kind und in weiteren 9.529 Haus-

halten (3,3 %) wohnten Erwachsene, die wahrscheinlich kein Paar waren (z.B. Mehrgenerationenhaus-

halte), ohne Kind im Haushalt. In 17 % aller Haushalte lebten Minderjährige und in weiteren 4 % bereits 

erwachsene „Kinder“ zwischen 18 und 26 Jahren. 

 

Abbildung 21: Haushaltsstrukturen am 01.01.2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 
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2.5.1. Einpersonenhaushalte 

 

Der Anteil an Einpersonenhaushalten ist allgemein Ausdruck für den Grad der Singularisierung und 

Individualisierung der Gesellschaft. Für viele ist das Alleinwohnen eine bewusst gewählte Wohn- und 

Lebensform, für andere ergibt sich diese durch Trennung oder Scheidung und im Alter vor allem durch 

den Verlust des Partners oder der Partnerin. Berufliche Mobilität zwingt darüber hinaus Paare und Fa-

milien an unterschiedlichen Orten zu wohnen. 

 

153.360 Menschen lebten Anfang 2012 in Hannover in Einpersonenhaushalten. Das heißt, dass mehr 

als die Hälfte aller Haushalte Einpersonenhaushalte waren. Bezieht man diese Anzahl von allein Leben-

den allerdings auf die Gesamtbevölkerung Hannovers ergibt sich, dass nur knapp 30 % der Bevölkerung 

in der Stadt allein lebend ist. Im Umkehrschluss heißt das, dass rund 70 % der Bevölkerung mit ande-

ren zusammenlebt. Ein Blick zurück bis zum Jahr 2007 zeigt, dass bei schwankender Gesamtzahl an 

Haushalten dieses Bild unverändert geblieben ist.  

 

Abbildung 22: Entwicklung der Einpersonenhaushalte 2007 bis 2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Unter den Einpersonenhaushalten waren Frauen leicht überdurchschnittlich (51,7 %) vertreten. Von 

den Einpersonenhaushalten sind fast ein Drittel Haushalte der Generation 60+. In Hannover sind rund 

36.000 Studierende an sieben Hochschulen immatrikuliert. Diejenigen von ihnen, die in Hannover le-

ben, leben häufig in Einpersonenhaushalten. Das erklärt die überdurchschnittlich hohen Einpersonen-

haushalte in den innenstadtnahen und studentisch geprägten Stadtteilen. 
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Besonders hoch ist der Anteil an Einpersonenhaushalten in den innenstadtnahen Stadtteilen. Anteile 

über 63 % sind zu finden in Mitte, Calenberger-Neustadt, Oststadt, Südstadt, Nordstadt und Linden-

Nord. Unter 38,5 % beträgt der Anteil an Einpersonenhaushalte dagegen in den Stadtrandlagen Wett-

bergen, Bemerode, Wülferode Isernhagen-Süd, Lahe, Mühlenberg und Sahlkamp sowie in Waldheim 

und Seelhorst (vgl. Karte 8).  

 

Karte 8 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.5.2. Haushalte mit Kindern 

 

Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren stellen die Kerngruppe der Familien in Hannover dar. Darüber 

hinaus lässt sich Familie durch die Haushalte, in denen bereits Volljährige (18 bis 26 Jahre) mit ihren 

Eltern zusammenleben, beschreiben. 

 

Anfang 2012 gab es in der Stadt Hannover 48.369 Haushalte (16,9 %), in denen Minderjährigen lebten 

sowie 11.531 Haushalte mit erwachsenen Nachkommen (4,0 %). In Summe leben somit in gut einem 

Fünftel der Haushalte in Hannover Familien. 
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Abbildung 23: Familienhaushalte in Hannover am 01.01.2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Besonders hohe Anteile an Haushalten mit Kindern unter 18 Jahre sind in Hannover im besser situier-

ten Stadtteil Waldheim zu finden, ebenso in den sozial prekären Stadtteilen Mühlenberg, Vahrenheide 

und Sahlkamp und in den Randlagen bzw. Lagen mit hoher Neubauaktivität Lahe, Bemerode, Wülfero-

de und Seelhorst.  

 

Karte 9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Familienhaushalte nach Stadtteilen
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Haushalte in denen bereits erwachsene Nachkommen mit ihren Eltern zusammen wohnen finden sich 

vermehrt in den Stadtteilen Sahlkamp, Bornum, Mühlenberg und Vahrenheide. Es ist zu vermuten, dass 

den jungen Erwachsenen dort die finanziellen Möglichkeiten für einen Auszug fehlen. Darüber hinaus 

leben junge Menschen in Stadtteilen mit den Einfamilienhaus-Neubaugebieten der 90er Jahre und 

2000er-Jahre, z.B. Wettbergen, Misburg, Lahe häufiger bei ihren Eltern.  

 

Anzahl der Kinder im Haushalt 

Die meisten Familienhaushalte in Hannover haben lediglich ein Kind: Das trifft auf 26.450 Haushalte 

(54,7 %) zu. In weiteren 16.549 Haushalten (34,2 %) leben zwei Kinder mit ihren Eltern zusammen. 

Familien mit drei Kindern nehmen einen Anteil von 8,4 % (4.073 Haushalte) ein und 1.297 Familien 

haben vier Kinder. 

 

Seit dem Jahr 2010 verzeichnet die Stadt Hannover eine zunehmende Anzahl von Kindern und Jugend-

lichen. Die Abbildung 24 zeigt, dass in den vergangenen zwei Jahren die Anzahl an Ein-Kind-

Haushalten leicht gesunken ist, während Mehrkindfamilien einen größeren Anteil einnehmen. Der Zu-

wachs an Kindern erklärt sich also vor allem, weil sich Familien für ein zweites, drittes oder weiteres 

Kind entschieden haben.  

 

Abbildung 24: Familienhaushalte nach Anzahl der Kinder am 01.01.2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Die Anzahl der Kinder hängt stark ab vom jeweiligen Familientyp. Allein Erziehende haben deutlich 

häufiger nur ein Kind (68 %) als Paarfamilien (50 %). Umgekehrt haben Paare deutlich häufiger (38 %) 

zwei Kinder als allein Erziehende (25 %). Eine ähnlich abgestufte Kinderzahl findet sich auch bei drei 

bzw. vier und mehr Kindern: Allein Erziehende haben seltener drei Kinder und noch seltener vier und 

mehr Kinder.  

 

Allein Erziehende 

12.211 Familienhaushalte mit Kindern unter 18 Jahren (25,2 % der Familienhaushalte) sind allein er-

ziehend, das heißt im Haushalt mit Kind lebt eine erwachsene Person ohne Partner bzw. Partnerin. In 

weiteren 994 Fällen (2,1 %) leben allein Erziehende entweder mit einer anderen Generation (z.B. eige-

nen Eltern) oder mit Verwandten oder Freunden zusammen.  
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Abbildung 25: Allein Erziehende nach Geschlecht am 01.01.2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Allein Erziehende sind nach wie vor weit überwiegend weiblich. 967 Männern (7,9 %) leben allein mit 

einem oder mehreren Kindern zusammen. Der Blick zurück zeigt, dass Männer seit 2007 seltener allein 

erziehend sind. 

 

Allein erziehende Frauen haben durchschnittlich mehr Kinder im Haushalte (1,44 Kinder) als allein er-

ziehende Väter (1,26 Kinder). Außerdem sind Kinder, die allein mit ihrem Vater zusammen leben häufig 

bereits älter als Kinder, die bei einer allein erziehenden Mutter leben.  

 

 Insgesamt leben 1.214 Kinder mit einem allein erziehenden Vater zusammen. Diese Kinder sind 

selten im Vorschulalter (10,5 %), häufiger aber bereits in der Grundschule (20,4 %). Meistens 

sind die Kinder aber bereits 10 bis 15 Jahre alt (45,8 %), oft schon kurz vor der Volljährigkeit 

(23,2 %). 

 Von den 16.206 Kindern, die allein mit ihrer Mutter leben sind 26,5 % im Vorschulalter und wei-

tere 22,3 % besuchen eine Grundschule. Im Alter von 10 bis 15 Jahren sind 38,4 % der Kinder 

und nahe der Volljährigkeit sind es 12,8 %. 

 

Wohnorte von allein Erziehenden konzentrieren sich in den westlich gelegenen Stadtteilen, wo eher 

preisgünstige Wohnungen im Altbaubestand vorhanden sind. Überdurchschnittlich viele findet man in 

den Stadtteilen Linden-Nord, Linden-Süd, Limmer, Ricklingen Leinhausen und Döhren. Vergleichsweise 

wenige allein Erziehende (unter 17 %) leben in den Stadtteilen, die eine hohe Ein- und Zweifamilien-

hausdichte aufweisen, wie Isernhagen-Süd, Lahe, Bult, Waldheim, Waldhausen, Kirchrode und Wül-

ferode. 
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Karte 10 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Allein Erziehende nach Stadtteilen

Anteil von allein Erziehenden

an allen Familienhaushalten am Ort der Hauptwohnung

am 01.01.2012

Stadtwert: 25,3 Prozent
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3. Hannover zwischen arm und reich 
 

 

Die Spanne hannoverscher Einkommenslagen: 

Wie viele HannoveranerInnen zählen zur sozialen Mitte, wie viele sind als arm oder reich einzustufen? 

Wie eng oder weit liegen die Einkommen der Bevölkerung beieinander? 

Armut in Hannover: 

Wer gilt als arm, welche Personengruppen und Haushaltstypen sind davon besonders betroffen und wie 

hat sich die Armutsquote für diese Gruppen entwickelt? 

Wohngeldhaushalte in Hannover: 

Wer Wohngeld bezieht hat ein vergleichsweise geringes Einkommen. Wie viele Wohngeldbeziehende 

leben in Hannover, warum werden es weniger? Und wie unterscheiden sich die Quoten in den Stadttei-

len? 

Überschuldete Haushalte in Hannover: 

Wie häufig sind Haushalte überschuldet und wodurch? Welche Rolle spielen Miet- und Energieschul-

den? Wie entwickeln sich die Verbraucherinsolvenzen? 

 

 

3.1. Die Spanne hannoverscher Einkommenslagen 

 

Nach Angaben des Mikrozensus waren 2010 19,6 % der HannoveranerInnen als armutsgefährdet und 

rund 11 % als einkommensreich11 einzustufen (vgl. Kap. 3.2.). Das bedeutet im Umkehrschluss, dass die 

Mehrheit  - rund 70 % -  der hannoverschen Bevölkerung der „Sozialen Mitte“ zugeordnet werden kann. 

Während an den unteren Einkommensrändern – jedenfalls im Fall des Transferleistungsbezugs  – ein 

sehr ausdifferenzierter, kleinräumiger Überblick über Anzahl und Struktur vorliegt, gibt es über die 

mittleren und höheren Einkommenslagen Hannovers keine Daten mangels allgemeiner, aktueller und 

kleinräumiger Einkommensstatistik. 

 

Laut Mikrozensus verfügten im Jahr 2010 45 % über ein Haushaltsnettoeinkommen von unter 1.500 

Euro, 17 % über ein Einkommen von 1.500 bis unter 2.000 Euro, 20 % über ein Einkommen von 2.000 

bis unter 3.200 Euro und 17 % über ein Einkommen von 3.200 Euro und mehr. Die Haushalte können 

unterschiedlich viele Haushaltsmitglieder haben, so dass von den Einkommen sowohl Singlehaushalte 

als auch Großfamilien leben könnten. 

 

Nach einer Zusammenstellung des „Wegweisers Kommunen“ (Bertelsmann Stiftung)12, basierend auf 

Einkommensdaten der Statistischen Landesämter, zeigt Hannover verglichen mit andern Großstädten 

Deutschlands weder besondere Ausschläge beim Anteil höherer, noch bei den niedrigen Haushaltsnet-

toeinkommen (vgl. Abb. 26).  

 

                                                            
11 Als reich gelten diejenigen, die über mehr als das Doppelte des mtl. Durchschnittsnettoeinkommens verfügen. 

Quelle für Reichtumsquote: Handlungsorientierte Sozialberichterstattung 2011, Tab. 2.3.1, Datenstand 2009 
12 Bertelsmann Stiftung: Wegweiser Kommune. In: http://www.wegweiser-kommune.de  
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Abbildung 26: Anteil der Haushalte mit hohem, niedrigem* Einkommen 2010 im Großstadtvergleich 

 
Quelle: Bertelsmann Stiftung: Wegweiser Kommune, Datenbasis: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

2010, eigene Darstellung 

* niedrige Einkommen = < 1.000 Euro, hohe Einkommen = < 4.000 Euro. 

 

Rund 16,7 % der Haushalte verfügten demnach 2010 über ein Haushaltsnettoeinkommen von weniger 

als 1.000 Euro. Hannover nimmt hierbei einen mittleren Platz ein (Platz 9), zwischen Berlin, wo 21,2 % 

der Haushalte weniger als 1.000 hatten (Platz 1) und Düsseldorf (12,7 %, Platz 16). Auf der anderen 

Seite der Skala der Haushaltsnettoeinkommen von 4.000 Euro und mehr liegt Hannover auf Platz 11, 

wo 12,3 % in dieser Klasse liegen, zwischen Düsseldorf 17,7 % (Platz 1) und Leipzig 8,1 % (Platz 16). 

 

Um auszudrücken, wie eng oder weit die Einkommen der Bevölkerung in einer Stadt beieinander bzw. 

auseinander liegen, greift der Wegweiser Kommunen auf den Indikator „Einkommenshomogenität“ 

zurück. Er sagt aus, wie viel Prozent der Haushalte in einer Stadt nahe beieinander liegende Einkom-

mensgruppen haben, unabhängig von der Einkommenshöhe. 53,4 % der hannoverschen Haushalte 

verfügen über ein ähnliches Einkommensniveau. Damit weist Hannover eine vergleichsweise hohe Ein-

kommenshomogenität auf (Platz sechs im bundesweiten Großstadtranking). Zum Vergleich: Die beiden 

auf den hinteren Plätzen liegenden Städte Düsseldorf und Stuttgart haben eine Einkommenshomogeni-

tät von rund 46 %, was der Bertelsmann Stiftung zufolge auf eine höhere Einkommensspreizung und 

damit eine höhere „soziale Heterogenität“ hinweist. 

 

 

3.2. Arm, prekär, Transferleistungsbezug: Definition 

 

Wer weniger als 60 % des (regionalen oder nationalen) monatlichen Durchschnittsnettoeinkommens 

zur Verfügung hat, gilt nach internationalen Konventionen als einkommensarmutsgefährdet. Demnach 

war 2010 rund ein Fünftel (19,6 %) der hannoverschen Bevölkerung – ca. 100.000 Menschen – armuts-

gefährdet13. 

 

In Abstufung zu „arm“ bzw. „armutsgefährdet“, wurde der Begriff der „prekären“, Einkommen einge-

führt. Als prekär gelten Einkommen, die knapp oberhalb der Armutsgrenze liegen, aber deutlich unter-

halb des Durchschnittseinkommens, also zum Beispiel bei 70 oder 75 % des Durchschnittseinkommens. 

                                                            
13 MS (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration) 2012 (Hrsg.): 

Handlungsorientierte Sozialberichterstattung Niedersachsen – Statistikteil Bericht 2012 
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Dabei sind die Grenzen zwischen „einkommensarm“, „prekär“ und „durchschnittlich“ fließend, auch 

weil die Definitionen zwar häufig Konsens, aber letztlich willkürlich festgelegt sind. 

 

Für die Hannoversche Sozialberichterstattung sehr nützlich wären Einkommensdaten auf Stadtteilebe-

ne, möglichst in Kombination mit Aussagen über Haushaltstypen, wie z. B. allein Erziehende. Weil es an 

kleinräumigen Einkommensdaten aber mangelt, sind auch o.g. Armutsdefinitionen kaum anwendbar. 

Immerhin liegen aber umfangreiche Daten über BezieherInnen von Sozialleistungen (SGB II, SGB XII, 

Wohngeld, Asylbewerberleistungen) vor, die im Folgenden herangezogen werden, um ein Bild über die 

Spanne armer bis prekärer Einkommenslagen in Hannover zu zeichnen. 

 

Als Hannoverscher „Hilfsindikator“ für Einkommensarmut wurde 2005 der Indikator „Transferleis-

tungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II oder XII“ eingeführt. Der Indikator hat 

verschiedene Vor- und Nachteile ist aber letztlich alternativlos. Nachteil ist, dass es offenbar einen 

erheblichen Anteil von Haushalten gibt, die ihren Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II und XII 

nicht realisieren (Ergebnisse des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung). Schätzungen dar-

über, wie hoch dieser Anteil ist, sind allerdings widersprüchlich. Ein weiterer Nachteil ist, dass ein Ab-

sinken des Transferleistungsbezugs nicht ausschließlich damit erklärt werden kann, dass die Armut 

insgesamt gesunken oder „bekämpft“ sei. Das hängt damit zusammen, dass Änderungen im Sozialge-

setzbuch oder bei vorrangigen Sozialleistungen wie Wohngeld und Kinderzuschlag auf die Anspruchs-

berechtigung einwirken können. An der faktischen Zahl der Einkommensarmen hätte sich bei Inan-

spruchnahme einer vorrangingen Leistungen anstelle von „Hartz IV“ zwar nichts geändert, statistisch 

aber bliebe die so gemessene Armut nicht mehr sichtbar. Zu- und Abwanderungen gleicher Personen in 

unterschiedliche Rechtskreise und Statistiken sind also möglich, aber rechnerisch kaum nachvollzieh-

bar.  

 

Vorteile des „Hilfsindikators Transferleistungsbezug“ für Einkommensarmut sind die kleinräumige 

Auswertbarkeit auf Stadtteilebene, die Darstellung nach Alter, Geschlecht, Haushaltstyp und Nationali-

tät und die Entwicklung des Transferleistungsbezugs als Zeitreihe seit 2005, was den Indikator gegen-

über allen anderen auszeichnet.  

 

 

3.3. Entwicklung der Transferleistungsquote 

 

Am 31.12.2011 bezogen 78.195 HannoveranerInnen Transferleistungen zur Sicherung des Lebensun-

terhalts, davon die meisten nach dem SGB II (67.945 bzw. 87 %). Insgesamt bezog fast jeder Siebte in 

Hannover Transferleistungen (15,2 %). Im Zeitraum seit 2006 ist die Anzahl der Transferleistungsbe-

ziehenden um 655 Personen (-0,8 %) leicht gesunken, allerdings nicht kontinuierlich. Im Jahr 2009, 

dem Jahr der Bankenkrise, erreichte die Armutsquote ihre bisherige Höchstmarke von 15,7 % mit über 

80.300 davon Betroffenen. Seither sank die Anzahl im Mittel um rund 1.000 Personen jährlich ab (- 0,2 

bis - 0,3 Prozentpunkte jährlich). Das Niveau von 2011 bedeutet sowohl in der Anzahl, als auch in der 

Quote einen vergleichsweisen „absoluten Tiefstand“ seit 2006. 
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Abbildung 27: Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 2006 bis 2011 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Karte 11 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Karte 11 zeigt die Transferleistungsquoten auf Stadtteilebene. Die meisten Stadtteile pendeln um 

den gesamtstädtischen Durchschnitt von 15,2 %. Höchste Quoten von 26 % und mehr haben die Stadt-

teile mit Gebieten mit besonderem sozialen Handlungsbedarf (Mühlenberg, Hainholz, Vahrenheide und 

Linden-Süd). In den Stadtteilen mit vergleichsweise privilegierter Bewohnerschaft wie Seelhorst, Kirch-

rode, Zoo, Isernhagen-Süd, Waldhausen und Waldheim leben weniger als 4 % der Bevölkerung von 

Transferleistungen. 

Transferleistungsquote nach Stadtteilen

Anteil der Beziehenden von Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

an der Bevölkerung insgesamt am 31.12.2011
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Die Einkommensarmutsquote in den Stadtteilen variiert erheblich. Sie lag Ende 2011 zwischen 1,2 % 

(Isernhagen-Süd) und 36,5 % (Mühlenberg) und wies damit eine Spanne von 35,3 Prozentpunkten auf. 

Seit 2006 hat sich diese Stadtteilspanne der Einkommensarmut um drei Prozentpunkte vergrößert 

(2006: Isernhagen-Süd 1,7 % und Mühlenberg 33,9 % = Spanne von 32,2 Prozentpunkten).  

 

Tabelle 28 zeigt den Vergleich der zehn von Einkommensarmut am höchsten belasteten Stadtteile der 

Jahre 2006 und 2011. Die (grau hinterlegten) Stadtteile der Plätze eins bis vier und sieben sind unver-

ändert geblieben, Sahlkamp und Mittelfeld haben die Plätze vier und fünf getauscht. Nicht mehr unter 

den Top Ten sind die Stadtteile Stöcken und Linden-Nord, neu unter den zehn am Stärksten belasteten 

Stadtteilen ist Badenstedt. In vier Stadtteilen ist die faktische Transferleistungsquote innerhalb eines 

Fünfjahreszeitraums leicht gesunken, in sechs Stadtteilen nochmals zum Teil deutlich gestiegen (siehe 

Pfeile in Tab. 28).  

 

Tabelle 28: Vergleich der zehn von Einkommensarmut am höchsten belasteten Stadtteile der Stadt 

Hannover 2006 und 2011 

  

Top Ten 

2006 2011 Entwicklung 

TL-Quote Stadtteil TL-Quote Stadtteil TL-Quote 

1 Mühlenberg 33,9 Mühlenberg 36,5   

2 Vahrenheide 33,7 Vahrenheide 35,8  

3 Linden-Süd 31,1 Linden-Süd 30,6  

4 Hainholz 29,7 Hainholz 28,7  

5 Mittelfeld 24,7 Sahlkamp 25,1  

6 Sahlkamp 24,6 Mittelfeld 24,1  

7 Bornum 22,5 Bornum 23,5  

8 Linden-Nord 22,1 Badenstedt 20,8  

9 Herrenhausen 21,2 Ricklingen 20,8  

10 Stöcken + Ricklingen 20,0 Herrenhausen 20,7  

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Vergleicht man die Entwicklung der Transferleistungszahlen der zehn im Jahr 2006 am stärksten belas-

teten Stadtteile mit der gesamtstädtischen Entwicklung insgesamt, lässt sich prüfen, welche Stadtteile 

von der sinkenden Armutsquote besonders profitiert haben und welche eher weniger: 

 

 In den zehn im Jahr 2006 am stärksten von Einkommensarmut belasteten Stadtteilen ist die 

Anzahl der TransferleistungsempfängerInnen bis 2011 um 0,2 Prozent gesunken. 

 In den zehn im Jahr 2006 am wenigsten von Einkommensarmut belasteten Stadtteilen ist die 

Anzahl der TransferleistungsempfängerInnen bis 2011 um 3,8 Prozent gesunken. 

 Im gesamtstädtischen Durchschnitt ist die Anzahl der TransferleistungsempfängerInnen bis 

2011 um 0,8 Prozent gesunken.   

 

Zusammengefasst zeigt sich, dass im gesamtstädtischen Durchschnitt die Anzahl der Einkommensar-

men zwar gesunken ist, dies aber sehr ungleichmäßig und nicht in allen Stadtteilen. Von der positiven 

Entwicklung am meisten profitiert haben die zehn Stadtteile mit den ohnehin niedrigsten Armutsquo-

ten. In den damals zehn einkommensärmsten Stadtteilen blieb die Anzahl im Mittel zwar stagnierend 

bis ganz leicht abnehmend, aber in etwa der Hälfte dieser Stadtteile ist die Anzahl der Einkommensar-

men seit 2006 nochmals gestiegen, was sich meist auch in der gestiegenen Transferleistungsquote 

widerspiegelt. 
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3.3.1. Kinderarmut  

 

Ende 2011 lebten 19.415 Kinder und Jugendliche im Alter von 0 bis 17 Jahren in Familien, die Trans-

ferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bezogen. Das waren genau 25 % der Minderjährigen 

Hannovers und damit fast 2.400 weniger (-10,9 %) als fünf Jahre zuvor. Die Transferleistungsquote 

unter Minderjährigen ist seit 2006 deutlich stärker gesunken, als in jeder anderen Altersgruppe. 

 

Abbildung 29: Kinderarmut - Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bei 0 bis 17-

Jährigen, 2006 bis 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Wer Kinderzuschlag erhält, bezieht nicht zugleich Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, ist aber ähnlich 

„einkommensarm“, wie Familien mit Transferleistungsbezug. Wie hoch die Kinderarmutsquote jeweils 

läge, wenn man Kinderzuschlag sowie Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz für Minder-

jährige und Wohngeld hinzuzöge, ist der Tabelle 30 zu entnehmen. Insbesondere das Addieren der 

Anzahl von Kindern und Jugendlichen mit Wohngeldbezug würden die Armutsquote deutlich nach oben 

treiben (33 %). 

 

Tab. 30: Anzahl und Anteil der Kinderarmut nach verschiedenen Transferleistungsarten im Dez. 2011 

Transferleistungsart Anzahl Minderjähriger in Prozent 

SGB II und SGB XII 19.415 25,0 

Kinderzuschlag14 +     316 25,4 

Regelleistungen AsylbLG +     255 25,7 

Wohngeld +  5.665 33,0 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, Fachbereich 

Soziales, eigene Darstellung 

                                                            
14 Ende 2011 erhielten 632 ledige Familienmitglieder unter 25 J. im Familienkassenbezirk Hannovers (inklusive 

Teilen der Region) Familienzuschlag. Berücksichtigt wurden laufende Zahlfälle ohne nachträglich bewilligte 

Zuschläge. Für die Stadt Hannover und bezogen auf die Altersgruppe unter 18 J. wurde die Anzahl 316 geschätzt. 
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Die seit 2005 kommunizierte hannoversche Armutsquote schließt nur Kinder mit Transferleistungsbe-

zug (SGB II und SGB XII) ein, um kleinräumigere Betrachtungen auf Stadtteilebene vornehmen zu 

können15. Wie auch in den Jahren zuvor zeigt sich ein typisches Muster nach Altersgruppen (vgl. 

Abb.31): Je jünger die Kinder sind, desto häufiger wachsen sie unter den Bedingungen familialer Ein-

kommensarmut auf. Das Risiko, jemals von Armut betroffen zu sein, ist im Kleinkind- und Grundschul-

alter am höchsten und nimmt dann mit zunehmendem Lebensalter der Kinder leicht ab. Kinder auslän-

discher Staatsbürgerschaft, Kinder deren Eltern keinen Schulabschluss bzw. einen Hauptschulabschluss 

haben und Kinder allein Erziehender sind überproportional häufig betroffen. 

 

Abbildung 31: Kinderarmut nach jugendhilfeplanerisch relevanten Altersgruppen, Dezember 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Karte 12 zeigt die unterschiedliche Betroffenheit von Kindern in Armut in Hannovers Stadtteilen. Bei 

keiner anderen Altersgruppe gibt es eine so hohe Betroffenheitsspanne. Auf Stadtteilebene variiert die 

Einkommensarmutsquote unter Minderjährigen zwischen 1,6 % in Isernhagen-Süd und 58,5 % in Müh-

lenberg. Der Stadtteil Mühlenberg zeigt mit sehr großem Abstand die höchste Kinderarmutsquote in-

nerhalb Hannovers, gefolgt von Linden-Süd (49,5 %), Vahrenheide (48,3 %) und Bornum (44,0 %). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                            
15 Die „Amtliche Sozialberichterstattung“ zieht für die „Soziale Mindestsicherungsquote“ folgende Hilfearten 

heran: Leistungen nach dem SGB II (ALG II und Sozialgeld) und SGB XII, Regelleistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz und die Leistungen der Kriegsopferfürsorge (laufende Leistungen).  
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Karte 12 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.3.2. Mittlere Altersgruppen  

 

Ende 2011 bezogen 48.433 Männer und Frauen mittleren Alters von 18 bis 59 Jahren Transferleistun-

gen zur Sicherung des Lebensunterhalts (15,6 % dieser Altersgruppe). Damit ist die mittlere Alters-

gruppe diejenige in Hannover, die hinsichtlich der Armutsquote am ehesten dem gesamtstädtischen 

Durchschnitt von 15,2 % entspricht.  

 

Die niedrigste Armutsquote innerhalb dieser mittleren Altersgruppen haben Erwachsene unter 27 Jah-

ren (13,6 %), gefolgt von den 45 bis 59-Jährigen (14,6 %). Erwachsene im klassischen Familiengrün-

dungsalter (27 bis 44 Jahre) sind mit 16,8 % am häufigsten betroffen. Männer sind zwischen 18 und 60 

Jahren mit 15,9 % etwas häufiger betroffen, als Frauen (15,4 %), insbesondere kurz vor Erreichen des 

60. Lebensjahres. Bis zum Alter von 44 Jahren sind Frauen etwas häufiger betroffen als Männer (vgl. 

Abb. 32). Eine mögliche Erklärung hierfür ist die höhere Teilzeitquote von Frauen, insbesondere bei 

Vorhandensein von Kindern und der höhere Anteil von Frauen unter den allein Erziehenden. Bei den 45 

bis 59-Jährigen kehrt sich dieses Verhältnis um und Männer beziehen mit einem Abstand von drei Pro-

zentpunkten deutlich häufiger Transferleistungen als gleichaltrige Frauen. 

 

Im Zeitraum 2006 bis 2011 gab es bei Frauen insgesamt nur einen leichten Rückgang der Transferleis-

tungsquote um 0,3 %. Bei Männern fiel dieser Rückgang deutlich stärker aus (-1,4 %). 

 

 

 

 

Kinderarmut nach Stadtteilen

Anteil der Kinder und Jugendlichen, der Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bezieht, 

an den Minderjährigen insgesamt am 31.12.2011
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Abbildung 32: Männer und Frauen mit Transferleistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts 

nach sozialplanerisch relevanten Altersgruppen, Dezember 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

 

3.3.3. Generation 60 plus  

 

Jeder zwölfte Senior, jede zwölfte Seniorin (60 Jahre und älter) bezog Ende 2011 Transferleistungen. 

Mit einer Transferleistungsquote von 8,1 % gehören SeniorInnen zwar einerseits zur Altersgruppe der 

am Seltensten Betroffenen, andererseits steigt in dieser Altersgruppe die Armutsquote am 

Kontinuierlichsten und Stärksten (vgl. Abb. 33). 2011 bezogen 10.343 SeniorInnen Transferleistungen, 

darunter primär Grundsicherumg im Alter (SGB XII). Das waren 2.332 SeniorInnen mehr als 2006, was 

einem Zuwachs von 29,1 Prozent innerhalb von nur fünf Jahren entspricht. 

 

Abbildung 33: SeniorInnen mit Transferleistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts 2006 bis 

2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und LHH: Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 
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Wider Erwarten und untypischerweise sind Frauen im höheren Alter mit 7,5 % seltener Transferleis-

tungsbeziehende als Männer (9,0 %). Ausgenommen hiervon sind die Altersgruppen vor Eintritt ins 

Rentenalter (hier: 60 bis 64 Jahre), wo Männer infolge des häufigeren Bezugs von Arbeitslosengeld II 

höhere Quoten aufweisen. Auch in der Altersgruppe der 75 bis 84-Jährigen beziehen Männer etwas 

häufiger Transferleistungen. Kurz nach dem Eintritt ins Rentenalter bis zum 75. Lebensjahr und jenseits 

des 85. Lebensjahrs sind Frauen etwas häufiger Beziehende von Grundsicherung im Alter als Männer 

(vgl. Abb. 34).  

 

Hierbei wird deutlich, dass der Indikator „Transferleistungsquote“ gerade bei SeniorInnen als Ar-

mutsindikator an seine Grenzen kommt, auch weil von einer sehr viel höheren Dunkelziffer der Nichtin-

anspruchnahme trotz Leistungsanspruchs unter Älteren ausgegangen werden muss. Die Ursachen dafür 

reichen von Scham und unzureichender Information der Betroffenen bis hin zur Sorge, dass Familien-

angehörige finanziell behelligt werden könnten. Untersuchungen zeigen, dass die Leistungen umso 

seltener in Anspruch genommen werden, je geringer die erwartete Höhe des Anspruchs und je kürzer 

die erwartete Bezugsdauer ist. 

 

Die Transferleistungsquote der SeniorInnen unterschätzt besonders das Ausmaß weiblicher Armut im 

Alter. Ein Teil der Seniorinnen ist zwar über die (Witwen-)Renten und Pensionen ihrer Ehemänner fi-

nanziell mit abgesichert, statistisch aber treten die sehr kleinen Renten in Höhe des Existenzminimums 

nicht in Erscheinung. Hinzu kommt, dass die materielle Situation im Alter perspektivisch kaum noch 

veränderbar ist. Um sich ein wirklich umfassendes Bild zur Situation der Einkommensarmut im Alter zu 

machen, könnten Daten über Renten, Pensionen, Vermögen und das Vorhandensein von Wohneigen-

tum das Gesamtbild abrunden, was allerdings im Rahmen kommunaler Berichterstattung methodisch 

nicht machbar ist, insbesondere kleinräumig nicht (vgl. Kap. 3.1.). Dennoch ermöglicht ein verglei-

chender Blick auf die Transferleistungsquote unter SeniorInnen eine Einschätzung zur Entwicklung 

über die Zeit und zur ungleichen Verteilung über die Stadt. 

 

Abbildung 34: SeniorInnen mit Transferleistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts  2011 nach 

Altersgruppen und Geschlecht  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 
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Karte 13 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Karte 13 bildet die Transferleistungsquote innerhalb der Generation 60 plus ab. Auf Stadtteilebene 

weist die Transferleistungsquote unter SeniorInnen eine Spanne von 0,0 % in Wülferode bis 21,9 % in 

Vahrenheide auf. Höchste Transferleistungsquoten unter SeniorInnen haben die in den eher westlich 

gelegenen Stadtteilen Vahrenheide (21,9 %), Hainholz (21,8 %), Linden-Süd (20,5 %) und Herrenhausen 

(17,3 %). In den eher östlich gelegenen, vergleichsweise besser situierten Stadtteilen ist die Transfer-

leistungsquote meist unterdurchschnittlich). 

 

 

3.3.4. AusländerInnen  

 

24.935 AusländerInnen in Hannover bezogen Ende 2011 Transferleistungen zur Sicherung des Lebens-

unterhalts. Das sind fast 32 % aller Transferleistungsbeziehenden oder fast 34 % aller AusländerInnen. 

Damit beziehen AusländerInnen mehr als doppelt so häufig Transferleistungen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts, wie im gesamtstädtischen Durchschnitt (15,2 %).  

 

Die Zeitreihe in der Abbildung 35 zeigt die mit rund 25.000 über ein halbes Jahrzehnt nahezu stagnie-

rende Anzahl ausländischer Transferleistungsbeziehenden (-231). Mit - 0,9 % ist die Anzahl seit 2006 

ebenso häufig abgesunken, wie bei den Deutschen bzw. bei der Bevölkerung insgesamt (jeweils -

0,8 %).  

 

 

 

 

Transferleistungsquote der

Generation 60 plus nach Stadtteilen

Anteil der SeniorInnen, der Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bezieht, 

an den 60-Jährigen und älteren insgesamt am 31.12.2011

Stadtwert: 8,1 Prozent

Landeshauptstadt Hannover

Statistikstelle

5 km

Wülferode

Bemerode

Anderten

Koordinationsstelle Sozialplanung /

Misburg-Süd

Misburg-Nord

Lahe

Isernhagen-Süd

Bothfeld

Sahlkamp

Vahrenheide

List

Zoo

Groß-

Buchholz

Heideviertel

Kleefeld

Kirchrode

Stöcken

Marienwerder

Vinnhorst

Nordhafen

Burg

Vahren-

wald

Nordstadt

Leinhausen

Hainholz

Ahlem

Limmer

Davenstedt

33

Linden-Mitte

02

Linden-Süd

Badenstedt

39

42

Oberricklingen

Wettbergen

Ricklingen
Döhren

Wülfel

Mittelfeld

Seelhorst

05

06

Mitte

Südstadt
Bult

Ledeburg

09

02  Calenberger-Neustadt

05  Waldhausen

06  Waldheim

09  Oststadt

33  Linden-Nord

39  Bornum

42  Mühlenberg

Herren-
hausen

Brink-Hafen

Stadtteilnummer/Stadtteil

unbebaute Fläche

14,0 und mehr (7)

10,0 bis unter 14,0 (8)

5,0 bis unter 10,0 (18)

2,0 bis unter 5,0 (9)

unter 2,0 (7)



Landeshauptstadt Hannover  Hannover zwischen arm und reich 

Sozialbericht 2013 

 
 

58 

 

Abbildung 35: AusländerInnen mit Transferleistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts  2006 

bis 2011  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Nach Stadtteilen differenziert ergibt sich eine enorme Transferleistungsspanne von 6,5 % im Stadtteil 

Zoo und 63,0 % am Mühlenberg. Höchste Armutsquoten unter AusländerInnen sind in den Stadtteilen 

Sahlkamp (57,3 %), Vahrenheide (50,6 %), Davenstedt (47,8 %) und Burg (46,4 %) zu finden. 

 

 

Karte 14 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Transferleistungsquote der

AusländerInnen nach Stadtteilen

Anteil der AusländerInnen, der Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

bezieht, an der ausländischen Bevölkerung insgesamt am 31.12.2011
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3.3.5. Bedarfsgemeinschaften im Überblick 

 

Leben mehrere, gemeinsam wirtschaftende Personen in einem Haushalt mit einem Transferleistungs-

berechtigten, bilden sie eine Bedarfsgemeinschaft. Bei einer Bedarfsgemeinschaft werden alle Ein-

kommen und Vermögen in einen „Topf“ geworfen und in der Berechnung angesetzt. Falls eine Person 

mehr hat, als sie für ihr Existenzminimum braucht, werden deren Mittel rechnerisch auf die anderen 

Personen umverteilt. Wer zu einer Bedarfsgemeinschaft gehört, regelt das Sozialgesetzbuch. Zum Bei-

spiel bildet ein „unverheiratetes, noch nicht 25 Jahre altes Kind, das selbst ein Kind hat, eine eigene 

Bedarfsgemeinschaft, auch wenn ein solches Kind selbst noch einem Haushalt mit Anderen angehört“.  

 

Weit über die Hälfte (58 %) der 47.224 Bedarfsgemeinschaften sind Single-Bedarfsgemeinschaften, 

gefolgt von Familien (rund 26 %), Paaren ohne Kinder (10 %) und „Sonstigen“ (6 %). Etwa die Hälfte 

aller Familien mit Transferleistungsbezug sind allein Erziehende (vgl. Abb. 36). 

 

Abbildung 36: Bedarfsgemeinschaften mit Transferleistungsbezug Ende 2011  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und LHH: Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Die Armutsbetroffenheit nach Bedarfsgemeinschaftstypen ist unter allein Erziehenden am höchsten, 

gefolgt von Singlehaushalten, Paaren mit Kindern und Paaren ohne Kinder (vgl. Abb. 37). 

 

Abbildung 37: Ausgewählte BG-Typen mit Transferleistungsbezug Ende 2011  

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit und LHH: Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 
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3.3.6. Familien und allein Erziehende 

 

Jeder vierte Haushalt mit minderjährigen Kindern Hannovers (25,3 %, Tendenz leicht sinkend) und 

jeder zweite Haushalt von allein Erziehenden (51,1 %, stagnierend) bezog Ende 2011 Transferleistun-

gen zur Sicherung des Lebensunterhalts (Kinderzuschlag und AsylbLG nicht inbegriffen). 

 

In nahezu der Hälfte der Bedarfsgemeinschaften von allein Erziehenden, die von Leistungen nach dem 

SGB II leben, wohnt ein Kind (48 %), gefolgt von zwei (33 %), drei (13 %) und vier und mehr Kindern 

(7 %). Fast alle allein Erziehenden sind Frauen (94 %). Anders bei den Paaren mit Kindern: Zweikindfa-

milien stellen hier die Mehrheit (36 %) unter den Paaren mit Kindern im SGB II, gefolgt von Einkindfa-

milien (30 %), Dreikindfamilien (20 %) und Paaren mit vier und mehr Kindern (15 %). 

 

Abbildung 38: Familien mit Transferleistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts 2006 bis 2011*  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

* Für das Jahr 2010 war keine Quotenbildung möglich 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Abbildung 39: Allein Erziehende mit Transferleistungsbezug 2006 bis 2011*  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

* Für das Jahr 2010 war keine Quotenbildung möglich 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 
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In Stadtteilen mit Quartieren mit besonderem sozialen Handlungsbedarf (vgl. Kap. 9), sind überdurch-

schnittlich viele Familien 36 % und mehr von Einkommensarmut betroffen. Hierzu zählen Vahrenheide, 

Sahlkamp, Hainholz, Linden-Süd, Ricklingen, Bornum und Mühlenberg. In den Stadtteilen Isernhagen-

Süd, Lahe, Zoo, Waldhausen und Waldheim liegen die Familienarmutsquoten bei unter 5 % (vgl. Karte 

15). 

 

Karte 15 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Transferleistungsquote der Familien

nach Stadtteilen

Anteil der Familien, der Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

bezieht, an Familienhaushalten insgesamt am 31.12.2011
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Stadtweit beziehen 51,1 % der allein Erziehenden Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts. In folgenden sechs Stadtteilen liegt die Armutsbetroffenheit unter allein Erziehenden bei 69 % 

und mehr: Vahrenheide, Sahlkamp, Hainholz, Linden-Süd, Bornum und Mühlenberg. In Waldhausen, 

Lahe, Kirchrode, Isernhagen-Süd und Seelhorst liegt die Armutsquote von allein Erziehenden bei unter 

22 % (vgl. Karte 16). 

 

Karte 16 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Transferleistungsquote der

allein Erziehenden nach Stadtteilen

Anteil der allein Erziehenden, der Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

bezieht, an Haushalten von allein Erziehenden insgesamt am 31.12.2011

Stadtwert: 51,1 Prozent
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3.3.7. Zielgruppen und Entwicklungen im Überblick 

 

Nach planerisch relevanten Altersgruppen wird deutlich, dass die Transferleistungsquote mit zuneh-

mendem Alter sinkt. Höchste Armutsquoten haben Familien mit Kindern im Kleinkindalter, niedrigste 

Transferleistungsquoten haben SeniorInnen im Alter von 85 Jahren und älter (vgl. Abb. 40). Aus ver-

schiedenen Gründen (s.o.) eignet sich der Transferleistungsquote nur bedingt als Armutsindikator für 

Menschen im Rentenalter. 

 

Abbildung 40: Transferleistungsbezug nach planerisch relevanten Altersgruppen Dez. 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Abbildung 41 zeigt für ausgewählte Zielgruppen die Veränderung der Anzahl von Transferleistungsbe-

ziehenden in Hannover im Zeitraum 2006 bis 2011. Im Vergleich wird deutlich, dass der höchste Rück-

gang unter den Kindern und Jugendlichen stattfand (-2.384; -10,9 %) und gleichzeitig der mit großem 

Abstand höchste Zuwachs unter den SeniorInnen (+2.332; +29,1 %). Bei allen anderen Gruppen ist 

ein sehr leichter Rückgang zu beobachten, wobei der Rückgang unter AusländerInnen und Deutschen 

nahezu gleich war und unter Männern etwas stärker war als unter Frauen. 

 

Abbildung 41: Veränderung der Anzahl von TransferleistungsbezieherInnen im Zeitraum 2006 bis 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 
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Auf Ebene der Bedarfsgemeinschaften zeigt sich, dass Paare ohne Kinder am meisten von den positiven 

Entwicklungen profitiert haben (-6,3 % im Zeitraum 2009 bis 2011). Aber auch bei Familien, primär 

Paaren mit Kindern, ist die Anzahl deutlich zurückgegangen (-4,6 %), während sie bei den allein Erzie-

henden nur leicht (-0,4 %) gesunken ist. Am Auffälligsten ist der überproportional starke Anstieg sons-

tiger Bedarfsgemeinschaften (+23,1 %). Hierbei handelt es sich um eine Restkategorie von Mehrper-

sonenhaushalten, die keinem der anderen Typen zugeordnet werden kann. Ein typisches Beispiel dafür 

sind allein Erziehende mit einem Kind über 18 Jahren16.  

 

Abbildung 42: Veränderung der Anzahl von Bedarfsgemeinschaften mit Transferleistungsbezug im Zeit-

raum 2009 bis 2011  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Während die Anzahl der TransferleistungsempfängerInnen in den vergangenen Jahren sukzessive ge-

sunken ist, ist die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften nahezu konstant geblieben. Demzufolge sind die 

Bedarfsgemeinschaften immer „kleiner“ geworden, auch weil weniger Familien, Kinder und Paare, aber 

stattdessen etwas mehr Single-Bedarfsgemeinschaften bzw. SeniorInnen betroffen sind. Die durch-

schnittliche Personenzahl von Bedarfsgemeinschaften ist infolgedessen von 1,73 (2008) auf 1,66 

(2011) gesunken. 

 

 

3.4.  Wohngeld  

 

Wohngeld ist ein von Bund und Ländern getragener Zuschuss zu den Wohnkosten. Es wird MieterInnen 

und EigentümerInnen gezahlt, wenn die Höhe ihrer Miete oder Belastung für angemessen großen 

Wohnraum die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ihres Haushalts übersteigt. Die allermeisten Wohn-

geldempfängerInnen erhalten einen Mietzuschuss (2011: 97 %). Vom Wohngeld ausgeschlossen sind 

u.a. Haushaltsmitglieder, die EmpfängerInnen von Arbeitslosengeld II und Sozialgeld (SGB II) oder 

Hilfe zum Lebensunterhalt bzw. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII) sind. 

 

                                                            
16 Die Zuordnung zur Kategorie Alleinerziehenden-BG ist hier nicht möglich, da dem Kind die Rolle VU 25 (volljäh-

rige, unverheiratete Person unter 25) zugordnet wird. Voraussetzung für eine Alleinerziehende-BG im SGB II ist 

mindestens ein minderjähriges, unverheiratetes Kind. Da auch keine der anderen BG-Typisierungen auf diese 

Konstellation zutrifft, wird dieser Fall den „Sonstigen“ zugeordnet (Bundesagentur für Arbeit). 
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Am 31.12.2012 bezogen 6.147 Haushalte in Hannover Wohngeld, das waren 2,1 % aller Haushalte. In 

diesen Haushalten lebten 17.698 Personen, die bei der Wohngeldberechnung berücksichtigt wurden, 

darunter 5.096 Minderjährige17. Nach Informationen des Landesamts für Statistik (LSKN) lebten in den 

meisten Haushalten (65 %) keine Kinder und Jugendlichen. 92 % der Haushalte ohne Kinder waren 

Singlehaushalte. 

 

Die Anzahl der Wohngeld beziehenden Haushalte sinkt seit April 2011 kontinuierlich. Es werden sowohl 

weniger Anträge gestellt, als auch Anträge wegen zu hoher Einkünfte abgelehnt. Allein zwischen 2011 

und 2012 sank die Anzahl um 650 Haushalte (- 9,6 %). Maßgeblich für die Entwicklung des Wohngeldes 

sind neben der konjunkturellen Entwicklung auch gesetzliche Änderungen im Sozialrecht, wie zum Bei-

spiel die Einführung des Kinderzuschlags (2008) oder Änderungen des Wohngeldrechts in den Jahren 

2009 (erstmalige Berücksichtigung der Heizkosten bei der Wohngeldberechnung) und 2011 (Strei-

chung der Heizkosten bei der Wohngeldberechnung), wodurch sich sowohl die Zahl der Anspruchsbe-

rechtigten als auch die Höhe des durchschnittlichen Wohngeldanspruchs reduzierte. 

 

Karte 17  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die haushaltsbezogene Wohngeldquote lag Ende 2012 bei 2,1 %. Sie weist in den Stadtteilen eine 

Spanne von über 3 % (Waldheim, Vahrenheide, Stöcken, Mühlenberg und Kleefeld) bis hin zu unter 

1,1 % (Lahe, Seelhorst, Isernhagen-Süd, Wülferode, Zoo) (vgl. Karte 17). 

 

 

 

 

 

                                                            
17 Landeshauptstadt Hannover: Fachbereich Soziales 

Wohngeldempfängerhaushalte

nach Stadtteilen

Anteil der Haushalte mit Wohngeldbezug an Haushalten insgesamt am 31.12.2012
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Exkurs 3: Kommunale Teilhabeinstrumente 

 

Der Hannover-Aktiv-Pass  

Der zum 1.9.2009 eingeführte Hannover-Aktiv-Pass ist ein kommunales Instrument, um Hannoverane-

rInnen, die wenig Geld haben, Teilhabe zu ermöglichen. Mit dem Hannover-Aktiv-Pass gibt es Vergüns-

tigungen, z.B. in Schwimmbädern, Museen, bei Sportvereinen oder für Stadtteilkultur. Den teilnehmen-

den Institutionen werden ihre Einnahmeausfälle erstattet. Den Hannover-Aktiv-Pass erhalten: 

 EmpfängerInnen von Leistungen nach dem SGB II (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) und 

SGB XII (Sozialhilfe, Grundsicherung) 

 AsylbewerberInnen, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten 

 EmpfängerInnen ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt im Rahmen der Kriegsopferfürsorge  

 EmpfängerInnen von Wohngeld (ab dem 1.9.2013). 

Im Jahr 2012 wurden 88.306 Aktiv-Pässe ausgestellt, wodurch die Mehrheit der Geringverdienenden 

unbürokratisch erreicht wurde, weil das Verfahren für die Berechtigten einfach gestaltet ist: Die Han-

nover-Aktiv-Pässe werden zum 1.9. eines jeden Jahres automatisiert versandt und sind generell ein 

Jahr gültig. Neu hinzukommende Berechtigte erhalten die Pässe entweder in den Bürgerämtern oder 

mit den Bewilligungen von Sozialhilfe/Grundsicherung usw. zugesandt. Im Jahr 2012 wurden fast 

67.000 Einzelermäßigungen in Anspruch genommen, darunter die meisten für Schwimmbäder 

(19.139), Bildungseinrichtungen wie Volkshochschule, Bildungsverein, Musikschule und Bibliotheken 

(11.784) und andere Angebote für Kinder, wie z.B. die Feriencard (7.818). Die Mitgliedschaft in einem 

Sportverein mit Hilfe des Aktiv-Passes nutzten 1.802 Kinder und Jugendliche. Die Inanspruchnahme für 

einzelne Ermäßigungen ist in allen Bereichen seit 2010 deutlich gestiegen. 

 

Das Bildungs- und Teilhabepaket  

Auch das 2011 von der Bundesregierung eingeführte Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) zielt auf Kinder 

und Jugendliche aus einkommensarmen Familien. Das BuT wurde im Nachgang eines Bundesverfas-

sungsgerichtsurteils eingeführt, demnach Kindern und Jugendlichen am finanziellen Existenzminimum 

sogenannte Teilhaberechte zu gewährleisten sind, die „auch die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege 

zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kul-

turellen und politischen Leben [ermöglichen sollen]“18. Bis Ende August 2012 nahmen regionsweit rund 

19.400 von insgesamt 47.400 Leistungsberechtigten rund 23.300 Leistungen in Anspruch, und zwar für 

Mittagsverpflegung (32 %), mehrtägige Klassenfahrten (27 %), Teilhabe (Verein, Musikschule etc.) 

23 %, Lernförderung (7 %), eintägige Fahrten (8 %) und Schülerbeförderung (3 %). 68 % der Kinder und 

Jugendlichen bezogen Leistungen nach dem SGB II, 32 % bezogen Wohngeld, Kinderzuschlag oder 

Leistungen nach dem SGB XII bzw. AsylbLG 19.  

 

Nach einer Studie des NDR Info ließen durchschnittlich rund ein Drittel der Kreise Niedersachsens die 

vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel für Teilhabe ungenutzt, die Region Hannover konnte rund 

75 % der zur Verfügung gestellten Mittel verwenden und lag hierbei im Durchschnitt. Das Verfahren zur 

Gewährung von Angeboten wird nach wie vor als bürokratisch und zeitaufwendig bewertet. Seit Jah-

resbeginn 2013 wurden daher einige Verfahren vereinfacht und es wird mit einer künftig stärkeren 

Nutzung der Angebote gerechnet20. Region und Stadt Hannover setzen neben der Mobilisierung, Moti-

vierung von und konkreten Hilfestellung für potenzieller NutzerInnen auf strukturelle Lösungen im 

Umgang. Beispielsweise werden so genannte „Sondermittel“ zur Finanzierung von Qualifizierungspro-

jekten für benachteiligte Jugendliche oder für Schulsozialarbeit eingesetzt. 

                                                            
18 BVerfG, a.a.O., Randnrn. 135 -138 
19 Region Hannover, Team 50.06: Präsentation zur Pressekonferenz am 1.11.2012 

20 NDR Info vom 1.4.2013 
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3.5. Überschuldung  

 

3.5.1 Überschuldete Haushalte 

 

Private Haushalte sind überschuldet, wenn trotz Reduzierung des Lebensstils nach Abzug aller Lebens-

haltungskosten der Einkommensrest nicht zur fristgerechten Schuldentilgung ausreicht (relative Über-

schuldung). Wenn Einkommen und Vermögen der SchuldnerInnen nicht mehr ausreichen, um beste-

hende Verbindlichkeiten zu decken liegt eine absolute Überschuldung vor. 

 

In diese Situation kommen Menschen unabhängig von ihrer absoluten Einkommens- oder Vermögens-

situation. Das Risiko, sich zu überschulden ist allerdings für Haushalte mit einem niedrigen Einkommen 

und geringer Qualifikation höher – so zeigen verschiedene Analysen. Kritische Situationen wie Krank-

heit, Trennung und Arbeitslosigkeit wirken sich bei Haushalten mit niedrigem Einkommen aufgrund 

geringer Handlungsspielräume gravierender aus.  

 

Wie viele Menschen in Deutschland als überschuldet gelten, ist nicht bekannt, da es nach wie vor keine 

amtliche Überschuldungsstatistik21 gibt. Aus diesem Grund lassen sich auch für die Stadt Hannover 

keine Aussagen treffen.  

 

Hinweise auf die Anzahl und die Struktur überschuldeter Haushalte lassen sich jedoch dem SchuldenAt-

las Deutschland 2012 (creditreform 2012) entnehmen. Demnach waren im Jahr 2012 bundesweit 6,6 

Mio. Erwachsene überschuldet. Dies entspricht einem Anteil von 9,7 % an allen erwachsenen Personen 

in Deutschland. In der Region Hannover liegt die Schuldnerquote mit 11,8 % über dem Bundesdurch-

schnitt. Überträgt man diese Quote auf die Stadt Hannover errechnet sich, dass schätzungsweise rund 

51.700 erwachsene Personen überschuldet sind. 

 

Bundesweit sind laut SchuldenAtlas 2012 mehr als ein Viertel der Überschuldeten unter 30 Jahre alt. 

Ähnlich viele Personen besetzten jeweils die Altersgruppen der 30 bis 39-Jährigen und der 40 bis 49-

Jährigen. Mit zunehmendem Alter nimmt die Anzahl der Überschuldeten ab. Besonders besorgniserre-

gend ist die Entwicklung der letzten Jahre in der Gruppe der jungen Menschen unter 30 Jahren, die 

Zahl der Betroffenen hat seit 2008 um rund ein Viertel zugenommen. Deutlich Zuwächse – wenn auch 

auf deutlich niedrigerem Niveau - zeichnet sich auch bei den 70-jährigen und älteren ab. 

 

Hauptursachen der Überschuldung sind Arbeitslosigkeit, der Verlust der LebenspartnerIn durch Tren-

nung, Scheidung, Tod, sowie Krankheit und Sucht, unwirtschaftliches Verhalten und gescheiterte 

Selbstständigkeit, Einkommensrückgang und Niedrigeinkommen. 

 

 

3.5.2 Verbraucherinsolvenz 

 

Hilfe für Überschuldete gibt es seit 1999 durch den Verbraucherkonkurs. Dieser gliedert sich in einen 

außergerichtlichen Einigungsversuch, das gerichtliche Schuldenbereinigungsverfahren, das vereinfach-

te Insolvenzverfahren und das Restschuldverfahren. Ziel ist es, Schuldnern durch die am Ende des Ver-

fahrens stehende Restschuldbefreiung die Chance eines wirtschaftlichen Neubeginns zu eröffnen. 

 

                                                            
21 Die Statistik zur „Überschuldung privater Personen“ enthält lediglich Informationen über in 

Schuldnerberatungsstellen beratene Personen. An dieser freiwilligen Erhebung haben im Jahr 2010 bundesweit 

226 Beratungsstellen mit rund 71.000 Personen teilgenommen.  
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Beim Insolvenzgericht Hannover (inkl. Burgwedel und Neustadt) wurden im Jahr 2011 2.178 verein-

fachte Verbraucherinsolvenzverfahren eröffnet (vgl. Abbildung 43). Seit Einführung des Verbraucher-

konkurses im Jahr 1999 ist die Zahl der eröffneten Verfahren deutlich angestiegen. Die geringen Zah-

len bis Anfang der 2000er-Jahre sind als Einführungseffekt zu werten. Daran schließt sich eine Phase 

mit rasanten Zuwachsraten an, die weniger auf eine Zunahme sozialer Problemlagen, sondern auf eine 

zunehmende Bekanntheit der Verbraucherinsolvenz zurückgeht. Seit 2006 blieb sich die Zahl der eröff-

neten Verbraucherinsolvenzverfahren in Hannover auf ähnlich hohem Niveau. 

 

Abbildung 43: Eröffnete Verbraucherinsolvenzverfahren in Zuständigkeit des Insolvenzgerichts Hanno-

ver (inkl. Neustadt und Burgwedel) 1999 bis 2012 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Insolvenzgericht Hannover, eigene Darstellung 

 

 

3.5.3 Energieschulden 

 

Bundesweit werden jährlich Millionen von Mahnungen der Energieversorger verschickt und viele tau-

send Energiesperren werden vollzogen, weil Strom-, Gas- und Wasserrechnungen nicht fristgerecht 

bezahlt werden. Besondere Schwierigkeit stellt für viele Haushalte die jährliche Abrechnung mit zum 

Teil hohen Nachzahlungen dar. Steigende Energiepreise verschärfen die Problematik und lassen die 

Zahl der Betroffenen ansteigen. 

 

Ohne Strom und Wasser zu leben ist kaum vorstellbar, gefährdet die Existenzsicherung und drängt die 

Betroffenen an den Rand der Gesellschaft. Stromsperren sind der deutlichste Indikator für Energiear-

mut.  

 

Die Stadtwerke Hannover haben in den letzten Jahren jeweils rund 3.800 Kunden die Energiezufuhr 

sperren müssen, das entspricht ca. 1 % der Kunden. Dabei handelt es sich jedoch nur um die Spitze des 

Eisberges: Rund 10-mal so vielen Kunden wurde eine Sperrung angedroht, weil sie auf Mahnungen 

nicht reagiert haben. Dies zeigt, wie groß die Gruppe derer ist, die mit Zahlungen im Verzug sind. Es 

gibt unterschiedliche Gründe, warum der Energieversorgungsstopp in vielen Fällen doch noch abge-

wendet werden konnte, u.a.: 

 

 Der Kunde zahlt doch noch (und verschuldet sich dafür oft an anderer Stelle) 
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 Das JobCenter übernimmt einmalig die Energieschulden und vergibt ein Energiedarlehen, das in 

Raten zurückgezahlt werden muss (jährlich in rund 1.200 Fällen). 

 Der enercity-Härtefonds e.V. unterstützt in sozialen Notlagen. Im ersten Jahr nach der Gründung 

(2011) konnte der Fonds in 50 Fällen helfen und Sperrungen vermeiden oder diese wieder auf-

heben.  

 

Aus bundesweiten Studien ist bekannt, dass es sich bei den Hauptbetroffenen vor allem um Arbeitslo-

se, Geringverdiener und Rentner handelt. Auch allein Erziehende und kranke oder pflegebedürftige 

Menschen zählen zur Risikogruppe bezogen auf Energieschulden. 

 

Die großen Sozialverbände mahnen an, dass die Regelsätze des SGB II (Hartz IV) und SGB XII (Sozial-

hilfe und Grundsicherung im Alter) grundsätzlich zu geringe Anteile für Energiekosten enthalten. 

Stromsparmaßnahmen der Betroffenen greifen dagegen selten, weil die Betroffenen aus Kostengrün-

den in der Regel auf energieeffiziente Geräte und energetisch optimierten Wohnraum verzichten müs-

sen. 

 

 

3.5.4 Mietschulden 

 

Wenn Haushalte ihre Miete nicht mehr zahlen (können), klagen VermieterInnen die Räumung der 

Wohnung häufig gerichtlich ein. In diesen Fällen droht Wohnungs- oder Obdachlosigkeit. Das Amtsge-

richt Hannover ist verpflichtet, diese Fälle der Stadt Hannover mitzuteilen, mit dem Ziel Wohnungsnot 

zu vermeiden und wohnungserhaltende Hilfen einzuleiten.  

 

Im Jahr 2012 wurden 1.260 neue Fälle „wohnungserhaltender Hilfen“ bearbeitet. Die größte Gruppe 

der Betroffenen bildeten allein Stehende (63 %), gefolgt von Familien (12 %), allein Erziehenden (11 %) 

und Haushalten mit mehreren Personen ohne Kinder (14 %). Die Zahl der neuen Fälle ist seit einigen 

Jahren auf einem gleichbleibenden Niveau, eine Zunahme ist bei den allein Erziehenden festzustellen.  

 

Im Jahr 2012 konnten 1.043 Fälle abgeschlossen werden. In 318 Fällen konnten die Betroffenen in 

ihren Wohnungen verbleiben (30,5 %), weil entweder eine Übernahme der Mietschulden nach SGB II 

oder SGB XII erfolgte oder z.B. Ratenzahlung mit dem Vermieter verabredet wurde. In 303 Fällen wur-

de anderer Wohnraum bezogen, 26 betroffene Haushalte wurden in eine Belegrechtswohnung vermit-

telt und in 57 Fällen mussten die Betroffenen in einem Obdach untergebracht werden. Zu 339 Fällen 

kann keine Aussage getroffen werden, weil kein neuer Wohnsitz bekannt geworden ist. 

 

 

3.5.5 Schuldnerberatung 

 

Für überschuldete Personen besteht die Möglichkeit, auf Dienste von Schuldnerberatungsstellen zu-

rückzugreifen. In Hannover existieren 25 Beratungsstellen, die vom Land Niedersachsen anerkannt 

wurden. Darunter befinden sich 10 Beratungsstellen in Trägerschaft von Kommune, Wohlfahrtsverbän-

den und Vereinen, die eine „Soziale Schuldnerberatung“ anbieten. Neben der reinen Insolvenzvorbe-

reitung findet in diesen Einrichtungen eine persönliche Beratung mit dem Ziel einer nachhaltigen Stabi-

lisierung der Verhältnisse statt. Darüber hinaus bieten Vereine, Rechtsanwälte und Steuerberater 

Schuldnerberatung gewerblich an.  

 

Da zurzeit keine vergleichbaren Daten der einzelnen Schuldnerberatungsstellen vorliegen, soll am Bei-

spiel der Schuldnerberatung der Stadt Hannover der Personenkreis der Beratenen beschrieben werden. 
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Im Jahr 2012 wurden durch die Schuldnerberatung der Stadt Hannover insgesamt 1.414 Haushalte 

beraten. Knapp die Hälfte (47 %) der KlientInnen kamen auf Vermittlung des JobCenters im Rahmen 

der Unterstützung bei der Eingliederung in Arbeit (§ 16a SGB II). Zusammengefasst lässt sich die Kli-

entel der Schuldnerberatung der Stadt Hannover wie folgt beschreiben: Sie ist vor allem männlich 

(54 %), deutsch (73 %), alleinlebend (46 %) und zwischen 31 und 50 Jahre alt (57 %). Die Mehrzahl 

(56 %) hat einen Berufsabschluss oder ein Studium absolviert. Die Hauptgründe für die Schuldensitua-

tion der KlientInnen der städtischen Schuldnerberatungsstelle waren unwirtschaftliches Verhalten 

(23 %), Arbeitslosigkeit (22 %), Erkrankung und Sucht (14 %), Trennung, Scheidung, Tod (13 %) und 

gescheiterte Selbständigkeit (12 %). Gut 40 % der KlientInnen verfügten über einer Haushaltsnettoein-

kommen von unter 1.000 Euro, 12 % hatten Haushaltsnettoeinkommen von 2.000 Euro und mehr. Dem 

gegenüber standen in fast einem Drittel aller Fälle Schulden in Höhe von unter 5.000 Euro. Jeweils 

rund ein Fünftel der SchuldnerInnen hatte Schulden in Höhe von 5.000 bis 10.000 Euro, 10.000 bis 

20.000 Euro und 20.000 bis 50.000 Euro zu begleichen. (vgl. Abbildung 44) 

 

Abbildung 44: Vorwiegende Merkmale der in der Schuldnerberatungsstelle der Stadt Hannover bera-

tenden Personen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Soziales, eigene Darstellung 

 

Blickt man auf die Entwicklung seit 2007 zurück, fällt auf, dass die Zahl der Beratungsfälle in der 

Schuldnerberatung der Stadt Hannover kontinuierlich angestiegen ist. Es werden zunehmend ältere 

Menschen beraten, auch der Anteil allein Erziehender steigt an. Als Überschuldungsgrund hat der As-

pekt Krankheit/Sucht an Bedeutung gewonnen. Der Anteil an SchuldnerInnen mit Schulden von unter 

5.000 Euro ist im Verlauf der Jahre deutlich angestiegen, während die hohen Schuldensummen zu-

rückgingen. 
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4. Hannover arbeitet 
 

Hannover arbeitet 

Wie häufig gehen HannoveranerInnen einer Vollzeitbeschäftigung nach, wie viele arbeiten Teilzeit und 

aus welchen Gründen? Hat Hannover einen Fachkräftemangel? 

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 

Wie entwickelte sich die Arbeitslosigkeit in Hannover in Zeiten der Eurokrise? Was sagt uns die Anzahl 

der registriert Arbeitslosen und was verschweigt sie? Wer gilt als unterbeschäftigt bzw. verdeckt ar-

beitslos und wie viele sind das? Wie „dynamisch“ ist der hannoversche Arbeitsmarkt?  

Working Poor 

Nicht alle Transferleistungsempfänger (SGB II) sind arbeitslos. Darunter sind zahlreiche, die zusätzlich 

zu einem nicht Existenz sichernden Erwerbseinkommen Leistungen nach dem SGB II beziehen. Wer 

sind diese „Working Poor“ und werden es mehr? 

Prekäre Beschäftigung 

Mehr und mehr Menschen arbeiten in Minijobs, meist ausschließlich, seltener im Nebenjob. In welchen 

Branchen arbeiten geringfügig entlohnte Männer und Frauen? Worin liegen Chancen und Gefahren?  

 

In Hannover lebten Ende 2011 rund 350.000 Menschen im erwerbsfähigen Alter. Erwerbsfähig im Sin-

ne der Bundesagentur für Arbeit ist, wer mindestens 15 Jahre, aber unter 65 Jahre alt ist und unter 

den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden täglich erwerbs-

tätig sein kann22. Abbildung 45 stellt dar, welchen Erwerbs- und anderen Tätigkeiten HannoveranerIn-

nen dieses Alters (zum Teil geschätzt) nachgehen. Dabei wird ersichtlich, aus welchen unterschiedli-

chen Gründen Menschen vorübergehend oder längerfristig, gewollt oder ungewollt, nicht (in Vollzeit) 

erwerbstätig sind.  

 

Abb. 45: Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter von 15 bis 64 Jahren in Hannover (Wohnort) nach Tä-

tigkeit, Ende 2011, z.T. geschätzt* 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Studentenwerk Hannover, Landeshauptstadt Hannover: Fachbereich Soziales, Sachgebiet 

Wahlen und Statistik. Eigene Berechnung, Schätzung, Darstellung. Doppelzählungen möglich, in Summe nicht 100 %. 

* Anzahl geschätzt, ** z.B. Bundesfreiwilligendienst, Praktikum, Frührente, Eltern- und Pflegezeit, Familientätigkeit. 

                                                            
22 … und nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit daran gehindert ist. Erwerbsfähig ist auch, wem 

vorübergehend eine Erwerbsfähigkeit nicht zugemutet werden kann, z. B.  wegen Kindererziehung (Agentur für Arbeit). 
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Die überwiegende Mehrheit der 15 bis 64-Jährigen (66 %) geht einer Erwerbstätigkeit nach, darunter 

die meisten einer sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigung, einer selbständigen Tätigkeit 

oder einer (ausschließlichen) geringfügigen Beschäftigung. Die zweitgrößte Gruppe (19 %) ist die der 

SchülerInnen, Studierenden oder Auszubildenden. Rund 12 % sind entweder arbeitslos bzw. unterbe-

schäftigt oder erwerbsunfähig. Hinter den „Sonstigen“ 4 % verbergen sich beispielsweise „Bufdis“ 

(Bundesfreiwilligendienst), PraktikantInnen, FrührentnerInnen, Menschen in Eltern- oder Pflegezeit 

bzw. in Familientätigkeit. 

 

Doppelzählungen sind hierbei möglich, weil Personen zugleich Teilzeit erwerbstätig und in Elternzeit 

sein können oder studierend und geringfügig beschäftigt oder einer selbständigen Tätigkeit nachgehen 

und ergänzend Leistungen nach dem SGB II beziehen („working poor“). Der Scheinwerfer der folgen-

den Kapitel liegt bei den Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und den Themen Unterbeschäfti-

gung und prekäre Beschäftigung. 

 

 

4.1. Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 

 

Erwerbstätig23 sind alle Personen, die als ArbeitnehmerInnen (ArbeiterInnen, Angestellte, BeamtInnen, 

geringfügig Beschäftigte, SoldatInnen) oder Selbstständige bzw. mithelfende Familienangehörige eine 

auf wirtschaftlichen Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben. Die Mehrheit der Erwerbstätigen (vgl. Abb. 

45) sind sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (in Vollzeit), d. h. sie sind kranken-, pflege-, renten-

versicherungspflichtig und beitragspflichtig zur Arbeitslosenversicherung. Zu den sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten zählen auch Auszubildende (in Abb. 45 „Schule, Studium, Ausbildung“ zugeord-

net). 

 

Im Juni 2011 arbeiteten rund 281.000 sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am Arbeitsort Hanno-

ver, das waren 5.800 (+2 %) mehr als ein Jahr zuvor. Ferner wohnten rund 176.000 sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigte in der Stadt Hannover. Männer (51,3 %) waren gegenüber Frauen (48,7 %) 

leicht in der Überzahl. Rund 11 % der Beschäftigten waren ausländischer Nationalität. 

 

Frauen sind im Schnitt deutlich häufiger Teilzeit24 beschäftigt (34 %) als Männer (11 %). Während bei 

Frauen der Anteil der Teilzeitbeschäftigten mit höherem Alter deutlich steigt, reduziert sich dieser An-

teil bei Männern, wenn auch nur leicht (vgl. Abb. 46). Ausschlaggebend dafür sind neben gängigen 

Arbeitsteilungsmustern von Müttern und Vätern vermutlich auch gewünschte Reduzierungen der Er-

werbsarbeitszeit bei zumeist gesicherten Einkommenslagen. 

 

                                                            
23 nach dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen. 
24 Als Teilzeitbeschäftigt gelten ArbeitnehmerInnen, deren regelmäßige Wochenarbeitszeit kürzer ist als die ihrer 

vollzeitbeschäftigten KollegInnen. Vergleichsmaßstab ist dabei die betriebliche Ebene (Bundesagentur für Arbeit). 
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Abbildung 46: Sozialversicherungspflichtig TEILZEIT-Beschäftigte am Wohnort Hannover nach Alters-

gruppen und Geschlecht im Juni 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: LSKN:  Auswertungen aus der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung 

 

Die Mehrzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat einen Schulabschluss (ohne Abitur) mit 

einer abgeschlossenen Berufsausbildung vorzuweisen (39 %), gefolgt von HochschulabsolventInnen 

(17,5  %) und SchulabgängerInnen mit Schul- aber ohne Berufsabschluss (9,9  %), darunter auch sol-

che, die noch in Ausbildung sind. Leider ist von 22 % der Beschäftigten der Bildungsabschluss nicht 

bekannt, wodurch die Anteile verzerrt werden (vgl. Abb. 47).  

 

Nach Geschlecht differenziert zeigt sich, dass sozialversicherungspflichtig beschäftige Frauen häufiger 

einen Schulabschluss mit abgeschlossener Berufsausbildung haben (40 %) als Männer (37,5 %), wäh-

rend Männer häufiger einen Hochschulabschluss nachweisen können (19,4 %) als Frauen (15,5 %). Ein 

abgerundetes Gesamtbild über die Qualifikation der Erwerbstätigen ergäbe sich, wenn man zusätzlich 

die Qualifikation der hannoverschen Selbständigen und BeamtInnen heranziehen könnte – hierzu liegt 

aber keine Quelle vor.  

 

Abbildung 47: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte  insg. am Wohnort Hannover nach höchstem 

Schul- und Berufsabschluss im Juni 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: LSKN: Auswertungen aus der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung 
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Exkurs 4: Fachkräftemangel 

 

Auch in der Region Hannover wird aus ExpertInnensicht infolge des demografischen Wandels einer-

seits und des Strukturwandels hin zu einer stärkeren Dienstleistungsorientierung andererseits die 

Nachfrage nach gut ausgebildeten, vielfach akademisch gebildeten Fachkräften weiter steigen, wäh-

rend das Angebot an entsprechend Qualifizierten schrumpft. Gleichzeitig sinkt die Zahl der Arbeitsplät-

ze mit geringeren Qualifikationsanforderungen. Zu diesem Ergebnis kommt ein Gutachten zum Fach-

kräftemangel und demographischer Wandel bis 2020 im Auftrag der Region Hannover 25.. 

 

In Teilen der Region Hannovers – insbesondere im Umland – vollzieht sich ein erheblicher Alterungs-

prozess der Bevölkerung. Weil gleichzeitig die nachwachsenden Jahrgänge schwächer besetzt sind und 

die Schulabgängerzahlen prognostisch sinken, wird davon ausgegangen, dass die Lücke, die die alters-

bedingt ausscheidenden Beschäftigten an (hoch)qualifizierten Fachkräften hinterlassen werden, nicht 

geschlossen werden kann, womit sich „der Wettbewerb um qualifiziertes Personal im Allgemeinen 

sowie um den immer knapperen Nachwuchs im Speziellen noch einmal erheblich verschärfen wird“ 26 . 

Auch die im Frühjahr 2013 von Hannoverimpuls vorgestellte Umfrage unter Unternehmen in der Regi-

on Hannover unterstreicht, dass bestimmte Branchen mittlerweile große Schwierigkeiten haben, Stel-

len zu besetzen. Trotz der zu erwartenden positiven Bevölkerungsentwicklung für die Stadt Hannover 

und der günstigen Ausgangslage als überregional bedeutender Ausbildungs‐ und Wirtschaftsstandort 

kann keine Entwarnung gegeben werden, weshalb weiche Standortfaktoren, wie z. B. die Quantität und 

Qualität der Kinderbetreuung zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Wettbewerb um Fachkräfte 

zunehmend an Bedeutung gewinnen. Auch die Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt (Kap. 5), die 

Bildungszuwanderung nach Hannover (Kap. 2) und die Bildungsentwicklung im (vor)schulischen Be-

reich (Kap. 6) sind vor diesem Hintergrund einzuordnen. 

 

 

4.2. Unterbeschäftigung: Arbeitslosigkeit und verdeckte Arbeitslosigkeit 

 

Die Teilhabe am Erwerbsleben gilt als zentral für den Zugang zu Ressourcen und Anerkennung. Umge-

kehrt ist Arbeitslosigkeit ein Indikator für Ausschluss, ökonomische Benachteiligung und einer der 

Hauptgründe für Einkommensarmut und Überschuldung (Kap. 4.2.1). Dass der Bestand an Arbeitslosen 

kein fester unveränderlicher Block, sondern permanent in Bewegung ist, zeigt Kap. 4.2.2. Unterbeschäf-

tigt sind neben den registrierten Arbeitslosen auch Personen, die an Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli-

tik teilnehmen, zeitweise erkrankt oder in einer vorruhestandsähnlichen Situation sind. Ohne diese 

Regelungen würde die Arbeitslosigkeit entsprechend höher ausfallen. Als weiterer Indikator wird daher 

erstmals die „Unterbeschäftigung“ herangezogen (Kap. 4.2.3.).  

 

 

4.2.1. Arbeitslosigkeit 

 

Arbeitslose werden nach den Rechtskreisen des SGB III und SGB II differenziert, ergeben aber nur 

gemeinsam ein vollständiges Bild der Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II sind Teil 

der Leistungsberechtigten in der Grundsicherung und haben einen Anteil von rund 82 % an allen Ar-

beitslosen insgesamt. Ende 2012 waren 27.573 Menschen in Hannover arbeitslos registriert. Das sind 

                                                            
25 Region Hannover 2010 (Hrsg.): Fachkräftemangel und demographischer Wandel bis 2020. Gutachten im Auf-

trag der Region Hannover.  Teil I: Empirische Basisanalysen, Projektionen und Expertengespräche und Teil II: 

Handlungsansätze für kleine und mittlere Unternehmen in der wissensintensiven Wirtschaft in der Region Hanno-

ver 
26 A.a.O., Teil II, S. 1 
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7.233 weniger (minus 20,8 %) als sechs Jahre zuvor im Jahr 2006 (vgl. Abbildung 48). In diesem Zeit-

raum sank der Arbeitslosenanteil bis Ende 2011 kontinuierlich, im Laufe des Jahres 2012 stieg er erst-

mals wieder leicht an. 

 

Abbildung 48: Entwicklung der registrierten Arbeitslosigkeit* in Hannover 2006 bis 2012, jeweils im 

Dezember 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik und Agentur für Arbeit, eigene Darstellung. 

* Der Anteil bezieht sich auf die Bevölkerung im Alter von 18 bis 64 Jahren. 

 

Strukturiert nach Zielgruppen zeigt sich, dass Männer häufiger als Frauen, AusländerInnen fast doppelt 

so häufig wie Deutsche und Ältere ab 55 Jahren etwas häufiger als Jugendliche unter 25 Jahren von 

Arbeitslosigkeit betroffen sind (vgl. Abb. 49). 

 

Abbildung 49: Struktur der Arbeitslosen in Hannover im Dezember 2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik und Agentur für Arbeit, eigene Darstellung. 

* Der Anteil bezieht sich auf die Bevölkerung im Alter von 18 bis 64 Jahren. 

 

Mit Ausnahme der Gruppe der 55-Jährigen und Älteren und der Menschen mit Behinderung haben alle 

aufgeführten Zielgruppen vom Rückgang der Arbeitslosigkeit seit 2006 profitiert. Die Anzahl der Ar-

beitslosen ist bei Deutschen und AusländerInnen etwa gleichermaßen zurückgegangen. Frauen profi-



Landeshauptstadt Hannover  Hannover arbeitet 

Sozialbericht 2013 

 
 

76 

 

tierten etwas stärker als Männer vom Rückgang der Arbeitslosenzahlen. Einzig die Anzahl der arbeitslo-

sen 55-Jährigen und Älteren ist in diesem Zeitraum um 400 (plus 10,4 %) deutlich gestiegen.  Mit einer 

Abnahme von 1.266 Jugendlichen ist die Jugendarbeitslosigkeit in diesem Zeitraum am stärksten ge-

sunken (minus 35,3 %) (vgl. Abb. 50).  

 

Abbildung 50: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in Prozent im Zeitraum 2006 bis 2012 

 
Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik und Agentur für Arbeit, eigene Darstellung. 

 

Regionsweit zeigt sich, dass die Menschen mit Behinderung nicht vom Rückgang der Arbeitslosigkeit 

profitieren konnten, sondern – im Gegenteil – ein Anstieg der Arbeitslosenzahlen innerhalb dieser 

Gruppe zu beobachten war27. Unterschiedliche Handlungsansätze des Jobcenters Region Hannover, der 

Agentur für Arbeit und der Landeshauptstadt Hannover zielen daher darauf ab, Behinderte in den ers-

ten Arbeitsmarkt zu integrieren. Hierzu zählen neben der gesetzlich geregelten Eingliederungshilfe für 

Menschen mit Behinderung (SGB XII) und dem persönlichen Budget, auch der im Jahr 2013 zum zwei-

ten Mal vergebene Förderpreis für Inklusion in der Wirtschaft. Die Schwerbehindertenquote der Lan-

deshauptstadt Hannover betrug 2012 fast 8 %. Das sind im Durchschnitt 619 Beschäftigte mit Schwer-

behinderung, womit die Stadt die mit 5 % gesetzlich vorgegebene Quote übererfüllt. Die Stadtverwal-

tung Hannover bildet in unterschiedlichen Bereichen aus und fördert auch hier junge Menschen mit 

Behinderung; derzeit sind es 17 Auszubildende in unterschiedlichen Bereichen (vgl. DS. 0551/2013). 

 

Rund 45 % der Arbeitslosen sind seit mindestens einem Jahr arbeitslos und zählen damit zu den Lang-

zeitarbeitslosen. Arbeitslose, die im Anschluss an eine Trainings- und Qualifizierungsmaßnahmen oder 

infolge einer Krankheit, die länger als sechs Wochen dauert, wieder arbeitslos sind, gelten anschlie-

ßend nicht mehr als langzeitarbeitslos. Die Langzeitarbeitslosenquote läge deutlich höher, wenn solche 

Phasen rechnerisch mit einflössen.  

 

Karte 18 zeigt die jeweiligen Arbeitslosenanteile hannoverscher Stadtteile im Dezember 2012 (Stadt-

wert 8,1 %). Niedrigste Arbeitslosenanteile von unter 4 % hatten die Stadtteile Waldheim, Waldhausen, 

Bult, Isernhagen-Süd, Kirchrode und der Stadtteil Zoo. Überdurchschnittlich hoch (12 % und mehr) 

waren die Arbeitslosenanteile erneut in Vahrenheide, Hainholz, Mittelfeld, Linden-Süd, Bornum und 

Mühlenberg (vgl. Karte 18). 

 

 

 

                                                            
27 JobCenter Region Hannover: Pressemitteilung vom 4.12.2012: Inklusion erfahren, Inklusion leben, Inklusion 

ermöglichen. 
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Karte 18  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Alternativ kann der Anteil der Arbeitslosen im SGB II an allen Arbeitslosen (SGB II und III) herange-

zogen werden, als Hinweis auf eine „verfestigte“ Arbeitslosigkeit. Dieser Anteil liegt Ende 2012 bei 

82 % und weist in den Stadtteilen eine Spanne von 52 % bis über 90 % auf. Höchste Anteile verfestigter 

Arbeitslosigkeit von 90 % und mehr Arbeitslosen im SGB II an Arbeitslosen insgesamt findet man in 

Bornum, Mühlenberg, Vahrenheide und Hainholz, niedrigste Anteile von weniger als 60 % in Kirchrode, 

Waldheim, Seelhorst, Isernhagen-Süd und Waldhausen. 

 

 

4.2.2. Dynamik des Arbeitsmarkts: Zu- und Abgänge in der Arbeitslosigkeit 

 

Bei der Veröffentlichung neuer Arbeitslosenzahlen entsteht gelegentlich der Eindruck, dass es sich bei 

den Arbeitslosen um immer dieselben Personen handelt. „Der Bestand an Arbeitslosen ist aber kein 

fester unveränderlicher Block, vielmehr gibt es zahlreiche Bewegungen in und aus Arbeitslosigkeit“ 28. 

Der Indikator „Zu- und Abgangsraten der Arbeitslosigkeit ermöglicht Aussagen über die Dynamik unter 

den Arbeitslosen und damit indirekt auch über die Dynamik des hannoverschen Arbeitsmarkts. Je hö-

her die Zugänge in die Arbeitslosigkeit hinein und wieder hinaus sind, desto „dynamischer“ sind Ar-

beitslose und Arbeitsmarkt.  

 

Der Abbildung 51 ist zu entnehmen, dass der hannoversche Arbeitsmarkt in den Jahren 2010 bis 2012 

deutlich dynamischer war als 2009. Abgangsraten (vgl. Abb. 51, rote Linie) sagen etwas über die Rate 

der Arbeitslosen aus, die ihre Arbeitslosigkeit innerhalb eines durchschnittlichen Monats beenden 

                                                            
28 Newsletter der BA: Statistik und Arbeitsmarktberichterstattung Nr. 03/2013 vom 06.03.2013 

Arbeitslose nach Stadtteilen

Anteil der Arbeitslosen an der 18 bis 64-jährigen Bevölkerung

am Ort der Hauptwohnung am 31.12.2012
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konnten29. Dieser Anteil lag 2012 bei 19,3 %. Abgangsraten sagen auch etwas über die Abgangschan-

cen aus der Arbeitslosigkeit aus, die im Zusammenhang mit der Anzahl der offenen Stellen und der 

Einstellungsbereitschaft der Arbeitgeber stehen. Zwischen 2009 und 2010 verbesserten sich diese 

Chancen deutlich, blieben 2011 unverändert gut und verschlechterten sich im Laufe des Jahres 2012 

wieder leicht. Aussagekräftiger als die absolute Arbeitslosenzahl ist auch die Zugangsrate (vgl. Abb. 51, 

blaue Linie). Sie stieg in Zeiten zunehmender Dynamik auf dem Arbeitsmarkt gleichermaßen wie die 

Abgangsrate.  2012 gab es  erstmals wieder mehr Menschen, die arbeitslos wurden, als Menschen, die 

ihre Arbeitslosigkeit beendeten. Der Bestand an Arbeitslosen stieg folglich, die Quote auch (vgl. Kap. 

4.2.1.) 

 

Abbildung 51: Zu- und Abgangsraten der Arbeitslosigkeit in Hannover 2009 bis 2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, Statistik, 

eigene Darstellung 

 

Etwa zwei Drittel der Zu- und Abgänge aus der / in die Arbeitslosigkeit finden innerhalb des Rechts-

kreises des SGB II statt. Die Gründe für Zu- und Abgänge aus und in die Arbeitslosigkeit unterscheiden 

sich erheblich nach Rechtskreisen:  

 SGB III: Etwa 60 % der Zugänge war direkt vor Beginn der Arbeitslosigkeit erwerbstätig und 

auch bei den „Abgängen“ ist bei rund der Hälfte die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit der 

Hauptgrund für das Ende der Arbeitslosigkeit. 

 SGB II: Rund 40 % der „Zugänge“ in die Arbeitslosigkeit im Rechtskreis des SGB II war zuvor 

nicht erwerbstätig (sondern z. B. arbeitslos im Rechtskreis des SGB III) und ebenso hoch ist 

der Anteil bei den Abgängen in die Nichterwerbstätigkeit (z. B. Abgang in Rente). 

 

                                                            
29 Die Raten beziehen den durchschnittlichen monatlichen Zugang/Abgang des jeweiligen Jahres bezogen auf 

den jeweiligen durchschnittlichen Jahresbestand an Arbeitslosen insgesamt. 
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4.2.3. Unterbeschäftigung 

 

Die nach den Methoden der Bundesagentur für Arbeit berechnete registrierte Arbeitslosigkeit erfasst 

nur einen Teil der gesamten Arbeitslosigkeit. Folgende Personen gehen nicht in die Arbeitslosenstatis-

tik ein: 

 Arbeitslose in einer Maßnahme der aktiven Arbeitsmarktpolitik, 

 58-Jährige und Ältere, die seit mindestens einem Jahr Arbeitslosengeld-II beziehen und denen 

innerhalb dieses Zeitraums keine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten wurde 

(vorruhestandsähnliche Regelung), 

 Arbeitslose, die bis zu 6 Wochen arbeitsunfähig erkrankt sind und während dieser Zeit dem Ar-

beitsmarkt nicht zur Verfügung stehen (kurzfristige Arbeitsunfähigkeit), 

 Arbeitslose, die an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme, wie z. B. einer beruflichen Wei-

terbildung, Trainingsmaßnahme, Arbeitsgelegenheit oder Bürgerarbeit teilnehmen oder sich in 

Kurzarbeit befinden. 

 

In der Unterbeschäftigung werden zusätzlich zu den registrierten Arbeitslosen auch die Personen ab-

gebildet, die im o. g. Sinne zwar als nicht arbeitslos gelten, denen aber ein reguläres Beschäftigungs-

verhältnis fehlt. Dabei wird unterstellt, dass die Arbeitslosigkeit andernfalls entsprechend höher ausfal-

len würde und die Arbeitslosenstatistik darüber „entlastet“ wird. Die Anzahl der Unterbeschäftigten 

vermittelt demnach ein umfassenderes Bild vom Defizit an regulärer Beschäftigung. Im Juni 2012 lag 

der Arbeitslosenanteil bei 8,1 %. Einschließlich der Unterbeschäftigten läge der Anteil bei 11,0 % (ohne 

Kurzarbeit) (vgl. Abbildung 52). 

 

Abbildung 52: Anzahl der Unterbeschäftigten im Juni 2012 

Anzahl Art der Unterbeschäftigung Anteil 

27.503 Arbeitslose nach SGB III und SGB II 8,1 % 

 

+9.698 

Arbeitslose im weiteren Sinne (Teilnehmende an Aktivierungsmaßnahme) und 

Unterbeschäftigte im engeren Sinne  (kurzfristige AU, vorruhestandsähnliche Rege-

lung etc.) 

 

= 37.201 Unterbeschäftigte insgesamt (ohne Kurzarbeit) 11,0 % 

+1.213 Kurzarbeit  

= 38.414 Unterbeschäftigung einschließlich Kurzarbeit 11,3 % 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik und Bundesagentur für Arbeit, eigene Be-

rechnungen 

 

 

Das Ausmaß der Unterbeschäftigten setzte sich Mitte 2012 demnach wie folgt zusammen: 55 % aller 

Unterbeschäftigten (ohne Kurzarbeit) waren männlich, darunter drei Viertel deutscher und ein Viertel 

ausländischer Nationalität. 46 % aller Unterbeschäftigten waren weiblich, darunter zwei Drittel deut-

scher und ein Drittel ausländischer Nationalität. Sowohl unterbeschäftigte Frauen als auch Männer 

waren mehrheitlich (72 %) zwischen 25 bis unter 55 Jahren alt. Die Anteile verteilten sich gleichmäßig 

auf die Altersgruppen 25 bis 34, 34 bis 45 und 45 bis 54 Jahre. 

 

Im Konzept der Unterbeschäftigung nicht inbegriffen sind Teilzeitbeschäftigte und Personen in Alters-

teilzeit. Würde man die unbekannte Anzahl von Personen hinzuaddieren, die ungewollt Teilzeit arbeiten 

und ihre Arbeitszeit gerne ausdehnen würden, läge die Anzahl Unterbeschäftigter vermutlich deutlich 

höher. 
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4.3. Prekäre Beschäftigung  

 

Als „prekär“ gelten Beschäftigungsverhältnisse im Niedriglohnbereich, befristete Arbeitsverhältnisse 

und/oder Arbeitsverhältnisse, bei denen soziale Risiken wie Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter nicht 

(ausreichend) abgesichert sind. Atypisch sind hingegen alle Arbeitsverhältnisse, die von dem „Normal-

arbeitsverhältnis“ (unbefristet, in Vollzeit, sozialversichert) abweichen. Hierzu zählen Beschäftigte, die 

deutlich kürzer als Vollzeit arbeiten, einen befristeten Arbeitsvertrag und/oder ein Leiharbeitsverhält-

nis haben30. Atypische Beschäftigung ist darum nicht zwingend prekär. Im Folgenden liegt der Fokus 

auf den prekären Beschäftigungstrends in der Erwerbstätigkeit im Hinblick auf Armutsrisiken am Bei-

spiel der SGB II-Leistungsbeziehenden „Working Poor“ und der MinijobberInnen. 

 

 

4.3.1 Working Poor 

 

Es ist ein weit verbreiteter Irrtum, alle Leistungsberechtigten nach dem SGB II (umgangssprachlich 

„Hartz-IV-EmpfängerInnen“) seien (Langzeit-) Arbeitslose. Leistungsberechtigte nach dem SGB II sind 

zunächst Personen mit fehlendem oder nicht ausreichendem Erwerbseinkommen, darunter auch Ar-

beitslose (vgl. Abb. 53). Arbeitslos sind rund ein Drittel der LeistungsempfängerInnen (33 %), gefolgt 

von Kindern unter 15 Jahren (24 %) und den so genannten Working Poor (23 %) bzw. Ergänzern. Hier-

bei handelt es sich um Personen mit einem Einkommen aus Erwerbstätigkeit oder Selbständigkeit. Sie 

beziehen ergänzend zu einem nicht existenzsichernden Erwerbseinkommen Transferleistungen. Rund 

18 % der SGB II-Leistungsbeziehenden, sind „Sonstige“, darunter Personen, die nicht zur Arbeitsver-

mittlung zur Verfügung stehen, z. B. wegen Schulbesuchs, Kindererziehung, Pflege von Angehörigen 

oder weil sie an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme teilnehmen31. Rund 2 % sind nicht Erwerbs-

fähige im Alter von 15 Jahren und älter. 

 

Abbildung 53: Struktur der Leistungsbeziehenden im SGB II im Dezember 2011, Anteil in Prozent 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

                                                            
30 Wolfram Brehmer und Hartmut Seifert (2008): Sind atypische Beschäftigungsverhältnisse prekär? Eine 

empirische Analyse sozialer Risiken. IAB. 
31 Bundesagentur für Arbeit 2013: Leistungsberechtigte Personen in der Grundsicherung und Arbeitslose nach 

Rechtskreisen. 
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Insgesamt zählten im Dezember 2011 15.512 erwerbsfähige Personen zu den so genannten Ergänzern 

oder „Working Poor“. Demnach zählen rund ein Drittel (31 %) der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im 

SGB II zu den Einkommensarmen trotz Erwerbstätigkeit. Etwas mehr als die Hälfte sind männlich 

(51,6 %).  

 

Ihre Zahl ist in den vergangenen Jahren stetig gestiegen. Im Jahr 2011 gingen 31 % aller erwerbsfähi-

gen Leistungsbeziehenden einer Erwerbstätigkeit nach, im Jahr 2007 waren es noch 24 % bzw. 

insgesamt rund 3.000 Personen weniger. Viele der Working Poor sind teilzeitbeschäftigt oder so 

genannte Minijobber. Aber auch Vollzeitbeschäftigte können auf ergänzende Transferleistungen 

angewiesen sein, wenn sie die AlleinverdienerInnen einer Familie sind. 

 

Knapp 37 % der Working Poor sind Single-Bedarfsgemeinschaften, darunter primär Männer (58 %). 

Rund 30 % der Working Poor mit eigenem Erwerbseinkommen zählen zu den Bedarfsgemeinschaftstyp 

„Paare mit Kindern“ und 14 % sind allein Erziehende, darunter meist Frauen (vgl. Abb. 54). Aus der 

Abbildung wird ferner ersichtlich, dass insgesamt 44 % der Working Poor in Familien leben (blaue 

Säulen).  

 

Abbildung 54: Working Poor in Hannover nach Bedarfsgemeinschaftstyp 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik, eigene Dar-

stellung 

 

Unter den Familienhaushalten mit SGB-II-Bezug gehen rund 35 % einer Erwerbstätigkeit nach, 

während es bei den Single-Bedarfsgemeinschaften rund 27 % und den kinderlosen Paaren etwa 33 % 

sind. ArbeitsmarktexpertInnen lesen hieraus die Entwicklung hin in Richtung eines zweiten, staatlich 

geförderten Arbeitsmarktes32 ab. Insgesamt wird deutlich, dass Leistungen nach dem SGB II nicht 

zwingend Arbeitslosigkeit, sondern das Existenzminimum absichern, insbesondere von Kindern. 

 

 

                                                            
32 Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. (2012): Stellungnahme der Geschäftsstelle des 

Deutschen Vereins zum Entwurf des 4. Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung (Stand 21. 11. 2012) 
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4.3.2. Minijobs 

 

Minijobs zählen zu den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen – geringfügig deshalb, weil es sich 

um Arbeitsverhältnisse mit einem niedrigen Lohn (geringfügig entlohnt) oder um kurzfristige Beschäf-

tigung (max. zwei Monate) handelt. Eine geringfügige Entlohnung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt 

regelmäßig im Monat 450 Euro nicht überschreitet (gültig seit 1.1.2013)33. Minijobber sind bis zur Ent-

geltgrenze von Beiträgen zur Sozialversicherung und Steuern befreit. Der Fokus dieses Kapitels liegt 

auf den geringfügig Entlohnten (kurz: MinijobberInnen). 

 

Im Juni 2011 waren 46.266 HannoveranerInnen geringfügig entlohnt, 57 % der MinijobberInnen waren 

Frauen, darunter die meisten im Alter von 25 bis unter 55 Jahren (60 %). Die größte Gruppe unter den 

Männern waren 25 bis unter 30-Jährige (25 %), gefolgt von den 60-Jährigen und Älteren (16 %). 20 % 

der Männer und 18 % der Frauen waren ausländischer Nationalität. 

 

Die meisten der MinijobberInnen (64 %) gingen ausschließlich dieser Beschäftigung nach und ein Drit-

tel (36 %) übten den Minijob als Nebenjob aus (vgl. Abb. 55). Die Zahl der MinijobberInnen wächst seit 

Jahren. Im Zeitraum 2003 bis 2011 sind 13.343 MinijobberInnen hinzugekommen, das entspricht ei-

nem Anstieg von 40,5 %. Der Anstieg unter Männern war etwas stärker (+ 46 %) als unter Frauen 

(+ 37 %). Besonders angestiegen ist die Zahl der Minijobs im Nebenjob. Die Anzahl der Minijobs als 

Nebenjob hat sich seit 2003 verdoppelt (+8.635 bzw. +107 %).  

 

Abbildung 55: Anzahl der geringfügig Beschäftigten 2003 bis 2011 in Hannover, jeweils im Juni 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigte, eigene Darstellung 

 

Frauen stellen sowohl bei den Nebenjobs, als auch bei den Minijobs als ausschließliche Tätigkeit die 

Mehrheit (vgl. Abb. 56). Rund 12.500 Männer und über 17.000 Frauen in Hannover sind ausschließlich 

geringfügig beschäftigt. 7.200 Männer und 9.300 Frauen üben den Minijob zusätzlich zu einer versiche-

rungspflichtigen (Haupt-) Beschäftigung aus. 

 

Über die Anzahl minijobbenden RentnerInnen in Hannover gibt es keine Daten. Fakt ist, dass Mitte 

2011 fast 6.000 60-Jährige und Ältere ausschließlich in einem Minijob arbeiteten. Diese Anzahl ist in-

nerhalb von drei Jahren um rund 200 gestiegen (+3,5 %). 

 

                                                            
33 Für die hier vorliegenden Daten zum Juni 2011 galt noch die 400-Euro-Grenze. 
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Abbildung 56: Anzahl der geringfügig Beschäftigten nach Tätigkeitsart und Geschlecht im Juni 2011 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigte, eigene Darstellung 

 

Hauptwirtschaftszweig aller geringfügig Entlohnten (17 %) beider Geschlechter war die so genannte 

Erbringung „sonstiger wirtschaftlicher Dienstleistungen“. Hierzu zählen u. a. Gebäudereinigungs-, 

Wach- und Sicherheitsdienste, Gartenbau oder Reiseveranstaltung. An zweiter Stelle standen der Han-

del, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen (16 %) sowie das Gastgewerbe (13 %). Bei mi-

nijobbenden Frauen im Nebenjob rangierte das Gesundheits- und Sozialwesen ganz oben. 

 

Die Zunahme der Minijobs wird kritisch gesehen. Beschäftigte, die über einen längeren Zeitraum einen 

Minijob als ausschließliche Beschäftigung ausüben und auf keinerlei weiteres Erwerbseinkommen oder 

Unterstützung durch Haushaltsmitglieder zurückgreifen können (z. B. Alleinlebende), droht gegenwär-

tig Armut (Working Poor) ebenso wie spätere Altersarmut. Frauen stellen den größten Teil der gering-

fügig Beschäftigten und haben daher erhebliche Risiken einer unzureichenden Alterssicherung. 

 

Minijobs sind zudem häufig schlechter bezahlt als reguläre Stellen, auch wegen der überwiegend ge-

ringeren Verdienstmöglichkeiten in den o.g. Wirtschaftszweigen. Ferner erhalten MinijobberInnen sel-

tener den sonst üblichen Urlaub und müssen häufig auf betriebliche Sonderzahlungen und Zuschläge 

verzichten. Aus Sicht des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung stellen sie trotzdem eine 

Chance vor allem für Langzeitarbeitslose dar, deren Übergang ins Erwerbsleben hierüber erleichtert 

werden kann34.  

 

Minijobs als Nebenjob können sowohl Ausdruck einer nicht auskömmlichen Hauptbeschäftigung sein, 

als auch der Wunsch der Betreffenden, sich „Extrawünsche“ zu erfüllen bzw. zusätzliche berufliche 

Erfahrung zu sammeln. 

 

 

 

 

 

                                                            
34 IAB Kurznachrichten 24/2012 
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5. Hannover wohnt – von schlicht bis Villa 
 

Wohnstrukturen 

Wie wohnen die Menschen in Hannover? Auf wie vielen Quadratmetern? Zur Miete oder im Eigentum 

Nicht jeder findet allein eine Wohnung 

Wie viele Haushalte brauchen Unterstützung bei der Wohnungssuche?  

Ohne Wohnung 

Wie sieht das Leben ohne eigene Wohnung aus? 

 

Wohnwünsche und Wohnbedarfe hängen von Haushaltsgröße und -struktur sowie persönlichen Präfe-

renzen ab. Inwieweit diese befriedigt werden können allerdings vom finanziellen Rahmen eines Haus-

halts, der Verfügbarkeit von Wohnraum und der persönlichen Lebensumstände. All diese Eckpunkte 

sind verantwortlich für eine breitgefächerte Wohnstruktur, die sich wie folgt darstellt (Abb.57). 

 

Abbildung 57: Wohnstrukturen in der Stadt Hannover – geschätzt (Stand 2011/2012) 

 
Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Repräsentativerhebung Wohnen in Hannover, Sachgebiet Wohnraumversor-

gung (61.43), Bereich Wohngeld (50.3) 

 

In Hannover  

 gibt es schätzungsweise 97.000 Wohnungen in selbstgenutztem Eigentum, 

 leben Personen in ca. 167.000 Mietwohnungen (ohne Belegrecht) und  

 in 19.030 Mietwohnungen für die die Stadt Hannover ein Belegrecht hat. 

 6.147 Haushalte beziehen Wohngeld und  

 ca. 47.000 Haushalte erhalten als SGB II und SGB XII-Empfängerhaushalte die Wohnkosten 

erstattet und müssen sich an Mietobergrenzen und vorgeschriebene Wohnungsgrößen halten. 

 Darüber hinaus ist eine geschätzte Zahl von 1.500 Personen bei Verwandten, Freunden oder 

Bekannten „untergeschlüpft“. 

 Für rund 1.000 wohnungslose Personen stehen Plätze in Unterkünften zur Verfügung. 

 Je nach Witterung leben 300 bis 500 Personen auf der Straße. 
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In der Stadt Hannover gibt es rund 3.200 geförderte barrierefreie oder behindertenfreundliche Woh-

nungen (vgl. DS 553/2013: „Auf dem Weg zur inklusiven Stadt“ – 1. Umsetzungsbericht 2012). Darun-

ter sind  

 rund 300 Wohnungen, die für RollstuhlfahrerInnen bzw. für Personen mit anderen Behinderun-

gen geeignet sind.  

 weitere rund 700 Wohnungen gelten als behindertenfreundlich und  

 gut 2.200 Wohnungen sind für ältere Menschen seniorengerecht ausgebaut. 

 

Darüber hinaus gibt es eine unbekannte Anzahl an behindertengerechten oder –freundlichen Wohnun-

gen auf dem freien Wohnungsmarkt. 

 

 

5.1. Wohnflächenstandard 

 

Ein geeigneter Indikator, um die Qualität von Wohnen abzubilden, errechnet sich, wenn man die Ge-

samtwohnungsfläche durch die Anzahl der BewohnerInnen teilt. Im Ergebnis lässt sich ablesen, wie 

viel Wohnfläche auf jeden Einzelnen entfällt. Je mehr Quadratmeter jedem zur Verfügung stehen, des-

to großzügiger und entspannter, aber auch teurer ist in der Regel die Wohnsituation. Mit abnehmender 

Quadratmeterzahl pro Kopf sinkt die Wohnqualität entsprechend, es ergibt sich eine räumliche Enge, 

die nicht selten verbunden ist mit Stresssituationen im häuslichen Umfeld.  

 

In der Stadt Hannover standen am 01.01.2012 den EinwohnerInnen durchschnittlich 41,5 m² Wohnflä-

che zur Verfügung. Zwischen 1990 (36 m²) und 2005 (41,7 m²) hat die Wohnfläche pro Kopf kontinu-

ierlich zugenommen und hat sich seitdem auf diesem Niveau eingependelt. Die Zunahme ist auf eine 

Verringerung der durchschnittlichen Haushaltsgröße und auf gewachsene Ansprüche an die Größe der 

Wohnung zurückzuführen. Sehr häufig bleiben auch ältere Menschen in ihren großen (Familien-) Woh-

nungen wohnen, obwohl sich die Zahl der Haushaltsmitglieder verringert hat. Der starke Zuzug nach 

Hannover hat diese Entwicklung gestoppt. 

 

Da die Größe der Wohnung wesentlich durch das verfügbare Haushaltseinkommen bestimmt wird, 

kann der Wohnflächenstandard herangezogen werden, um die Beschreibung von Einkommensarmut zu 

unterstützen. Dort, wo Arbeitslosigkeit und der Bezug von Transferleistungen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts überdurchschnittlich häufig vorkommen, ist die verfügbare Wohnfläche unterdurch-

schnittlich. Dies wird auch durch gesetzliche Vorgaben zu Mietobergrenzen im Bereich der Transferleis-

tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts gesteuert. Die Betrachtung des Wohnflächenstandards 

nach Stadtteilen zeigt dies sehr deutlich (vgl. Karte 19).  

 

Die geringste durchschnittliche Wohnfläche mit unter 37 m² pro Person stand den BewohnerInnen der 

Stadtteile Stöcken (32,7 m²), Bemerode (34,1 m²), Hainholz (34,1 m²), Mittelfeld (34,5 m²), Vahrenhei-

de (34,9 m²), Mühlenberg (36,1 m²), Linden-Süd (36,9 m²) zur Verfügung. Diese Stadtteile bzw. Teilge-

biete, davon sind bei der Betrachtung von finanziellen und sozialen Problemlagen als auffällig zu be-

zeichnen. 

 

Stadtteile, in denen die soziale Situation als äußerst entspannt beschrieben werden kann, fallen bei der 

Betrachtung des Wohnflächenstandards dagegen auch durch überdurchschnittlich hohe Quadratmeter-

zahlen pro Person auf. So standen in folgenden Stadtteilen jeder Bewohnerin bzw. jedem Bewohner 

mindestens 50 m² Wohnfläche zur Verfügung: Isernhagen-Süd (64,7 m²), Wülferode (55 m²), Wald-

hausen (54,7 m²), Seelhorst (53,8 m²), Zoo (51,8 m²) und Kirchrode (51,5 m²). 
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Karte 19:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.2. Selbstgenutztes Wohneigentum 

 

Der Wohnstatus „selbstgenutztes Wohneigentum“ ist ein „Wohlstandsindikator“. Wohneigentum steht 

für Wohn- und Lebensqualität, ist auf lange Zeit günstiger als Mieten und ein Baustein der Altersvor-

sorge. Ob man sich Wohneigentum leisten kann, hängt unmittelbar vom Einkommen eines Haushalts 

ab. „So leben EinwohnerInnen mit einem Haushaltsnettoeinkommen von 3.000 Euro und mehr in 54 % 

der Fälle im eigenen Haus oder in der eigenen Eigentumswohnung. Bei einem Haushaltseinkommen 

von unter 1.000 Euro monatlich leben 90 % der Befragten zur Miete“ 35 

 

Gut ein Drittel (34 %) aller Personen in Hannover lebt im Wohneigentum. Im Vergleich zum bundes-

deutschen Durchschnitt (52 %) und zum Mittel in Niedersachsen (57 %) ist dies ein geringer Wert. 

 

Die höchsten Wohneigentumsquoten werden in den Stadtrandlagen erreicht, vor allem im Osten Han-

novers. Diese Situation korreliert mit dem hohen Bestand an Einfamilienhäusern in diesen Stadtteilen. 

Besonders niedrig ist die Wohneigentumsquote in den innenstadtnahen urbanen Stadtteilen, wo Ge-

schosswohnungen dominieren.  

 

Auffällig ist, dass auch einige Stadtteile, in denen sich überdurchschnittlich viele BewohnerInnen in 

einer sozial prekären Lage befinden, eine hohe Wohneigentumsquote aufweisen. Hierbei wird deutlich, 

dass die Gebiete mit besonderem sozialem Handlungsbedarf selten einen ganzen Stadtteil umfassen 

und dort in größerem Umfang eine besser situierte Bevölkerung lebt. 

                                                            
35 personenbezogene Wohneigentumsquote (Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Schriften zur Stadtentwicklung 

110, „Repräsentativerhebung Wohnen in Hannover“, 2011) 

Wohnfläche nach Stadtteilen

Wohnfläche in Wohnungen je EinwohnerIn

am Ort der Hauptwohnung

am 31.12.2011 in qm

Stadtwert: 41,5 Quadratmeter

Landeshauptstadt Hannover

Statistikstelle

5 km

Wülferode

Bemerode

Anderten

Koordinationsstelle Sozialplanung /

Misburg-Süd

Misburg-Nord

Lahe

Isernhagen-Süd

Bothfeld

Sahlkamp

Vahrenheide

List

Zoo

Groß-

Buchholz

Heideviertel

Kleefeld

Kirchrode

Stöcken

Marienwerder

Vinnhorst

Nordhafen

Burg

Vahren-

wald

Nordstadt

Leinhausen

Hainholz

Ahlem

Limmer

Davenstedt

33

Linden-Mitte

02

Linden-Süd

Badenstedt

39

42

Oberricklingen

Wettbergen

Ricklingen
Döhren

Wülfel

Mittelfeld

Seelhorst

05

06

Mitte

Südstadt
Bult

Ledeburg

09

02  Calenberger-Neustadt

05  Waldhausen

06  Waldheim

09  Oststadt

33  Linden-Nord

39  Bornum

42  Mühlenberg

Herren-
hausen

Brink-Hafen

Stadtteilnummer/Stadtteil

unbebaute Fläche

50,0 und mehr (6)

42,0 bis unter 50,0 (12)

38,5 bis unter 42,0 (17)

36,0 bis unter 38,5 (9)

unter 36,0 (5)
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5.3 Verfügbarkeit von Wohnungen nach Angemessenheitskriterien SGB II und SGB XII 

 

Für alle SGB II und SGB XII TransferleistungsempfängerInnen besteht neben den Regelleistungen 

grundsätzlich Anspruch auf die Gewährung von angemessenen Unterkunftskosten(KdU). Die Regelleis-

tung pro Person liegt derzeit bei 385 € (inklusive Nebenkosten).  

 

Es stellt sich jedoch die Frage, ob es auf dem Wohnungsmarkt ein ausreichendes Angebot an Wohnun-

gen gibt, die den Kriterien nach Größe, Zimmerzahl und Preis entsprechen, so dass sie von Transferleis-

tungsempfängerInnen bezogen werden können. Im Folgenden wird die Verfügbarkeit von Wohnraum 

innerhalb eines Jahres (Juni 2011 bis Juni 2012) dargestellt. 

 

51 % aller Wohnungsangebote im vergangenen Jahr erfüllten die Angemessenheitskriterien nach 

Wohnfläche und Preis (vgl. Abb. 58). Unter den Einzimmerwohnungen war der Anteil der Wohnungen, 

die die Kriterien erfüllen mit 78 % zwar sehr hoch, doch laut aktuellem Gewos-Gutachten zum Wohn-

konzept 2025 (vgl. DS 840/2013) reicht dieses Angebot nicht aus, um den Bedarf in diesem Marktseg-

ment zu decken. Preiswerte kleine Wohnungen bis 50m² werden zukünftig vermehrt benötigt, wenn 

Haushalte älterer Menschen mit geringen Rentenansprüchen ansteigen werden. Bis 2025 besteht ein 

zusätzlicher Bedarf von rund 18.000 kleinen preiswerten Wohnungen.  

 

Mit zunehmender Wohnungsgröße sinkt der Anteil an Wohnungen, die die Kriterien erfüllen deutlich 

ab. Laut o. g. Gutachten herrscht im Marktsegment der mittelgroßen bis großen Wohnungen zwar ein 

rechnerischer Angebotsüberschuss, da aber nur ein kleiner Teil der Wohnungen auf dem Markt verfüg-

bar ist und ein Großteil der Wohnungen von Personen bewohnt wird, die nicht unter die KdU-Kriterien 

fallen, besteht auch bei großen Wohnungen eine Angebotsknappheit und es kommt zunehmend zu 

Engpässen. Mehrpersonenhaushalte müssen sich mit zu kleinen Wohnungen (weniger als ein Raum pro 

Person) begnügen, um ihren Suchraum innerhalb der Angemessenheitskriterien zu erweitern.  

 

Abbildung 58: Angebot an Wohnungen, die Kriterien KdU erfüllen nach Wohnungsgröße 2011- 2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: empirica Preisdatenbank 
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5.4 Belegrechtswohnungen 

 

In Hannover gibt es weiterhin und zunehmend Bevölkerungsgruppen, die Unterstützung bei der Suche 

nach einer angemessenen Wohnung benötigen. Hierzu zählen Familien und allein Erziehende mit meh-

reren Kindern, Haushalte mit einem Migrationshintergrund, Haushalte ohne gesichertes Erwerbsein-

kommen, Menschen mit Behinderung, junge Erwachsene mit einem geringen Einkommen und Perso-

nen, deren Biographie problembelastet ist oder die in wirtschaftlich unsicheren Verhältnissen leben.  

 

Die Stadt Hannover unterstützt die Versorgung dieser EinwohnerInnen mit angemessenem Wohnraum. 

Dabei werden sogenannte Belegrechtswohnungen genutzt, bei denen die Stadt Hannover dem Woh-

nungseigentümer beim Freiwerden einer Wohnung einen Wohnungssuchenden vorschlagen kann.  

 

Eine hohe Konzentration von Belegrechtswohnungen in einem Wohnquartier bedeutet im Regelfall 

auch eine Konzentration von Haushalten mit geringerem Einkommen und einem höheren Anteil an 

EmpfängerInnen von Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Gleichzeitig kann es zu 

einer Ballung von Haushalten von Bevölkerungsgruppen mit besonderen Problemlagen kommen. Dies 

kann die Stabilität des Gemeinwesens gefährden. Gerade in den Großwohnsiedlungen der 60er und 

70er Jahre sind seit Mitte der 90er Jahre entsprechende Tendenzen erkennbar. Dieses ist Grund für die 

Stadt Hannover in bestimmten Quartieren die Belegrechte teilweise oder komplett ruhen zu lassen. 

Stadtweit ruhen gut 5.000 Belegrechte. Man unterscheidet deshalb theoretische und tatsächlich aus-

geübte Belegrechte. 

 

Tatsächlich ausgeübte Belegrechte 

Die Anzahl der tatsächlich ausgeübten Belegrechte ist im letzten Jahrzehnt kontinuierlich zurückge-

gangen. Dieses erklärt sich durch das Auslaufen der Bindungsfristen und der Tatsache, dass wegen 

fehlender Fördermöglichkeiten keine neuen Belegrechte erworben werden können. 

 

Abbildung 59: Ausgeübte städtische Belegrechte Entwicklung 2004 bis 2012 (jeweils 31.12.) 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Landeshauptstadt Hannover – Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Sachgebiet 

Wohnraumversorgung (61.43) 
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Seit Beginn des Jahres 2004 ist die Zahl der tatsächlich ausgeübten Belegrechte um 2.489 (-11,6 %) 

zurückgegangen. Vor allem in den Stadtteilen Mühlenberg, Sahlkamp, Groß-Buchholz, Linden-Süd, 

Ahlem, Davenstedt und Misburg-Nord, Nordstadt und Vinnhorst hat sich die Zahl der Belegrechte mit 

jeweils mehr als minus 200 deutlich reduziert. 

 

Zu Beginn des Jahres 2013 gab es in der Stadt Hannover 19.030 ausgeübte Belegrechte. Darunter be-

fanden sich rund 9 % Seniorenwohnungen. 14 % der Wohnungen hatten weniger als zwei Zimmer. 629 

Wohneinheiten für die die Stadt ein Belegrecht ausübt, waren behindertenfreundlich oder behinderten-

gerecht. 

 

Im Stadtdurchschnitt beträgt der Anteil der tatsächlich ausgeübten Belegrechte am Gesamtwohnungs-

bestand 6,5 %. Die ausgeübten Belegrechte sind ungleichmäßig über das Stadtgebiet Hannover verteilt. 

Die höchsten Anteile an tatsächlich ausgeübten Belegrechten am Gesamtwohnungsbestand sind zu 

finden in den Stadtteilen Mittelfeld (36,7 %), Bornum (21,8 %), Vahrenheide (18,9 %), Herrenhausen 

(14,3 %), Hainholz (13,7 %) und Linden-Süd (13,6 %) (vgl. Karte 20). 

 

Bis zum Jahr 2020 wird die Anzahl der tatsächlichen Belegrechte auf 16.350 zurückgehen, sofern keine 

gegensteuernden Maßnahmen ergriffen werden, bis zum Jahr 2025 ist mit einem Absinken auf 14.800 

tatsächliche Belegrechte zu rechnen. 

 

Karte 20:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Entwicklungen der letzten Jahre in Zusammenhang mit Bestand und Vermittlung von Belegrechts-

wohnungen bergen gleich mehrere Probleme in sich:  
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 Die Anzahl der Personen, die sich nicht selbst mit angemessenem Wohnraum versorgen kön-

nen steigt an. Während im Jahr 2008 noch 2.671 Anträge auf Vermittlung einer Belegrechts-

wohnung gestellt wurden, waren es im Jahr 2012 3.009 Anträge.  

 Das Verhältnis zwischen Antrag auf Wohnungsvermittlung und tatsächliche Vermittlung ver-

schlechtert sich kontinuierlich, weil weniger Wohnungen zur Verfügung stehen. 2012 wurden 

mehr Anträge auf Wohnungsvermittlung gestellt als überhaupt freie Wohnungen zur Verfü-

gung standen. 

 Die Wohnungen, die zur Vermittlung zur Verfügung stehen, entsprechen nicht unbedingt dem 

Bedarf: es fehlen kleine Wohnungen, während es zu viele 3-Zimmerwohnungen gibt, problema-

tisch ist auch die Mietpreisentwicklung bei den Belegrechtswohnungen. 

 Eine zunehmend große Gruppe von Antragstellern weist multiple Problemlagen auf, die eine 

Vermittlung schwierig machen (z.B. Mietschulden aus anderen Mietverhältnissen). 

 

 

5.5 Wohnungslosigkeit und Obdachlosigkeit  

 

Ohne Wohnung zu sein, ist wahrscheinlich die sozial prekärste Lage überhaupt. Dazu kann es kommen, 

wenn Menschen keine adäquate bezahlbare Wohnung finden, sie von persönlichen Schicksalen getrof-

fen werden, nach Scheidung oder Trennung, sie Wohnungen verlassen mussten, z. B. wegen eskalie-

render sozialer Konflikte mit dem Umfeld oder z. B. nach einem Gefängnisaufenthalt. Ohne Wohnung 

zu sein ist Auslöser für mangelnde gesellschaftliche Teilhabe, führt häufig zu Krankheit, Arbeitslosigkeit 

und Isolation. 

 

Grundsätzlich zu unterscheiden sind die Begriffe Wohnungslosigkeit und Obdachlosigkeit, obwohl diese 

häufig synonym verwendet werden: 

 

Wohnungslosigkeit 

Laut Definition der Bundesarbeitsgemeinschaft für Wohnungslosenhilfe in Deutschland sind Menschen 

wohnungslos, wenn sie über keinen mietvertraglich abgesicherten Wohnraum verfügen und auf ord-

nungs- oder sozialrechtlicher Grundlage in eine kommunale Wohnung oder in ein Heim der Wohnungs-

losenhilfe eingewiesen werden. Als wohnungslos gelten z. B. Menschen in Übergangs- und Asylwohn-

heimen, Übergangswohnungen und Frauenhäusern.  

 

In Hannover existiert ein umfassendes Versorgungssystem für Wohnungslose mit differenzierten Ein-

richtungen für die unterschiedlichen Zielgruppen (Männer, Frauen, Paare, Familien, Drogenabhängige, 

etc.). In Trägerschaft der Stadt Hannover und in freier Trägerschaft gibt es Unterbringungskapazitäten 

für über 1.000 Personen. Die Zahl der von Wohnungslosigkeit Betroffenen liegt schätzungsweise aber 

deutlich darüber. Wie viele Personen z. B. bei Freunden, Bekannten und Verwandten untergekommen 

sind, weil sie keine eigene Wohnung haben, ist nicht bekannt. Verschiedene Schätzungen gehen von 

rund 1.500 aus. Insbesondere Frauen scheuen sich in die Obdachlosigkeit zu gehen und wählen eher 

Übernachtungen bei Freunden oder Bekannten, eventuell auch gegen Gegenleistungen jeglicher Art. 

 

Die Gruppe der Wohnungslosen zu beschreiben gestaltet sich schwierig, weil eine amtliche Wohnungs-

losenstatistik in Deutschland fehlt. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. veröffent-

licht jährlich einen Statistikbericht, der auf einer Erhebung in Einrichtungen und Diensten der Woh-

nungslosenhilfe freier Träger basiert. Im Jahr 2011 haben sich 24.500 Hilfesuchende daran beteiligt. 
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Fachleute bestätigen, dass die im Folgenden für Deutschland dargestellten Ergebnisse, tendenziell 

auch für die Landeshauptstadt Hannover zutreffen. 

 

 Der Anteil der Wohnungslosen im Alter von unter 30 Jahren betrug im Jahr 2011 rund 32 %. 

 Die größte Gruppe der Betroffenen (46 %) stellen die 30 bis 50-Jährigen dar.  

 Unter den Wohnungslosen sind 50-Jährige und ältere mit einem Anteil von 22 % vertreten. 

 Der Anteil der Frauen unter den Wohnungslosen beträgt aktuell 22 %. 

 Einen Migrationshintergrund haben 24 % der Wohnungslosen. 

 88 % der Wohnungslosen sind alleinstehend, 89 % arbeitslos und 63 % überschuldet. 

 Der Anteil der unter 30-Jährigen und der 50-Jährigen und älteren steigt seit einigen Jahren 

kontinuierlich an; gleiches gilt für Frauen und Migranten.  

 

Unterbringung von Aussiedlern und Flüchtlingen 

Auch AussiedlerInnen sowie Flüchtlinge werden von der Stadt Hannover untergebracht. Im Aussiedler-

bereich handelt es sich um Personen, die direkt aus dem Grenzdurchgangslager Friedland kommen. Sie 

sind der Stadt Hannover zugewiesen worden. Durch die Unterbringung in einem Wohnheim soll ihnen 

die Übergangszeit, bis sie eine Wohnung gefunden und alle notwendigen Behördengänge erledigt ha-

ben, erleichtert werden. Am 31.12.2012 waren sieben Personen untergebracht. 

 

Der Begriff „Flüchtlinge“ umfasst AsylbewerberInnen, bereits abgelehnte AsylbewerberInnen, zum 

größten Teil geduldete Flüchtlinge und zu einem kleinen Teil anerkannte AsylbewerberInnen und Bür-

gerkriegsflüchtlinge. Bis auf die anerkannten AsylbewerberInnen haben die von der Stadt Hannover 

untergebrachten Flüchtlinge in der Regel in ihren Ausweispapieren eine Auflage von der Ausländerstel-

le, die sie dazu verpflichtet in einer Unterkunft oder einem Wohnheim der Stadt Hannover zu leben.  

 

Im Bereich der Aussiedler- und Flüchtlingsunterbringung verfügte die Stadt Hannover am 31.12.2012 

über 479 Wohnheimplätze, 138 Plätze in Wohnprojekten (2 Mehrfamilienhäuser mit insgesamt 56 

Wohnungen) und rund 50 Wohnungen (184 Personen). Die Zahl der unterzubringenden Personen im 

Aussiedler- und Flüchtlingsbereich hat bis 2010 abgenommen und steigt seitdem kontinuierlich wieder 

an. Bis September 2013 werden 650 weitere Asylbewerber in Hannover erwartet. 

 

Obdachlosigkeit 

Als obdachlos gelten Menschen die auf der Straße leben, an öffentlichen Plätzen wohnen oder die sich 

in Parks oder unter Brücken etc. aufhalten. Obdachlos sind aber auch Menschen in Notunterkünften, die 

keinen festen Wohnsitz haben und in Wärmestuben, Notschlafstellen oder anderen niedrigschwelligen 

Einrichtungen übernachten. 

 

Obdachlose nehmen bestehende Übernachtungsmöglichkeiten in Gemeinschaftsunterkünften aus 

Angst vor Gewalt und Repressalien oft nicht in Anspruch. Häufig haben sie auch Schwierigkeiten im 

sozialen Umgang oder psychische Probleme, die dazu führen, dass sie Angebote nicht nutzen. 

 

„Zwischen der Fachverwaltung und der Zentralen Beratungsstelle für Obdachlose und Nichtsesshafte 

besteht Einvernehmen, dass die Zahl der im Freien übernachtenden Obdachlosen witterungsbedingt in 

Hannover zwischen 300 und 500 liegen dürfte“ (vgl. DS 1008/2012). 
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6. Hannover zwischen Schulabbruch und Hochschule 
 

Bildungschancen 

Wie ungleich sind Bildungschancen in Hannover verteilt und woran „messen“ wir das? Führt familiär 

bedingte Einkommensarmut zu verminderten Bildungschancen der Kinder?  

Zwischen Schulabbruch und Hochschule 

Hannover ist ein Bildungs- und Wissenschaftsstandort von überregionaler Bedeutung. Wie aber steht es 

um die Qualität der in Hannover erzielten Schulabschlüsse? 

 

Die Ergebnisse des Hannoverschen Bildungsplans 2009 und des Bildungsmonitorings zeigen regelmä-

ßig, dass Bildungschancen ungleich über Geschlechter, Nationalitäten und schließlich Stadtteile verteilt 

sind (vgl. DS 1424/2010 und 2623/2012). Das wird beispielhaft an zwei Indikatoren verdeutlicht wer-

den: den Schullaufbahnempfehlungen am Ende der vierten Klasse und den erzielten Schulabschlüssen 

am Ende der Schullaufbahn. 

 

 

6.1. Schullaufbahnempfehlungen 

 

Am Ende des vierten Grundschuljahres erhalten SchülerInnen auf Basis individueller Lernentwicklung 

und schulischen Leistungsvermögens eine Schullaufbahnempfehlung für die weiterführende Schulform, 

also entweder für die Hauptschule, die Realschule oder das Gymnasium. Eltern können diesen Empfeh-

lungen folgen, müssen aber nicht. Die Ergebnisse des Bildungsmonitorings zeigen, dass  Eltern umso 

seltener den Empfehlungen folgen, je niedriger die Schullaufbahnempfehlung ist. Die tatsächliche In-

anspruchnahme der Hauptschule in Klasse 5 unterschreitet regelmäßig die empfohlene Anzahl für die-

se Schulform, und zwar um ein Mehrfaches. Auch die tatsächliche Inanspruchnahme des Gymnasiums 

in Klasse 5 liegt leicht oberhalb der Gymnasialempfehlungen (DS 2623/2012). 

 

Bezieht man die Ergebnisse der Schulempfehlungen (kumuliert für die letzten drei Schuljahre36) auf die 

Stadtteile, in denen mindestens eine Grundschule ist, zeigt sich ein typisches Muster. Stadtweit erhiel-

ten rund 18 % der SchülerInnen eine Schulempfehlung für die Hauptschule: 

 Überdurchschnittlich viele, nämlich 39 % der SchülerInnen an Grundschulen der Stadtteile Lin-

den-Süd, Calenberger-Neustadt und Vahrenheide erhielten eine Hauptschulempfehlung.  

 Niedrigste Anteile von 9 % und weniger entfielen auf SchülerInnen an Grundschulen der Stadt-

teile Kirchrode, Bothfeld und die Südstadt. 

 

Umgekehrt zeigt sich bei den Gymnasialempfehlungen: 

 GrundschülerInnen der Stadtteile Kirchrode, Südstadt und List erhalten überdurchschnittlich 

häufig (61 % und mehr) Gymnasialempfehlungen (Stadtwert: 46,7 %). 

 Kindern an Grundschulen der Stadtteile Vahrenheide, Hainholz und Linden-Süd wird deutlich 

seltener ein Gymnasium empfohlen: 26 % und weniger. 

 

Bundesweite Armutsstudien weisen wiederholt darauf hin, dass ein niedriges Bildungsniveau von Eltern 

in engem Zusammenhang mit ökonomisch benachteiligten Lebenslagen steht und dass das Bildungsni-

veau der Kinder maßgeblich durch das erreichte Bildungsniveau der Herkunftsfamilie bestimmt wird. 

Weil sich die Schulempfehlungen an den Grundschulen leider nicht in Beziehung zu den jeweiligen Bil-

dungsabschlüssen der Eltern oder deren Einkommenssituation setzen lassen, wird im Rahmen des 

                                                            
36 Schuljahre 2009/2010, 2010/2011 und 2011/2012 mit Schulempfehlung für das jew. darauf folgende Schulj. 
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Hannoverschen Bildungsplans eine sozialräumliche Betrachtung – hier: auf Stadtteilebene – vorge-

nommen. Auf Basis einer Korrelationsanalyse lassen sich folgende Zusammenhänge ableiten: 

1. Einen mittleren bis starken Zusammenhang gibt es zwischen der Kinderarmutsquote von Min-

derjährigen im Stadtteil und den Empfehlungen für eine Hauptschule  auf Ebene der Stadtteile 

mit Grundschulstandorten. Je höher die Kinderarmutsquote im Stadtteil ist, desto höher ist der 

Anteil derjenigen, die eine Hauptschulempfehlung an den Grundschulen vor Ort erhalten. 

2. Umgekehrt zeigt sich ein stark negativer Zusammenhang zwischen Kinderarmutsquoten im 

Stadtteil und Gymnasialempfehlungen auf Stadtteilebene. Je höher die Kinderarmutsquote ist, 

desto niedriger ist der Anteil derjenigen, die eine Gymnasialempfehlung erhalten. 

 

Es bestätigt sich demnach ein Zusammenhang zwischen dem jeweiligen Anteil der Kinderarmut auf 

Stadtteilebene und den durchschnittlichen Schullaufbahnempfehlungen im Stadtteil. Für die Interpre-

tation ist wesentlich, dass nicht kausal die jeweiligen Stadtteile oder die jeweiligen Grundschulen un-

terschiedliche Bildungschancen ermöglichen oder verhindern. Aus den Daten ebenfalls nicht ableitbar 

ist der voraussichtliche Bildungsweg eines einzelnen Kindes, das im Stadtteil X wohnt oder die Grund-

schule Y besucht. Die Ergebnisse deuten aber darauf hin, dass bildungspolitische Ansätze sowohl indi-

viduell und herkunftsbedingt, als auch sozialräumlich ansetzen können. 

 

6.2. Schulabschlüsse 

 

In den drei Schuljahren 2009/2010 bis 2011/2012 verließen fast die Hälfte (48,3 %) der Schulabgän-

gerInnen die Allgemeinbildenden Schulen mit der (Fach-) Hochschulreife und rund ein Drittel (32,5 %) 

mit dem Realschulabschluss. Fast ein Fünftel (19,2 %) der SchülerInnen erreichte maximal einen 

Hauptschulabschluss bzw. verließ die Schule ohne Hauptschulabschluss (vgl. Abb. 61). In den vergan-

genen drei Schuljahren ist der Anteil der SchulabgängerInnen mit Haupt- und Realschulabschlüssen 

kontinuierlich gesunken, während der Anteil der AbiturientInnen, auch infolge des doppelten Abitur-

jahrgangs, kontinuierlich stieg. Fast 7 % der SchulabgängerInnen verließen die Schule ohne Haupt-

schulabschluss. 

 

Abbildung 61: Schulabschlüsse der SchulabgängerInnen an Allgemeinbildenden Schulen Hannovers, 

kumuliert für die drei Schuljahre 2009/2010, 2010/2011 und 2011/2012 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover: Bildungsmonitoring 2012: 14 (DS 2623/2012), eigene Darstellung 
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Die Handlungsorientierte Sozialberichterstattung Niedersachsens37 weist für die Landeshauptstadt zwei 

Besonderheiten auf, nämlich eine der niedersachsenweit höchsten regionalen AbiturientInnenquoten 

und eine der höchsten SchulabgängerInnenquoten ohne Hauptschulabschluss.  

 

AbiturientInnenquote: Verglichen mit dem Landesdurchschnitt von 41,0 % im Schuljahr 2010/2011 ist 

die Abiturientenquote an Allgemeinbildenden Schulen Hannovers innerhalb Niedersachsens mit 54,3 % 

überdurchschnittlich hoch. Nur Osnabrück, Oldenburg, Braunschweig und Wolfsburg hatten ähnlich 

hohe Abiturientenquoten38. Zu berücksichtigen ist, dass auch im Umland wohnende SchülerInnen in 

der Landeshauptstadt Abitur machen können.  

 

Der „statistische Durchschnittsabiturient“ ist heute deutscher Nationalität und weiblich: Denn deutlich 

mehr als die Hälfte der AbiturientInnen (rund 56 %) sind Mädchen und rund 91 % der AbsolventInnen 

sind deutscher Nationalität, während HauptschulabgängerInnen überwiegend männlich (57 %) und 

seltener deutscher Nationalität sind (68 bis 76 %, je nach Schuljahr). Für den weiteren Bildungsverlauf 

zeigt sich, dass eine höhere Schulbildung  zwar kein Garant gegen Arbeitslosigkeit und Einkommens-

armut ist, die Betreffenden aber deutlich seltener arbeitslos werden und eine Episode der Arbeitslosig-

keit schneller wieder beenden. 

 

SchulabgängerInnen ohne Hauptschulabschluss: Jedes Jahr verlassen rund 300 SchülerInnen Hanno-

vers (6 bis 7 % der SchulabgängerInnen) die Schule ohne einen Hauptschulabschluss. Im Schuljahr 

2010/2011 waren es 289 (5,8 %) der SchulabgängerInnen (Niedersachsen: 4,9 %)39. Rund zwei Drittel 

der Hannoverschen SchulabgängerInnen ohne Abschluss sind männlich und fast 41 % ausländischer 

Nationalität. Bildungsforscher sprechen von absoluter Bildungsarmut, wenn SchulabgängerInnen kei-

nen Hauptschulabschluss erlangen, weil sie weniger als das zertifizierte „Bildungsminimum“ aufweisen 

und so gut wie keine Chance auf einen Ausbildungsplatz und damit auf dem späteren Arbeitsmarkt 

haben. Sie fehlen der Gesellschaft nicht nur als qualifizierte Arbeitskräfte, sondern ihnen selbst fehlt 

auch die Teilhabechance an einem wesentlichen Bereich des gesellschaftlichen Lebens.  

 

Fazit: Diese und viele weitere Zusammenhänge stützen insgesamt die These, dass Einkommens-, Bil-

dungs- und Erwerbschancen einander wechselseitig verstärken können. Individuelle Bildungsarmut 

kann materielle Armut nach sich ziehen, z. B. durch schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Umge-

kehrt kann familiär bedingte Einkommensarmut zu verminderten Bildungschancen der Kinder führen, z. 

B. wenn Einkommensarmen der Zugang zu Bildungsangeboten erschwert wird. 

 

Einer der zentralen bildungspolitischen Ansätze Hannovers ist es daher, individuell und herkunftsbe-

dingt ungleich verteilte Bildungschancen dadurch auszugleichen, dass prioritär Stadtteile oder Quartie-

re mit einem hohen Anteil an Kinder- und Familienarmut beim Ausbau von Familienzentren, Eltern- und 

frühkindlichen Bildungsangeboten erreicht werden. Auch bei der Frage von Standorten sogenannter 

Erschwerniskitas fließen diese Fragen mit ein. Erklärtes Ziel der kommunalen Bildungsplanung ist es, 

allen Kindern und Jugendlichen, unabhängig von ihrer sozialen und kulturellen Herkunft sowie ihres 

Geschlechts, Chancengerechtigkeit in ihren Bildungsverläufen zu ermöglichen (DS 1106/2009). Das gilt 

gleichermaßen für Kinder mit Behinderungen, denen in Folge der Verabschiedung des niedersächsi-

schen Schulgesetzes zur „Einführung der inklusiven Schule“, künftig barrierefreier und gleichberechtig-

ter Zugang zur Schulform ihrer Wahl zu ermöglichen ist (vgl. DS 0249/2013). 

                                                            
37 MS (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration) 2012 (Hrsg.): 

Handlungsorientierte Sozialberichterstattung Niedersachsen – Statistikteil Bericht 2012: 84 
38 LSKN: Absolventen an Allg. bildenden Schulen in Niedersachsen (einschl. Abendgymnasien und Kollegs), 

Schuljahr 2010/11  
39 A.a.O. 
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7. Hannover: Gesundheitliche Aspekte zwischen Jung und Alt 
 

Kindergesundheit im Einschulungsalter 

Wie „gesund“ bzw. „schulfähig“ sind eigentlich unsere SchulanfängerInnen? Hat der Bildungshinter-

grund der Eltern Einfluss auf die Gesundheit – und damit auf die Schulfähigkeit der Kinder? 

Drogenkonsum und Sucht 

Welche Drogen und Suchtmittel werden konsumiert? Welche (neuen?) Zielgruppen sind in den Blick zu 

nehmen? Und was  wissen wir über Sucht im Alter?  

Pflegebedürftigkeit im Alter 

Hannover altert, wenn auch nur leicht. Steigt dadurch die Anzahl der Pflegebedürftigen und was erwar-

tet uns in den kommenden Jahren? Ab welchem Alter steigt üblicherweise der Pflegebedarf? Worin 

unterscheiden sich diesbezüglich Männer und Frauen? Wie sind Hannovers Pflegebedürftige versorgt?  

Pflegebedarf und Demenz 

Weiß man, wie viele Demenzkranke in Hannover leben? Wo und wie leben demenziell Erkrankte und 

vor welchen Herausforderungen steht Hannover aktuell und künftig? 

 

Die Spanne gesundheitlicher Lagen der Bevölkerung Hannovers ist enorm, die Datenlage hierzu aller-

dings sehr eingeschränkt. Aus diesem Grund beschränkt sich der Inhalt dieses Kapitels auf ausgewähl-

te, gesundheitliche Aspekte zwischen Jung und Alt. Die Aspekte wurden danach ausgewählt, dass sie  

 möglichst umfassend die gesundheitliche Lage einer gesamten Alterskohorte abbilden, hier: 

Kindergesundheit im Einschulungsalter Basis der Schuleingangsuntersuchungen, durchgeführt 

vom Team Sozialpädiatrie und Jugendmedizin der Region Hannover  

 ein allzeit aktuelles, gesundheitliches Problem beleuchten, über dessen Ausmaß schwer Aussa-

gen zu treffen sind, das aber hinsichtlich der Zielgruppen und konsumierter Produkte einem 

stetigen Wandel unterliegt, hier: Drogenkonsum und Sucht oder 

 einen ausgewählten Aspekt der demografischen Alterung beleuchten und den pflegerischen 

Bedarf und die pflegerische Versorgung der Generation 60 plus beleuchtet, hier: Pflegebedürf-

tigkeit im Alter. 

 

 

7.1. Kindergesundheit im Einschulungsalter 

 

Bevor Kinder die Grundschule besuchen werden sie ärztlich daraufhin untersucht, ob sie „schulfähig“ 

sind, also zum Beispiel ein hinreichendes Seh-, Hör-, und Sprachvermögen oder einen bestimmten 

motorischen und sozial-emotionalen Entwicklungsstand haben. Für schulpflichtige, aber noch nicht 

schulfähige Kinder, gibt es die Möglichkeit der Zurückstellung vom Schulbesuch um ein Schuljahr. Kin-

der, deren Deutschkenntnisse nicht ausreichen können vorab an Sprachfördermaßnahmen der Grund-

schulen teilnehmen.  

 

Auch Kinder, die jünger sind, können auf Antrag der Eltern in die Schule aufgenommen werden, sofern 

sie einschulungsreif sind. Hierbei handelt es sich um die sogenannten „Kannkinder“. Grundgesamtheit 

nachfolgender Ergebnisse sind die schulpflichtigen Kinder (ohne Kannkinder). 

 

In Niedersachsen wurde der Stichtag zur verpflichtenden Einschulung von 2009 bis 2012 in drei Schrit-

ten, vom 30. Juni auf den 30. September, verlegt wodurch sich das Durchschnittsalter der Kinder beim 

Zeitpunkt der Untersuchung sukzessive um ein viertel Jahr verjüngt hat. Aus Gründen mangelnder Ver-

gleichbarkeit der Ergebnisse in diesen Jahren wurde auf eine Zeitreihe verzichtet. Stattdessen werden 
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die Untersuchungsergebnisse der Schuljahre 2010/11, 2011/12 und 2012/13 zusammengefasst dar-

gestellt. Das Team Sozialpädiatrie und Jugendmedizin der Region Hannover wird im Januar 2014 einen 

Bericht zu den Auswertungsergebnissen der Daten der Schuleingangsuntersuchungen der Jahrgänge 

2010/11 bis 2013/14 veröffentlichen. 

 

Sprachlicher Entwicklungsstand 

Als sprachlich „normal entwickelt“ gelten SchulanfängerInnen, die sich in ihrer Muttersprache ver-

ständlich ausdrücken und über einen alterstypischen Wortschatz verfügen sowie grammatikalisch sinn-

volle Sätze bilden können. Die Untersuchung zum Sprachvermögen erfasst alle Sprach-, Sprech- und 

Stimmstörungen des Kindes wie zum Beispiel der allgemeine Sprachfluss, Stottern oder Lispeln40.  

 

Von den 14.054 hannoverschen Einschulungskindern, die im Zeitraum 2010 bis 2012 hinsichtlich ihres 

sprachlichen Entwicklungsstandes untersucht wurden, waren die meisten (55 %) sprachlich normal 

entwickelt und wiesen keinerlei Befund auf. Bei 21 % zeigte sich eine behandlungsbedürftigen Sprach-

entwicklung, worunter der größte Teil bereits in Behandlung war und ein kleiner Anteil zur Weiterbe-

handlung überwiesen wurde. Bei weiteren 23 % konnte zwar ein sprachlicher Befund festgestellt wer-

den, der aber keine Behandlungsmaßnahme erforderte.  

 

Für den sprachlichen Entwicklungsstand der Kinder machte es keinerlei Unterschied, ob deutsch die zu 

Hause gesprochene Familiensprache war oder eine andere Sprache gesprochen wurde. Deutliche Zu-

sammenhänge beim sprachlichen Entwicklungsstand gibt es aber mit der jeweiligen Kinderarmutsquo-

te auf Stadtteilebene. In den Stadtteilen, wo die Kinderarmut besonders hoch ist, beispielsweise in 

Vahrenheide, Sahlkamp oder Mühlenberg treten auch vermehrt Sprachentwicklungsprobleme auf. Um-

gekehrt ist die Sprachentwicklung in vergleichsweise mittelschichtsorientierten bis besser situierten 

Stadtteilen wie Zoo, Kirchrode, Ost- oder Südstadt geringer. 

 

Teilnahme an Vorsorgeuntersuchungen 

Um zu beurteilen, ob die Entwicklung eines Kindes „normal“ verläuft, können Eltern Vorsorgeuntersu-

chungen bei Kinder- und Jugendärzten wahrnehmen. Die erste Untersuchung erfolgt direkt nach der 

Entbindung (U1), die U9 erfolgt unmittelbar vor der Einschulung im Alter von 5 Jahren. Die Vorsorge-

untersuchungen sind freiwillig, anfallende Kosten sind durch die Krankenkassen abgedeckt und für die 

Eltern kostenlos. Die Wahrnehmung dieser sogenannten „U1 bis U9“ dient dem Kindeswohl und gilt 

daher als Gradmesser elterlicher Fürsorge.  

 

Zugleich sollen die Untersuchungen dazu dienen, Fälle von Vernachlässigung, Verwahrlosung, Kindes-

misshandlung oder sexuellem Missbrauch zu erkennen und einem entsprechenden Fehlverhalten der 

Erziehungsberechtigten vorzubeugen. Das Land Niedersachsen führte deshalb 2009 ein verbindliches 

Meldewesen der Vorsorgeuntersuchungen für Kinder ein. Seit dem 01.04.2010 bekommen alle Be-

troffenen eine persönliche Einladung zur Vorsorgeuntersuchung in Niedersachsen und ggf. Erinne-

rungsschreiben.  

 

Im Zeitraum 2010 bis 2012 wurden 14.054 hannoversche Kinder untersucht, hiervon konnten 65 % 

eine vollständige Teilnahme an allen Vorsorgeuntersuchung nachweisen, rund 29 % nahmen nicht oder 

nicht vollständig teil und fast 7 % hatten ihr Vorsorgeheft nicht dabei. Die vollständige Teilnahmespan-

ne auf Stadtteilebene reichte von über 80 % in den Stadtteilen Lahe, Seelhorst, Heideviertel, Isernha-

                                                            
40 Niedersächsisches Landesgesundheitsamt (2010):  Kindergesundheit im Einschulungsalter. Ergebnisse der 

Schuleingangsuntersuchung 2010: 59 ff. 
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gen-Süd und Kirchrode bis hin zu unter 53 % in Sahlkamp, Hainholz, Mitte, Linden-Süd, Bornum und 

Mühlenberg (vgl. Karte 21).  

 

Karte 21 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Korrelationsanalyse konnte zeigen, dass es einen hohen Zusammenhang zwischen der nur unvoll-

ständigen Wahrnehmung der Untersuchungen und dem Anteil an Kinderarmut im Stadtteil gibt. Auch 

nahmen Kinder von Eltern mit niedriger Bildung und in einer Umgebung, in der deutsch nicht Familien-

sprache ist, seltener vollständig teil. Umgekehrt war die Inanspruchnahme in den besser situierten 

Stadtteilen überdurchschnittlich gut und die Kinder von Eltern mit mittlerer und hoher Bildung oder mit 

deutsch als Familiensprache nahmen häufiger das komplette Vorsorgeangebot wahr.  

 

Übergewichtige Kinder 

Übergewicht und Adipositas gehören zu den größten Risikofaktoren für Gesundheit und seelisches 

Wohlbefinden. Krankheiten, die früher erst bei Erwachsenen auftraten, sind heute bereits bei überge-

wichtigen Kindern festzustellen, wie zum Beispiel ein erhöhter Blutdruck, Cholesterin- und Blutzucker-

spiegel. Bei Übergewicht und Adipositas handelt es sich aber nicht nur um ein individuelles, gesund-

heitliches Problem der betreffenden Kinder und Jugendlichen, sondern um eine gesellschaftliche Her-

ausforderung. 

 

Die Messung von Körpergröße und Gewicht ist Teil der Schuleingangsuntersuchungen. Hieraus wird der 

sogenannte Body Mass Index (BMI) ermittelt, woraus Unter-, Normal-, und Übergewicht abgeleitet 

werden. Die Mehrzahl der Kinder der Schuljahre 2010 bis 2012 war normalgewichtig (78 %). 10,2 Pro-

zent der Mädchen und Jungen haben (starkes) Übergewicht, bei rund 42 % von ihnen war das Überge-

Teilnahme an den

Vorsorgeuntersuchungen U1 bis U9

Anteil der Kinder, die an den Vorsorgeuntersuchungen (U1 bis U9)

teilgenommen haben - 2010 bis 2012 zusammengefasst - an den

jeweils in der Schuleingangsuntersuchung untersuchten Kindern
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wicht so ausgeprägt, dass man von Adipositas spricht. Untergewichtig waren rund 11 % der Kinder (vgl. 

Abb. 62). 

 

Der Anteil der Übergewichtigen nimmt obendrein mit dem Lebensalter zu: Sind es bei den 3 bis 6-

Jährigen rund 9 %, steigt er bei den 7 bis 10-Jährigen auf 15 % und bei den 14 bis 17-Jährigen auf 

17 %41. 

 

Abbildung 62: Gewicht von SchulanfängerInnen , Schuljahre 2010/11,2011/12, 2012/13 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Region Hannover, FB Jugend, Team Sozialpädiatrie und Jugendmedizin: Schuleingangsuntersuchung 

 

Bundesweite Kindergesundheitsstudien zeigen, dass Jungen und Mädchen aus sozial benachteiligten 

Familien deutlich häufiger adipös sind als Kinder und Jugendliche mit hohem Sozialstatus. Auch auf 

Ebene der hannoverschen Stadtteile, ebenso wie in den Städten und Gemeinden der Region Hannover 

insgesamt, bestätigt sich, dass Kinderarmut bzw. der Transferleistungsbezug Minderjähriger im Stadt-

teil / in den Gemeinden mit Übergewicht und starkem Übergewicht korrelieren.  

 

Während gesamtstädtisch rund 10 % der SchulanfängerInnen (stark) übergewichtig sind, liegen die 

Anteile in den Stadtteilen Bornum, Vahrenheide, Sahlkamp, Stöcken, Mittelfeld, Hainholz und Anderten 

bei über 14 %. Unterdurchschnittlich wenig übergewichtige bzw. adipöse Kinder leben in Wülferode, 

Waldheim, Bult, Zoo und Kirchrode (< 5 %) (vgl. Karte 22) 

 

                                                            
41 Robert Koch-Institut (2008): Kinder- und Jugendgesundheitssurvey, KIGGS-Basiserhebung: Übergewicht und 

Adipositas 
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Karte 22 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf Ebene der Städte und Gemeinden der Region Hannover, einschließlich Landeshauptstadt, zeigt eine 

vom Team Sozialpädiatrie und Jugendmedizin sowie der Sozialplanung der Region Hannover durchge-

führte Korrelationsanalyse der Schuleingangsbefunde, dass  

 dass das Körpergewicht mit dem Bildungsgrad der Eltern korreliert: Es besteht ein hoher Zu-

sammenhang zwischen Normalgewicht und mittlerer bis hoher Bildung der Eltern, umgekehrt 

treten Übergewicht bzw. Adipositas seltener bei Kinder von Eltern mit mittlerer oder hoher Bil-

dung auf. 

 die Länge des Kindergartenbesuchs einen Einfluss auf die Gewichtsentwicklung hat: Überge-

wicht und insbesondere Adipositas nehmen mit der Anzahl der besuchten Kindergartenjahre 

ab.  

 ein Zusammenhang zwischen dem Migrationshintergrund der Kinder und deren Körpergewicht 

besteht: Der Anteil der übergewichtigen oder adipösen Kinder ist bei den Kindern mit Migrati-

onshintergrund höher, als bei den Kindern ohne Migrationshintergrund. Kinder ohne Migrati-

onshintergrund wiederum sind häufiger von Untergewicht betroffen. 

 

Fazit: Das Thema Ernährung und gesunder Lebensstil gewinnt an gesellschaftlicher Relevanz. Auch 

wenn primär die Herkunftsfamilie des Kindes den Lebensstil und damit die Gesundheit beeinflussen, 

sind zunehmend auch „Dritte“ in der Verantwortung, wie z. B. Nachbarschaften, Sportvereine, Freizeit-

einrichtungen, Peer Groups, Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen, die dortigen Mensen etc. 

Einmal mehr zeigt sich, dass die Stadtteile mit hoher Kinderarmut hierbei „Schlüsselräume“ für Pro-

gramme der Gesundheitsförderung, aber auch für Sprachförderprogramme sind (vgl. Kap. 9). 

Übergewichtige Kinder

Anteil der Kinder mit Übergewicht an allen 

Kindern, die an den Schuleingangsuntersuchungen 2010 bis 2012

teilgenommen haben (Quelle: Region Hannover, FB Jugend)
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7.2. Drogenkonsum und Sucht 

 

Soziale Problemlagen und missbräuchlicher Konsum von suchtfördernden Substanzen stehen in gegen-

seitiger Wechselwirkung und haben Einfluss auf das persönliche Umfeld und das soziale Gefüge einer 

Stadt. So können schwierige Lebensverhältnisse Menschen in Drogenabhängigkeit führen, andersher-

um kann Drogenkonsum Auslöser extremer Lebensbedingungen sein. Gesundheitliche Belastungen, 

finanzielle Schwierigkeiten, Kriminalität oder das Nichteingebundensein in die Gesellschaft sind mögli-

che Folgen.  

 

Die Landeshauptstadt Hannover stellt sich aus diesem Grund dauerhaft den Problemen, die aus dem 

missbräuchlichen Konsum von suchtfördernden Substanzen und den damit verbundenen negativen 

Begleiterscheinungen entstehen. Dies geschieht im Sinne einer sozialen und gesundheitspolitischen 

Verantwortung gegenüber den Menschen der Stadt, die in eine problembelastete Lebenssituation gera-

ten sind, aus der sie mit eigener Kraft nur schwer herausgelangen können. 

 

Aussagen zum Umfang von Suchtmittelkonsum und -abhängigkeit in der Stadt Hannover sind schwierig 

zu treffen. Es liegen lediglich Schätzungen vor, nach denen es 4.000 bis 5.000 Heroin- bzw. Kokainab-

hängige, 16.000 bis 18.000 Alkoholabhängige, 9.000 bis 10.000 Medikamentenabhängige sowie 3.000 

bis 4.000 Konsumenten von Designerdrogen (Ecstasy, LSD, Amphetamine, etc.) gibt. 

 

Die Erkenntnisse aus dem Drogen- und Suchtbericht der Bundesdrogenbeauftragten42 (2011) lassen 

sich auch auf die Stadt Hannover übertragen, sodass Aussagen für folgende Zielgruppen getroffen 

werden können. 

 

Jugendliche im Alter von 12 bis 17 Jahren 

 Der Tabakkonsum ist in dieser Altersgruppe auf einen Tiefststand gesunken, was im Wesentlichen 

auf die deutlich erschwerte Verfügbarkeit von Tabakprodukten zurückzuführen ist.  

 Auch der regelmäßige Alkoholkonsum ist rückläufig. 

 

Ältere Jugendliche und junge Erwachsene:  

 In dieser Altersgruppe ist das Rauschtrinken weit verbreitet. Die Krankenhauseinweisungen nach 

übermäßigem Alkoholkonsum sind weiter gestiegen. Auch der regelmäßige Alkoholkonsum von 

jungen Erwachsenen (18 bis 25 Jahre) ist unverändert hoch. 

 Das gewerbliche Glücksspiel hat sowohl bei Jugendlichen (16 bis 17 Jahre) als auch bei jungen 

Erwachsenen (18 bis 20 Jahre) stark zugenommen und ist offensichtlich in beiden Altersgruppen 

mit einem hohen Suchtrisiko verbunden. 

 Im Segment des Computerspiels und Internetgebrauchs sind seit Jahren exzessive oder pathologi-

sche Gebrauchsmuster bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen festzustellen; etwa 250.000 der 

14 bis 24 Jährigen gelten bundesweit als internetabhängig, 1,4 Millionen als problematische Inter-

netnutzer. 

 

Sucht im Alter  

Sucht ist auch in höherem Alter keine Seltenheit. Vor allem der Missbrauch von Medikamenten, aber 

auch von Alkohol ist bei älteren Menschen verbreitet. Laut einer Studie im Auftrag des Bundesministe-

riums für Gesundheit schätzen Pflegekräfte, dass ca. 14 % der Menschen, die von ambulanten Pflege-

                                                            
42 Die Drogenbeauftrage der Bundesregierung: Drogen- und Suchtbericht 2012 
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diensten und in stationären Einrichtungen betreut werden Probleme mit Alkohol oder Medikamenten 

haben. Überträgt man diesen Wert auf Hannover, errechnet sich eine Zahl von rund 1.500 Betroffenen. 

Aufgrund der demographischen Entwicklung wird die Zahl älterer Menschen, die von Substanzmiss-

brauch und -abhängigkeit betroffen sind, in den nächsten Jahren voraussichtlich zunehmen.  

 

Behandlung von Opiatkonsumenten 

Die Zahl der behandelnden MethadonärztInnen ist aus unterschiedlichen Gründen seit Jahren rückläu-

fig, die Zahl der PatientInnen nimmt aber stetig zu (zurzeit ca. 1.700 in der Stadt Hannover). Dies hat 

zur Folge, dass eine wohnortnahe Versorgung von Opiatkonsumenten seit längerer Zeit nicht im ge-

wünschten Maße möglich ist. So kommt es zu Ballungen an wenigen Schwerpunktpraxen in der Stadt 

Hannover, mit der Folge von teils sozialunverträglichem Verhalten der PatientInnen gegenüber der 

Nachbarschaft und den Gewerbetreibenden. 

 

Alkoholkonsum in öffentlichen Bereichen 

Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit, speziell auf öffentlichen Plätzen, führt zu Problemen mit Nachbar-

schaften und örtlichem Gewerbe. AnwohnerInnen, aber auch benachbarter Einzelhandel fühlen sich 

durch Personengruppen mit Alkohol – und/oder Drogenproblematik belästigt. Aus der öffentlichen 

Wahrnehmung dieser Probleme ergibt sich, dass die AnwohnerInnen die Plätze meiden, weil sie sich 

bedroht fühlen bzw. die Nutzungsqualität (Ruhe, Entspannung, Treffpunktcharakter) aus ihrer Sicht 

sinkt. 

 

In der Stadt Hannover gibt es aktuell folgende Schwerpunktbereiche mit Alkoholkonsum: 

 

 Grünfläche Ihme / Auestraße 

 Schünemannplatz 

 Raschplatz ZOB/ Rundestraße 

 Andreas Hermes Platz 

 Limmerstraße 

 Marienstraße/Gartenfriedhof 

 

Bei dauerhaften Beschwerden aus der Bevölkerung über störende Verhaltensweisen bestimmter Nut-

zergruppen greift die Verwaltung mit entsprechenden Interventionsmaßnahmen (Drucksache 

774/2009) regulierend ein, um betroffene Plätze auf Dauer wieder für alle zugänglich zu machen.  
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7.3. Pflegebedürftigkeit im Alter  

 

Mit dem steigenden Anteil Älterer an der Bevölkerung steigt auch die Anzahl Pflegebedürftiger in Han-

nover. Unter „pflegebedürftig“ werden im Folgenden Pflegebedürftige im Sinne des Pflegeversiche-

rungsgesetzes (SGB XI) verstanden. Hierin einbezogen sind ausschließlich diejenigen Pflegebedürfti-

gen, die pflegeversichert sind und deren Pflegebedarf mindestens  zur Anerkennung der Pflegestufe 1 

geführt hat. Pflegerischer Bedarf kann aber auch unterhalb dieser Schwelle vorliegen, wenn das Aus-

maß des Hilfebedarfs nicht zur Anerkennung einer Pflegestufe reicht. Die Gesamtzahl der Pflegebedürf-

tigen im Sinne des Pflegeversicherungsgesetzes setzt sich demnach zusammen aus der Summe aller 

stationär und durch ambulante Pflegedienste Betreuten sowie PflegegeldempfängerInnen, die aus-

schließlich durch Angehörige gepflegt werden (ohne Sachleistungen), jeweils mit Pflegestufe. 

 

Ende 2011 lebten 16.791 Pflegebedürftige in Hannover, das sind 3.868 Menschen (+ 30 %) mehr als 

zehn Jahre zuvor. Frauen sind deutlich häufiger betroffen als Männer, weil sie im Mittel früher pflege-

bedürftig werden und aufgrund ihrer höheren Lebenserwartung ein Lebensalter erreichen, bei dem das 

Pflegerisiko steigt43 (vgl. Abb. 63). 

 

Abbildung 63 : Anzahl Pflegebedürftiger im Sinne des SGB XI nach Geschlecht 2001 bis 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: LSKN: Pflegestatistik für Hannover und Landeshauptstadt Hannover: Sachgebiet Wahlen und Statistik, 

eigene Berechnungen 

 

Pflegebedarf entsteht in der Regel erst jenseits des 80. Lebensjahres. Während die Pflegequote bei der 

unter 60-jährigen Bevölkerung unter einem Prozent liegt, steigt sie bei den 60 bis 79-Jährigen auf 

5,6 %. In der Altersgruppe der 80-Jährigen und Älteren hat fast ein Drittel einen Pflegebedarf (32,2 %). 

 

Ende 2011 wurden – wie auch in den Jahren zuvor – deutlich mehr Pflegebedürftige in häuslicher Um-

gebung als stationär in Pflegeeinrichtungen betreut (10.481 Personen, 62,4 %). Stationär in Pflegehei-

men wurden 38 % der Pflegebedürftigen betreut: Durch Angehörige in den eigenen vier Wänden und 

ohne Unterstützung durch ambulante Pflegedienste wurden rund 37 % betreut. Rund ein Viertel der 

                                                            
43 Robert Koch-Institut (2009): Gesundheit und Krankheit im Alter. Beiträge zur Gesundheitsberichterstattung des 

Bundes. 
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Pflegebedürftigen (26 %) Hannovers wurde zu Hause mit Hilfe ambulanter Pflegedienste betreut. Ins-

gesamt leben also deutlich mehr Pflegebedürftige zu Hause als in stationären Einrichtungen. 

Bei den sogenannten PflegegeldempfängerInnen, also denjenigen, die ausschließlich durch Angehörige 

zu Hause gepflegt werden, handelt es sich um Pflegebedürftige, die Geld-, statt Sachleistungen in An-

spruch nehmen, das sie an die betreffenden Pflegepersonen weiterreichen. Hauptpflegepersonen bei 

einer Pflege durch Angehörige sind (Ehe-)PartnerInnen, gefolgt von Töchtern und Schwiegertöchtern 

(RKI 2009: 197). Rund ein Viertel der Pflegebedürftigen greift auf ambulante Pflegedienste zurück und 

ein weiteres Drittel wird stationär in Einrichtungen gepflegt (vgl. Abb. 64). 

 

Abbildung 64: Wie sind Hannovers Pflegebedürftige versorgt? Anzahl und Anteil 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: LSKN: Pflegestatistik für Hannover und Landeshauptstadt Hannover: Sachgebiet Wahlen und Statistik, 

eigene Berechnungen 

 

Im Rückblick auf das vergangene Jahrzehnt zeichnet sich ein kleiner Trend ab: Die zunehmend nachge-

fragte Pflegeart ist der ambulante Dienst, während die Pflege durch Angehörige abnimmt. Vor einem 

Jahrzehnt bezogen noch über 41 % Pflegegeld für ausschließliche Pflege durch Angehörige. Im Jahr 

2011 sind es deutlich weniger, der Anteil liegt bei unter 37 %. In diesem Zeitraum stieg in gleichem 

Ausmaß (5 Prozentpunkte) der Anteil ambulant Gepflegter auf 25,5 %. Beim Anteil stationär Gepflegter 

ist kein Trend ablesbar, vielmehr ist der Anteil seit zehn Jahren nahezu gleich geblieben und liegt bei 

plus/minus 38 %. 

 

Anteil Pflegebedürftiger nach Pflegeart seit 2001 

Quelle: LSKN: Pflegestatistik für Hannover und Landeshauptstadt Hannover: Sachgebiet Wahlen und Statistik, 

eigene Berechnungen 

 

Ob die Pflege durch Angehörige, ambulante Dienste oder stationäre Einrichtungen erfolgt, hängt von 

vielen Faktoren ab, u. a. vom Ausmaß des Pflegebedarfs, vom Geschlecht des Pflegebedürftigen und 

Pflegeart  2001 2003 2005 2007 2009 2011 

Pflegegeld, durch Angehörige 41,1 38,0 35,9 37,1 36,8 36,9 

ambulant durch Pflegedienste   20,1 22,3 24,1 24,0 25,8 25,5 

stationär, in Pflegeheimen  38,8 39,8 40,0 38,9 37,4 37,6 

Pflegebedürftige insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

stationär, in 

Pflege-

heimen 

ambulante 

Pflege-

dienste 

zu Hause, 

ausschl. 

durch Ange-

hörige 
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den Ressourcen, über welche der oder die Pflegebedürftige verfügt, wie z. B. pflegende Angehörige, 

Nachbarschaftsdienste u. a. Für das Stadtgebiet der Landeshauptstadt ist davon auszugehen, dass so-

wohl ausreichend stationäre Pflegeplätze, als auch ausreichend ambulante Pflegedienste zur Verfügung 

stehen, um Pflegebedürftigen die Wahlfreiheit zur Erbringung pflegerischer Leistungen zu ermöglichen.  

42 % der pflegebedürftigen Frauen werden stationär gepflegt, aber nur 32 % zu Hause, ausschließlich 

durch Angehörige. Umgekehrt werden 47 % der Männer zu Hause durch Angehörige gepflegt und sel-

tener stationär (30 %) (vgl. Abb. 65). Dies ist verkürzt die Folge der Lebenserwartungsunterschiede von 

Männern und Frauen, liegt aber auch an tradierten Rollenmustern und dem in älteren Generationen 

vorherrschenden Altersunterschied von Paaren (jüngere Frau mit älterem Mann). Mit anderen Worten: 

Es kommt häufiger vor, dass (jüngere Ehe-)Frauen ihre (älteren Ehe-) Männer pflegen als umgekehrt. 

Sofern Frauen im höheren Alter pflegebedürftig werden, sind sie sehr viel häufiger „allein“ ohne Part-

ner und eher auf stationäre Hilfen angewiesen. Damit hatten Männer bisher, gleichwohl sie seltener an 

der Pflege von Angehörigen beteiligt sind, bei eigener Pflegebedürftigkeit eine höhere Ressource zur 

Deckung ihres Pflegebedarfs im familiären Umfeld, als Frauen.  

 

Abbildung 65: Wie sind Hannovers Pflegebedürftige versorgt? Anteil nach Geschlecht und Pflegeart 

2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: LSKN: Pflegestatistik für Hannover und Landeshauptstadt Hannover: Sachgebiet Wahlen und Statistik, 

eigene Berechnungen 

 

 

Legt man die gegenwärtigen altersspezifischen Pflegequoten der Bevölkerung Hannovers zugrunde und 

bezieht sie auf die prognostizierte Bevölkerung im Jahr 2020 und 2025, zeichnet sich bis 2025 eine 

zusätzliche Anzahl Pflegebedürftiger von rund 3.500 Personen ab (+21 %). Maßgeblich für diesen An-

stieg sind vor allem die 80-Jährigen und Älteren (+2.600 bzw. + 29 %) (vgl. Abb. 66). 
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Abbildung 66: Aktuelle und prognostizierte Anzahl Pflegebedürftiger in Hannover 2011, 2020 und 2025 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: LSKN: Pflegestatistik für Hannover und Landeshauptstadt Hannover: Sachgebiet Wahlen und Statistik und 

Bereich Stadtentwicklung, eigene Berechnungen 

 

Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen infolge der demografischen Entwicklung steht Hanno-

ver vor folgenden Fragen und Weichenstellungen: 

 

 Häusliche versus ambulante und stationäre Pflege: Welche Angebotsformen werden künftig 

nachgefragt, welche Entwicklungen sind zu erwarten? Gibt es alternative Betreuungs- und 

Wohnformen (z. B. Mehrgenerationenwohnen) und werden sie gewünscht? 

 Zunehmender Mangel an Pflegefachkräften: Wie weit öffnet sich die Pflege auch Nicht-

Professionellen? Wo liegen die Chancen und Risiken der Bürgerarbeit und des bürgerschaftli-

ches Engagements, beispielsweise bei der Begleitung Demenzkranker? 

 Pflegende Angehörige: Wird sich der Trend fortsetzen, dass immer weniger Pflegebedürftige 

von Angehörigen gepflegt werden? Pflegende Angehörige bedürfen besonderer Förderung und 

Unterstützung, insbesondere mehrfach belastete Familien bzw. Sandwich-Familien (mittlere 

Generation, die sowohl eigene Kinder als auch pflegebedürftige Eltern zu versorgen hat). 

 Pflegebedürftige MigrantInnen: Erfahrungen aus der Beratungsarbeit zeigen, dass MigrantIn-

nen bei Pflegebedarf zwar häufiger auf  Familien zurückgreifen, aber auch zunehmend  in der 

ambulanten und stationären Pflege „ankommen“. Eine im Herbst 2009 unter hannoverschen 

Pflegeeinrichtungen durchgeführte Befragung ergab, dass insgesamt rund 170 Menschen mit 

Migrationshintergrund in 36 der an der Befragung teilnehmenden stationären Einrichtungen 

lebten. Damit hatten 3,7 % aller stationär Gepflegten einen Migrationshintergrund (ID 

1451/2011). Es ist davon auszugehen, dass die erste Generation hier alt gewordener Zuwande-

rer zunehmend auch in den ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen ankommen wird. 

Ob MigrantInnen auch zukünftig zur Erfüllung ihres Pflegebedarfs auf familiäre Versorgungs-

trukturen zurückgreifen können, ist offen. 

 

Weichen, die mit Blick auf die Zukunft in Hannover bereits gestellt wurden, sind z. B. die Einrichtung 

des Kompetenzzentrums Demenz oder von Pflegestützpunkten, die Angebotsausweitung niedrigschwel-

liger Unterstützung und Alltagsbegleitung und eine Bestandsaufnahme zur pflegerischen Versorgung 

von MigrantInnen im stationären Bereich, die ergeben hat, dass jedenfalls in diesem Bereich ein Be-
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wusstsein dafür besteht, die Pflege kultursensibel zu erbringen. Begleitende Dienste und Konzepte bür-

gerschaftlichen Engagements im Alter werden künftig im Rahmen quartiersbezogener Infrastruk-

turentwicklung vermehrt berücksichtigt werden müssen. Wie bei vielen anderen Herausforderungen, 

infolge der demografischen Alterung, sind auch diese Themen künftig nicht allein mit kommunalen 

Kräften, sondern nur im Zusammenspiel aller im Gemeinwesen Engagierter zu bewältigen.  

 

 

Exkurs 5: Demenz 

 

Von besonderer Relevanz für den Unterstützungsbedarf im Alltag sind die Demenzerkrankungen44. Weil 

das Auftreten von Demenzen bei Männern und Frauen mit dem Alter deutlich zunimmt, ist auch für die 

Zukunft infolge der steigenden Anzahl Älterer mit einer Zunahme zu rechnen. Wie bei der Pflegebedürf-

tigkeit im Allgemeinen zeigt sich auch hier, dass aufgrund ihrer höheren Lebenserwartung Neuerkran-

kungen bei Frauen wesentlich häufiger auftreten, als bei Männern; über 70 % entfallen jährlich auf 

Frauen45. 

 

Gegenwärtig sind bundesweiten Schätzungen zufolge 1,5 % der 65 bis 69-Jährigen demenziell er-

krankt. Dieser Anteil verdoppelt sich im Abstand von jeweils rund fünf Altersjahren und steigt bei den 

90-Jährigen und Älteren auf über 30 % an. Überträgt man das Ergebnis bundesweiter Prävalenzen auf 

die gegenwärtige und prognostizierte Bevölkerungsstruktur Hannovers, sind im Jahr 2012 rund 7.000 

Menschen im Alter von 65 Jahren und älter von einer Demenz betroffen. Im Jahr 2020 ist bereits mit  

7.300 (+4,6 %) Betroffenen zu rechnen, 2025 könnten es demnach 7.600 Erkrankte (+8,7 %) in Han-

nover sein. 

 

Je nach Art und Stadium der Demenz benötigen die Betroffenen erhebliche Unterstützung im Alltag. 

Bei einer mittelschweren oder schweren Demenz sind die Menschen in der Regel nicht mehr zur selbst-

ständigen Lebensführung in der Lage und benötigen Rundumbetreuung. Umso beachtenswerter ist es, 

dass bundesweit etwa 60 % der Demenzkranken in Privathaushalten leben46.  Allerdings sind fortge-

schrittene Demenzen einer der Hauptgründe für einen Wechsel in eine stationäre Pflegeeinrichtung. 

Insbesondere der oft auftretende Verlust kognitiver Fähigkeiten bei den Erkrankten erhöht die Belas-

tung pflegender Angehöriger erheblich und führt häufig zu einer Heimaufnahme.  

 

Von Demenz Betroffene sind demnach in den allermeisten Fällen auf die Hilfe ihrer Angehörigen ange-

wiesen, aber auch auf ein infrastrukturelles Umfeld, das sie auffängt, berät, begleitet, unterstützt und 

folglich eine Teilhabe ermöglicht. Hier kommt den Kommunen bei der Aktivierung bürgerschaftlichen 

Engagements eine hohe Bedeutung zu, damit einerseits Menschen mit Demenz weitestgehend aufge-

fangen werden und andererseits begleitende Angehörige entlastet, qualifiziert, beraten und insgesamt 

nicht allein gelassen werden.  

 

 

 

 

 

                                                            
44 Demenz / Demenzerkrankung ist  im Folgenden ein Oberbegriff für die Alzheimerkrankheit als häufigster Form 

von Demenz sowie vaskuläre Demenz,  demenzielle Mischformen und seltenere Demenzerkrankungen. 
45 Robert Koch-Institut (2005): Altersdemenz. Gesundheitsberichterstattung des Bundes, Heft 28 
46 A.a. O. 
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8. Hannover macht mit 
 

Sind die HannoveranerInnen in ihrer Stadt und für ihre Stadt aktiv?  

Welchen Beitrag leisten sie für das Gemeinwesen?  

Wer ist am ehesten bereit sich zu engagieren?  

 

Politische und gesellschaftliche Mitwirkung sind tragende Säulen einer gelebten Demokratie und eines 

aktiven Gemeinwesens. Ob und in welchem Umfang Menschen daran mitwirken, hängt von einer Reihe 

von Einflussfaktoren ab: so wirken sich Alter, Geschlecht, Bildungsniveau, Einkommenssituation, sozia-

ler Status u. a. auf das Engagement aus. Das Ausmaß, in dem Menschen an der Gestaltung von Politik 

und Gesellschaft teilhaben, kann Ausdruck der gesellschaftlichen Integration bzw. Ausgrenzung sein.  

 

 

8.1. Politische Partizipation: Wahlbeteiligung 

 

Die Ausübung des Wahlrechts wird den BürgerInnen in der Verfassung garantiert. Da in der Bundesre-

publik Deutschland keine Wahlpflicht besteht, kann die Wahlbeteiligung – also das Ausmaß, in dem die 

Wahlberechtigten tatsächlich von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen – als Indikator für die politische 

Partizipation herangezogen werden. 

 

Bei der Ratswahl 2011 betrug die Wahlbeteiligung 44,6 %. Laut Wahlbericht 2011 konnte der anhalten-

de Trend einer sinkenden Wahlbeteiligung seit 1976 zwar gestoppt, aber nicht deutlich umgekehrt 

werden. Die Wahlbeteiligungsquote beinhaltet Wählerstimmen, die per Briefwahl abgegeben wurden. 

Diese Form der Wahl wird von allen genutzt, die am Wahltag zeitlich verhindert sind oder aufgrund 

körperlicher Einschränkungen nicht ins Wahllokal gehen können. Um die Wahlmöglichkeit vor Ort im 

Wahllokal zu ermöglichen, wird auf die barrierefreie Erreichbarkeit der Wahllokale geachtet bzw. früh-

zeitig darauf hingewiesen, wenn dieser von Menschen mit Behinderung nicht erreicht werden kann. 

 

Abbildung 67: Beteiligung an den Ratswahlen 1976 bis 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Landeshauptstadt Hannover,  Bereich Wahlen und Statistik, eigene Darstellung 

 

Betrachtet man die Wahlbeteiligung in den Stadtteilen Hannovers (vgl. Karte 23) sind deutliche Unter-

schiede festzustellen: 
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Stadtteile, in denen vorwiegend „BewohnerInnen in privilegierten Soziallagen“ leben, weisen die 

höchste Wahlbeteiligung auf (53,6 % bis 63,7 %). Es handelt sich dabei um Wülferode, Waldheim, 

Kirchrode, Seelhorst, Waldhausen, Heideviertel und Isernhagen-Süd. Die meisten EinwohnerInnen der 

Stadt Hannover leben in Stadtteilen in „zumeist gesicherten Soziallagen“: Befinden sich diese im Wes-

ten der Stadt, weist die Wahlbeteiligung einen durchschnittlichen bis leicht unterdurchschnittlichen 

Wert auf. In den „gesicherten sozialen Lagen“ des östlichen Stadtgebietes liegt diese überwiegend auf 

durchschnittlichem oder aber leicht überdurchschnittlichem Niveau. 

 

Karte 23  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine niedrige Wahlbeteiligung wurde in Stadtteilen mit einem hohen Anteil an BewohnerInnen in be-

nachteiligten Soziallagen gemessen. Dazu zählen Hainholz, Vahrenheide, Stöcken, Mühlenberg, Linden-

Süd und Mitte. 

 

Eine relativ niedrige Wahlbeteiligung steht demnach für Lebenslagen, die in besonderem Maße soziale 

Ausgrenzung und Resignation wiederspiegeln. Die Menschen haben offenbar „ganz andere Sorgen“ als 

zur Wahl zu gehen, oder sie haben den Glauben daran verloren, dass sich durch politische Wahlen ir-

gendetwas für sie ändert. 

 

 

8.2. Gesellschaftliche Partizipation: Bürgerschaftliches Engagement 

 

Bürgerschaftliches Engagement meint die freiwillige aktive Mitgestaltung und Unterstützung von ge-

sellschaftlichen Prozessen in Vereinen, Verbänden und Organisationen. Ohne dieses Engagement wäre 

das kommunale Gemeinwesen um viele Angebote und Einrichtungen ärmer, so z. B. Kinderläden, 

Selbsthilfegruppen, Jugendarbeit, Krankenhausbesuchsdienste, Nachbarschaftshilfen, Umweltinitiati-

ven, Seniorenbeiräte, Kulturvereine.  

Wahlbeteiligung Ratswahl 2011

Anteil der WählerInnen an allen Wahlberechtigen Ratswahl 2011 nach Stadtteilen

Stadtwert: 44,6 Prozent

Landeshauptstadt Hannover

Statistikstelle

5 km

Wülferode

Bemerode

Anderten

Koordinationsstelle Sozialplanung /

Misburg-Süd

Misburg-Nord

Lahe

Isernhagen-Süd

Bothfeld

Sahlkamp

Vahrenheide

List

Zoo

Groß-

Buchholz

Heideviertel

Kleefeld

Kirchrode

Stöcken

Marienwerder

Vinnhorst

Nordhafen

Burg

Vahren-

wald

Nordstadt

Leinhausen

Hainholz

Ahlem

Limmer

Davenstedt

33

Linden-Mitte

02

Linden-Süd

Badenstedt

39

42

Oberricklingen

Wettbergen

Ricklingen
Döhren

Wülfel

Mittelfeld

Seelhorst

05

06

Mitte

Südstadt
Bult

Ledeburg

09

02  Calenberger-Neustadt

05  Waldhausen

06  Waldheim

09  Oststadt

33  Linden-Nord

39  Bornum

42  Mühlenberg

Herren-
hausen

Brink-Hafen

Stadtteilnummer/Stadtteil

unbebaute Fläche

54,5 und mehr (6)

47,6 bis unter 54,5 (9)

41,3 bis unter 47,6 (18)

35,0 bis unter 41,3 (10)

unter 35,0 (6)
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Bundesweite empirische Studien47 geben Hinweis darauf, dass der Umfang bürgerschaftlichen Enga-

gements in engem Zusammenhang steht mit dem Bildungsgrad und dem sozioökonomischem Status 

einer Person: Freiwillig Engagierte verfügen überdurchschnittlich häufig über einen höheren Schul- 

oder Berufsabschluss und ein höheres Einkommen. Im Gegenzug bedeutet dies, dass Menschen in pre-

kärer finanzieller Lage seltener in Form bürgerschaftlichen Engagements an der Gesellschaft teilhaben.  

 

Darüber hinaus liegen für die Stadt Hannover allerdings keine aktuellen und detaillierten empirischen 

Daten vor, obwohl das bürgerschaftliche Engagement nicht nur ausgesprochen vielfältig und produktiv 

ist, sondern auch quantitativ einen beachtlichen gesellschaftlichen Faktor darstellt. Ausgehend von den 

Erfahrungen aus empirischen Untersuchungen der vergangenen Jahre kann für die deutsche 

Bevölkerung praktisch von einer Drittelparität gesprochen werden:  

 

Je ein Drittel  

 ist in irgendeiner Form freiwillig engagiert,  

 könnte sich vorstellen sich zu engagieren oder  

 möchte sich nicht engagieren.  

 

Grob geschätzt bedeutet das für die Stadt Hannover: Es sind aktuell etwa 100.000 Menschen auf 

irgendeine Weise freiwillig engagiert.  

 

Auf dieser Grundlage erzeugt Bürgerengagement auch ein erhebliches und besonderes zeitliches und 

materielles wertschöpfendes Äquivalent im Unterschied zu Leistungen des Staates und des Marktes. 

Nach ihren eigenen Angaben in empirischen Untersuchungen sind die Freiwilligen im Durchschnitt fünf 

Stunden wöchentlich im Einsatz. Ausgehend von der vorab skizzierten Zahl der Freiwilligen sind diese 

in Hannover dann schätzungsweise etwa 80.000 Stunden pro Tag im Einsatz. Ausgehend von einem 

Mindestlohn von 8 Euro entspräche dies einem monetären Wert von mehr als 500.000 Euro pro Tag 

und 140 Millionen Euro im Jahr – bezogen auf eine einzige Großstadt wie Hannover. 

 

Um einen Ausschnitt des bürgerschaftlichen Engagements in Hannover darstellen zu können, lassen 

sich die Ergebnisse der Repräsentativerhebung „Wohnen und Leben im Alter“48 heranziehen. Demnach 

waren 18 % aller Personen im Alter von 55 Jahren und älter in Hannover ehrenamtlich engagiert. Wei-

tere 20 % dieser Altersgruppe hat angegeben, sich eine zukünftige ehrenamtliche Tätigkeit vorstellen 

zu können. Damit liegt der Anteil der ehrenamtlich Aktiven in der älteren Bevölkerung unter der oben 

genannten Schätzgröße. Dies erklärt sich durch die geringere ehrenamtliche Betätigung der SeniorIn-

nen ab 75 Jahren, insbesondere der Hochaltrigen ab 85 Jahren. Unter den engagierten Befragten wa-

ren Personen mit Hochschulabschluss überdurchschnittlich oft vertreten. Auch das Haushaltseinkom-

men korreliert laut dieser Befragung mit dem Engagement: Personen mit höherem (2.000 bis 3.000 

Euro) und hohem (3.000 Euro und mehr) Einkommen sind häufiger ehrenamtlich aktiv als Personen mit 

geringem Einkommen.  

 

Unter den ehrenamtlich Aktiven gibt es eine größere Anzahl von Menschen mit Behinderung. In wel-

chem Umfang sie tätig sind, kann nicht gesagt werden. Es gibt umfangreiche Bemühungen, Menschen 

mit Behinderung über die Möglichkeiten und Rahmenbedingungen des ehrenamtlichen Engagements 

zu informieren und auf diese Weise Teilhabe zu fördern. 

                                                            
47 z. B. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Freiwilligensurvey 2009 

 
48 Landeshauptstadt Hannover, Schriften zur Stadtentwicklung Heft 100, Repräsentativerhebung „Leben und 

Wohnen im Alter“ Hannover 2009 
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9. Hannover ist unterschiedlich – von Quartier zu Quartier  
 

9.1. Monitoring sozialer Lagen in Hannover 

 

Überall ist es anders als im Durchschnitt: diese Weisheit trifft auch für die sozialstrukturelle Landschaft 

in der Stadt Hannover zu. Am Durchschnitt kann man sich orientieren, wenn man beschreiben möchte, 

ob ein Stadtteil oder ein Quartier besser oder schlechter situiert ist als das Mittel aller Sozialräume. Die 

kleinräumige Erfassung und Abbildung von sozialen Ungleichheiten ermöglicht es, Polarisierungen 

innerhalb der Stadt aufzuzeigen, entspannte Lagen zu erkennen und benachteiligte Quartiere zu identi-

fizieren, in denen sich Problemlagen konzentrieren.  

 

Für die Stadt Hannover wurde ein Berechnungsverfahren entwickelt (vgl. Anlage), das im Ergebnis (1) 

besser situierte Sozialräume, (2) durchschnittliche soziale Lagen und (3) „Gebiete mit besonderem 

sozialem Handlungsbedarf“ identifiziert. Es schafft eine nachvollziehbare und objektive Grundlage für 

die Auswahl von Gebieten, die Förderung benötigen. In der mittel- und langfristigen Beobachtung soll 

das Verfahren als Frühwarnsystem dienen: Es zielt darauf ab, sich abzeichnende Problemlagen zu er-

kennen und zu handeln. 

 

Zur Beschreibung der sozialen Lagen wurden Indikatoren ausgewählt, die geeignet sind, soziale Lagen 

zu beschreiben und die kleinräumig verfügbar sind, nämlich: 

 Bevölkerung nach Altersklassen und Nationalität,  

 Haushalte nach Anzahl der Kinder und Familienform,  

 Transferleistungsbezug nach Altersklassen, Nationalität und Familienform,  

 Arbeitslosigkeit nach Nationalität und Dauer,  

 Hilfe zur Erziehung,  

 Belegrechtswohnungen.  

 

Räumlicher Bezug sind die in ihrer Einwohnerstärke etwa gleich großen 387 Mikrobezirke der Landes-

hauptstadt Hannover. Die Ebene der Stadtteile wurde an dieser Stelle verlassen, weil diese in der Regel 

zu groß an Fläche und bezogen auf die Einwohnerschaft zu heterogen sind, als dass sich Quartiersbe-

sonderheiten abbilden. Der Stadtteil List zum Beispiel hat rund 43.000 EinwohnerInnen in 30 Mikrobe-

zirken und vereint Quartiere wie den sozial prekären Mikrobezirk Hinrichsring und das gut situierte 

Pelikanviertel. 

 

Das rechnerische Ergebnis gibt begründete Hinweise auf Gebiete, die besondere Aufmerksamkeit benö-

tigen, es kann aber nicht allein stehen bleiben, wenn es darum geht, lokale Verhältnisse zu begreifen 

und Handlungsansätze zu entwickeln. ExpertInnen von vor Ort kennen Zusammenhänge, die helfen, 

das rechnerische Ergebnis zu interpretieren und können Fakten ergänzen, die sich nicht durch Zahlen 

messen lassen.  
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Karte 24 
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Räumliche Verteilung sozialer Lagen in Hannover

Koordinationsstelle Sozialplanung
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9.2. Räumliche Verteilung sozialer Lagen  

 

Die Datenanalyse zeigt eine deutliche Streuung um das gesamtstädtische Mittel herum und damit das 

Ausmaß der sozialräumlichen Ungleichheit.  

 

In Karte 24 wird dieses Ergebnis sichtbar:  

 

In Blautönen sind Gebiete dargestellt, die mit der Summe ihrer „Belastungspunkte“ unter dem städti-

schen Durchschnitt liegen und damit als sozial besser situierte Quartiere gelten können. Dies gilt für 

208 von 387 Quartieren (54 %) in Hannover. 

 

Weitere 117 Quartiere (30 %) - rosa dargestellt- liegen mit der Summe der „sozialen Belastungspunk-

te“ leicht über dem Stadtmittel. 

 

In insgesamt 60 Quartieren der Stadt Hannover (16 %) kumulierenden sich Problemlagen (rot).  

Darunter sind 17 Quartiere, die besonders hohe Belastungen aufweisen. Es handelt sich dabei um so-

genannte „Gebiete mit besonderem sozialem Handlungsbedarf“ (GmbsH). Dies sind örtliche Lebenszu-

sammenhänge, die sich durch eine vorhandene oder sich abzeichnende Konzentration problematischer 

Lebenslagen auszeichnen und einen besonderen Handlungs-bzw. Entwicklungsbedarf aufweisen. Dazu 

zählen die Mikrobezirke Canarisweg, Ossietzkyring und Leuchnerstraße (Mühlenberg), Rhönweg (Sahl-

kamp), Klingenthal-Süd, Vahrenheider Markt, Sachsenhof und Freiberger Hof (Vahrenheide) Körtings-

dorf (Badenstedt), Schlesisches Viertel-West und -Mitte (Mittelfeld), Gorch-Fock-Straße (List), Grono-

straße (Oberricklingen), Markgrafstraße (Herrenhausen), Bömelburg (Hainholz) und die Quartiere 

Hauptbahnhof und Revalerstraße (Ledeburg). Die genannten Gebiete befinden sich überwiegend in 

Stadtteilen, die im Bundesprogramm „Soziale Stadt“ sind oder ehemals waren, oder es handelt sich um 

Stadtteile in sogenannten „Nichtfördergebieten“.  

 

Weitere 43 Mikrobezirke weisen eine Summe an „sozialen Belastungspunkten“ auf, die deutlich über 

dem städtischen Durchschnitt liegt, aber weniger prekär sind als die bereits beschriebenen GmbsH. Es 

handelt sich dabei vor allem um Gebiete, die direkt an hoch prekäre Quartiere angrenzen. Darüber 

hinaus finden sich diese belasteten Mikrobezirke in den Programmgebieten „Soziale Stadt“, in den 

Lindener Stadtteilen und in Bemerode (z.B. Kronsberg und Spargelacker). Es gibt außerdem eine Reihe 

von sozialbelasteten solitären Lagen, z.B. in Davenstedt, Limmer, Herrenhausen, Nordstadt, Heidevier-

tel, Bothfeld, Groß-Buchholz, Vinnhorst und Bornum.  

 

 

9.3. Handlungsansätze in Gebieten mit besonderem sozialem Handlungsbedarf 

 

Das entwickelte Verfahren soll konkrete Arbeitsgrundlage sein: In Zeiten begrenzter Ressourcen geht 

es stets darum, personelle und finanzielle Ressourcen, Maßnahmen und Institutionen räumlich dort zu 

konzentrieren, wo sie am Dringendsten gebraucht werden. In der Stadt Hannover spiegelt sich das 

Denken und Arbeiten nach diesem Muster bereits in einer Reihe von Handlungsansätzen wieder. So 

werden Projekte, mit dem Ziel die Lebensbedingungen für die Menschen nachhaltig zu verbessern in 

prekären Räumen personell und/oder finanziell besonders ausgestattet oder es werden Standorte für 

Einrichtungen und Maßnahmen prioritär in „Gebieten mit besonderem sozialen Handlungsbedarf“ ge-

wählt. Hierfür einige Beispiele: 
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Soziale Stadt 

Vahrenheide-Ost, Mittelfeld, Hainholz, Stöcken und Sahlkamp wurden in das Städtebauförderpro-

gramm „Soziale Stadt“ aufgenommen, mit dem Ziel „Abwärtsspiralen“ in benachteiligten Quartieren 

aufzuhalten und die Lebensbedingungen vor Ort möglichst nachhaltig zu verbessern. Auf der Basis 

jeweiliger Probleme und Ressourcen vor Ort werden Handlungsfelder und Ziele abgeleitet und in Hand-

lungskonzepten festgeschrieben.  

 

„Nichtfördergebiete“ 

In der Stadt Hannover gibt es soziale Räume, die im Sinne der „Gebiete mit besonderem sozialen 

Handlungsbedarf“ als prekär eingestuft werden müssen. Dazu zählen aktuell die Stadtteile Mühlenberg, 

und Linden-Süd für die beim Land Niedersachsen seit einigen Jahren eine Aufnahme in das Bundespro-

gramm „Soziale Stadt“ beantragt wird und Vahrenheide, das bereits aus diesem Programm entlassen 

ist. Ebenfalls als Nichtfördergebiet gelten die Quartiere Roderbruch und Hinrichsring, die aufgrund der 

geringen Gebietsgröße jedoch nicht für einen formalen Sanierungszusammenhang angemeldet werden. 

Nichtfördergebiete erfahren eine besondere Aufmerksamkeit in der Stadt mit dem Ziel, die Lebensbe-

dingungen vor Ort nachhaltig zu verbessern. Die Gesellschaft für Bauen und Wohnen in Hannover 

(GBH) setzt in Nichtfördergebieten jeweils ein Quartiersmanagement ein (s.u.). 

 

Quartiersmanagement 

Die Umsetzung des Programms „Soziale Stadt“ vor Ort erfolgt durch ein Quartiersmanagement. Zu den 

Aufgaben gehört es, die EinwohnerInnen an den Prozessen zu beteiligen, neue Ideen aus dem Stadtteil 

aufzugreifen, Projekte zu entwickeln und zu vernetzen. Ergänzend dazu gibt es ein Quartiersmanage-

ment der Gesellschaft für Bauen und Wohnen in Hannover (GBH) in Nichtfördergebieten wie Mühlen-

berg, Linden-Süd, Vahrenheide, Hinrichsring (List) und Roderbruch (Groß-Buchholz).  

 

Gemeinwesenarbeit 

Die Gemeinwesenarbeit in Mittelfeld, Vahrenheide, Bemerode und Sahlkamp ist eine Anlaufstelle im 

Quartier, organisiert Stadtteilprojekte, vermittelt, koordiniert, vernetzt, initiiert, greift Ideen auf. Ziel 

ist es, die Lebensqualität vor Ort zu steigern, in dem Probleme lösungsorientiert aufgegriffen und vor-

handene Ressourcen gestärkt werden. Aus der differenzierten Kenntnis des Sozialraums heraus kann 

Gemeinwesenarbeit Einfluss nehmen, gerade im Sinne von Teilhabeförderung. 

 

Nachbarschaftsarbeit 

Die meisten Nachbarschaftstreffs und -initiativen Hannovers liegen in Stadtteilen mit schwieriger Sozi-

alstruktur. Alle Projekte fußen auf lokal vorhandenen Initiativen, sind geprägt vom Selbsthilfegedanken 

und verstehen sich als eine auf Gegenseitigkeit beruhende Unterstützungs- und Hilfsgemeinschaft in 

Nachbarschaften, idealerweise nicht nur einer Hausgemeinschaft, sondern des gesamten Quartiers.  

 

Soziale Infrastruktur 

Dort wo sozialräumliche Problemlagen wahrgenommen werden und sich Menschen mit Unterstüt-

zungsbedarf konzentrieren, werden die soziale Infrastruktur und Bildungseinrichtungen in Hannover 

prioritär ausgebaut und gestärkt. Dazu zählen 

 27 Familienzentren, die sich fast ausschließlich in sozialräumlich prekären Quartieren befinden. 

Hier wird nach einem besonderen pädagogischen Konzept gearbeitet und es wird zusätzliches 

Personal und Finanzmittel eingesetzt. 

 100 sogenannte Erschwerniskindertagesstätten liegen in prekären Quartieren und fallen durch 

einen hohen Anteil an Kindern in Armut auf. Die Einrichtungen erhalten zusätzliche Sachmittel 

zur Teilhabeförderung  
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 25 Ganztagsgrundschulen und zwei „Schulen im Stadtteil“ wurden nach sozialräumlichen Krite-

rien und Betreuungsbedarf für Grundschulkinder ausgewählt. Eine Vielzahl liegt in Quartieren 

mit sozialem Handlungsbedarf.  

 Der Bund hat Sondermittel für Schulsozialarbeit bereitgestellt. Diese sollen zur Förderung der 

Bildung und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen aus Familien mit geringerem Einkommen 

eingesetzt werden. In der Stadt Hannover wurde in diesem Zusammenhang – zunächst befris-

tet bis Ende 2013 - die Schulsozialarbeit an 35 Schule eingeführt. 18 Grundschulstandorte 

wurden anhand von Bildungs- und/ oder Sozialindikatoren ausgewählt. Teilhabechancen sollen 

dort verbessert werden, wo sie nachweislich gemindert sind. 

 Die Planstellenverteilung der über 100 MitarbeiterInnen des Kommunalen Sozialdienstes ba-

siert auf einer sozialräumlichen Analyse, um unterschiedliche Arbeitsintensitäten in den Sozial-

räumen personell auszugleichen. Das bedeutet einen hohen Mitarbeiterbesatz in sozialräumlich 

prekären Bereichen.  

 Niedrigschwellige sozialräumliche Konzepte der Elternbildung mit Bausteinen wie z. B. „Ge-

meinsam Wachsen Gruppen, Elterncafe`s, Eltern- Baby Gruppen. 

 

Jugendbildungskoordination - Schärfung des Blicks für sozialräumliche Bildungsbedarfe  

Zum Aufgabenspektrum der JugendbildungskoordinatorInnen gehört es, sozialräumliche Bedarfe, Ziele 

und Handlungsfelder, die sich aus den Aufgaben und Einrichtungen der Jugendhilfe ergeben, insbeson-

dere in Bezug auf die Themen „Bildung, Betreuung und Erziehung“ zu ermitteln, um daraus sozialräum-

licher Konzepte zur Implementierung von Bildungsprozessen zu initiieren. Es werden bereichsübergrei-

fende Quartierskonzepte der Jugendhilfe entwickelt, zu Themen wie Elternbildung, qualifizierte Haus-

aufgabenhilfe und Betreuung von Grundschulkindern und Förderung von Schlüsselkompetenzen.  

 

Hannoverscher Weg für Perspektiven von Kindern in Armut  

Der „Hannoversche Weg für Perspektiven für Kinder in Armut“ bezeichnet „Gebiete mit besonderem 

sozialem Handlungsbedarf“ als Schlüsselräume und fordert die Priorisierung von Handlungsansätzen in 

diesen Quartieren, in denen sich Kinder in Armutslagen und ihre Familie konzentrieren. Dort können sie 

vor Ort in ihrem Lebens- und Wohnumfeld direkt erreicht werden. 

 

Die Priorisierung von Gebieten mit besonderem sozialem Handlungsbedarf ist ebenso wichtig, wie die 

sozialräumliche Ausrichtung in den jeweiligen Arbeitsansätzen. Die auf den ersten Blick so unterschied-

lichen Einrichtungen wie Familienzentren, Erschwerniskindertagesstätten, Nachbarschaftsinitiativen, 

Stadtteiltreffs oder Schulen und Arbeitsansätze wie Jugendbildungskoordination oder Kommunaler 

Sozialdienst im Stadtteil haben gemeinsam, dass sie  

 

 ein zentraler Ort der Vernetzung im Sozialraum sind, von wo aus Kontakte gebündelt werden  

 über differenzierte Kenntnisse des Sozialraums (Ressourcen, Schlüsselpersonen etc.) verfügen 

 professionelle Hilfesysteme einbinden und mit ihnen kooperativ zusammenarbeiten  

 unterschiedliche Bevölkerungsgruppen des jeweiligen Sozialraums ansprechen  

 ihre Angebote so ausrichten, dass sie sich an den jeweiligen lokalen Bedarfen orientieren. 
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Anhang 
 

 

Anhang 1: Überblick über das Berechnungsverfahren 

 

1. Aufbau eines Datenpools auf räumlicher Ebene der 387 Mikrobezirke der Stadt Hannover. Einge-

flossen sind folgende Daten 

 

 Bevölkerung nach Altersklassen und Nationalität,  

 Haushalte nach Anzahl der Kinder und Familienform,  

 Transferleistungsbezug nach Altersklassen, Nationalität und Familienform,  

 Arbeitslosigkeit nach Nationalität und Dauer,  

 Hilfe zur Erziehung,  

 Belegrechtswohnungen.  

 

2. Vereinheitlichung der Indikatorenwerte durch eine z-Transformation. Die z-Transformation verein-

heitlicht die Indikatorenwerte und macht die Streuungen unterschiedlich dimensionierter Indikato-

ren vergleichbar. Indikatoren können dadurch miteinander verglichen werden und mathematisch 

weiter bearbeitet werden. 

 

3. Gewichtung einzelner Indikatoren, die für sozial prekäre Lage stehen, z.B. Langzeitarbeitslosigkeit, 

allein erziehend mit zwei und mehr Kindern, Transferleistungsbezug. Gewichtung entwickelt nach 

Expertise  

 

4. Summierung der gewichteten z-Werte ergibt Belastungspunkte je Mikrobezirk. Je höher die Belas-

tungspunkte, desto prekäre die soziale Lage im Quartier. 

 

5. Z-standardisierung der Belastungslagen und Klassenbildung für kartographische Darstellung 
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Anhang 2: Erläuterung zu Karte 24 
 
Gebiete mit sozialem Handlungsbedarf oder besonderer Beobachtung nach Mikrobezirken (MBZ) in 

Hannover  

 

 

Gebiete mit besonderem sozialen 

Handlungsbedarf 

Gebiete mit erhöhtem sozialen Handlungsbedarf 

bzw. besonderer Beobachtung 

 
MBZ 

0108 Hauptbahnhof (Mitte) 

1028 Gorch-Fock-Str. (List) 

1202 Freiberger Hof (Vahrenheide) 

1204 Klingenthal (Süd) (Vahrenheide) 

1206 Sachsenhof (Vahrenheide) 

1207 Vahrenheider Markt (Vahrenheide) 

1302 Bömelburg (Hainholz) 

1406 Markgrafstr. (Herrenhausen) 

1705 Revaler Str. (Ledeburg)  

2105 Rhönweg (Sahlkamp) 

3202 Schlesisches Viertel (West; Mittelfeld) 

3203 Schlesisches Viertel (Mitte; Mittelfeld) 

3807 Körtingsdorf (Badenstedt) 

4103 Gronostr. (Oberricklingen)  

4201 Canarisweg (Mühlenberg) 

4203 Ossietzkyring (Mühlenberg) 

4205 Leuschnerstr. (Mühlenberg) 

 

 

 

 
MBZ 

0311 Weidendamm (Nord; Nordstadt) 

1027 Hinrichsring (List) 

1205 Klingenthal (Nord; Vahrenheide) 

1303 Schulenbg. Landstr. (Süd) 

1304 Schulenbg. Landstr. (Süd; Hainholz) 

1305 Schulenbg. Landstr. (Nord; Hainholz) 

1407 Malortiestr. (Herrenhausen) 

1803 Moorhoffstr. (Stöcken) 

1804 Sollingstr. (Stöcken) 

2102 Hägewiesen (Süd; Sahlkamp) 

2103 Hägewiesen (Nord; Sahlkamp) 

2106 Kiefernpfad (Sahlkamp) 

2109 Heidelbeerweg (Sahlkamp) 

2510 Warburghof (Groß-Buchholz) 

2511 Roderbruch Markt (Groß-Buchholz) 

2512 Nobelring (Ost; Groß-Buchholz) 

2514 Nobelring (West; Groß-Buchholz) 

2517 In den Sieben Stücken (Groß-Buchholz) 

2704 An der Breiten Wiese (Heideviertel) 

3201 Karlsruher Str. (Mittelfeld) 

3204 Schlesisches Viertel (Ost; Mittelfeld) 

3205 Amerikaviertel (Mittelfeld) 

3306 Stärkestr. (Linden-Nord) 

3307 Fortunastr. (Linden-Nord) 

3501 Posthornstr. (Linden-Süd) 

3502 Wachsbleiche (Linden-Süd) 

3503 Großkopfstr. (Linden-Süd) 

3504 Plinkestr. (Linden-Süd) 

3505 Haspelmathstr. (Linden-Süd) 

3506 Tonstr. (Linden-Süd) 

3507 Strousbergstr. (Linden-Süd) 

3705 Davenstedter Markt (Davenstedt) 

3708 Ehrhardtstr. (Davenstedt) 

3901 Bornum komplett 

4002 Ricklinger Stadtweg (Nord; Ricklingen) 

4004 Göttinger Chaussee (Nord; Ricklingen) 

4104 Pyrmonter Str. (Oberricklingen) 

4307 Tresckowstr. (Nord; Wettbergen) 

4503 Beneckeallee (Vinnhorst) 

4704 Anecampstr. (Bemerode) 

4707 Spargelacker (Bemerode) 

4708 Kronsberg-Süd (Bemerode) 

4709 Kronsberg-Nord (Bemerode) 

 



0-2 3-5 6-9 10-15 16-17 18-26 27-44 45-59 60-64 65-74 75-84 85+

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

01 Mitte 9.829 205 153 170 198 75 1.955 3.633 1.799 426 707 372 136

02 Calenb. Neustadt 6.496 136 132 118 148 47 1.400 2.209 1.151 265 473 289 128

03 Nordstadt 16.839 456 446 487 708 234 3.182 5.819 3.008 638 1.004 628 229

04 Südstadt 39.250 1.112 770 929 1.267 418 5.288 13.603 7.417 1.703 3.313 2.202 1.228

05 Waldhausen 2.154 59 61 57 122 38 181 483 463 121 274 181 114

06 Waldheim 1.749 35 55 71 104 39 127 348 423 112 245 131 59

07 Bult 2.969 67 76 90 145 44 483 667 529 114 289 246 219

08 Zoo 4.465 129 109 150 182 55 391 1.317 966 247 465 249 205

09 Oststadt 13.943 374 309 383 466 158 1.635 5.073 2.830 685 1.027 682 321

10 List 44.280 1.364 1.215 1.349 1.870 621 4.760 14.221 9.452 2.263 3.618 2.432 1.115

11 Vahrenwald 24.437 659 559 670 945 338 3.448 7.414 4.785 1.173 2.119 1.667 660

12 Vahrenheide 9.288 324 362 388 654 212 1.096 2.071 1.909 519 878 672 203

13 Hainholz 6.821 196 195 271 332 113 974 2.004 1.417 350 548 325 96

14 Herrenhausen 7.813 217 182 187 285 98 1.549 2.241 1.371 350 617 498 218

15 Burg 3.700 84 74 83 130 42 374 861 762 204 570 422 94

16 Leinhausen 2.904 81 66 94 116 42 383 693 592 149 297 322 69

17 Ledeburg/Nordhaf. 6.066 159 155 205 403 123 654 1.381 1.385 324 647 494 136

18 Stöcken 12.321 335 329 445 650 206 1.729 3.335 2.385 577 1.214 810 306

19 Marienwerder 2.482 51 75 93 141 60 215 535 550 126 303 261 72

21 Sahlkamp 13.680 410 444 593 913 320 1.463 2.782 3.120 810 1.477 1.045 303

22 Bothfeld 20.386 478 529 677 1.165 409 1.641 4.093 4.876 1.339 2.696 1.804 679

24 Lahe 1.813 45 60 73 143 46 191 397 549 96 115 82 16

25 Groß-Buchholz 26.673 726 771 1.023 1.427 441 2.989 6.317 5.378 1.612 2.739 2.141 1.109

26 Kleefeld 12.318 310 298 411 544 199 1.758 3.357 2.495 592 1.105 875 374

27 Heideviertel 4.973 84 117 142 249 88 375 874 991 359 682 608 404

28 Kirchrode 11.260 290 370 431 646 177 755 2.214 2.388 645 1.531 1.121 692

29 Döhren 13.473 316 260 337 537 199 1.404 3.666 3.085 784 1.388 1.028 469

30 Seelhorst 3.411 88 96 161 244 61 272 812 852 202 325 206 92

31 Wülfel 4.383 129 116 139 217 68 541 1.184 916 212 413 296 152

32 Mittelfeld 8.271 204 219 320 461 182 902 1.804 1.876 559 772 635 337

33 Linden-Nord 16.162 416 365 418 674 210 2.370 5.795 3.303 670 1.070 625 246

34 Linden-Mitte 11.884 326 335 400 567 188 1.584 3.885 2.659 537 834 407 162

35 Linden-Süd 9.410 286 287 310 480 159 1.649 2.922 1.840 416 606 322 133

36 Limmer 5.895 141 139 203 260 90 757 1.689 1.278 295 537 386 120

37 Davenstedt 10.784 266 299 384 563 202 918 2.105 2.239 735 1.705 1.076 292

38 Badenstedt 11.641 315 307 419 727 260 1.417 2.592 2.656 675 1.102 817 354

39 Bornum 1.345 36 41 46 69 31 160 301 303 76 134 113 35

40 Ricklingen 12.867 322 289 309 470 163 1.808 3.299 2.575 687 1.337 1.059 549

41 Oberricklingen 10.483 237 278 317 538 159 1.141 2.437 2.403 605 1.204 879 285

42 Mühlenberg 6.605 244 249 329 440 161 741 1.367 1.308 388 719 521 138

43 Wettbergen 12.449 305 295 377 664 256 1.148 2.698 2.909 879 1.625 1.004 289

44 Ahlem 9.933 306 285 342 484 186 1.060 2.521 2.073 513 1.084 832 247

45 Vinnhorst/Brink-H. 6.934 202 232 293 407 127 727 1.601 1.530 377 732 523 183

47 Bemerode 18.628 595 655 893 1.414 419 1.830 4.965 3.915 984 1.668 985 305

48 Isernhagen-Süd 2.800 69 88 111 193 50 144 483 622 171 463 250 156

50 Misburg-Nord 21.989 515 546 737 1.212 453 2.193 4.878 5.140 1.434 2.559 1.794 528

51 Misburg-Süd 2.688 69 75 88 149 49 332 596 694 170 265 165 36

52 Anderten 7.642 192 210 251 341 127 712 1.826 1.764 489 853 624 253

53 Wülferode 892 26 21 33 64 14 67 191 235 56 101 63 21

519.478 13.991 13.599 16.807 25.128 8.457 62.873 141.559 109.166 27.713 50.449 35.169 14.567

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik

Tabelle A1: Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung nach Stadtteilen und Altersgruppen 

(fachplanungsspezifisch) am 01.01.2013*

insge-

samt

Insgesamt

Alter in Jahren

Stadtteile



1 2 3 4 5 6 7

01 Mitte 9.829 801 8,1 7.387 75,2 1.641 16,7

02 Calenb. Neustadt 6.496 581 8,9 4.760 73,3 1.155 17,8

03 Nordstadt 16.839 2.331 13,8 12.009 71,3 2.499 14,8

04 Südstadt 39.250 4.496 11,5 26.308 67,0 8.446 21,5

05 Waldhausen 2.154 337 15,6 1.127 52,3 690 32,0

06 Waldheim 1.749 304 17,4 898 51,3 547 31,3

07 Bult 2.969 422 14,2 1.679 56,6 868 29,2

08 Zoo 4.465 625 14,0 2.674 59,9 1.166 26,1

09 Oststadt 13.943 1.690 12,1 9.538 68,4 2.715 19,5

10 List 44.280 6.419 14,5 28.433 64,2 9.428 21,3

11 Vahrenwald 24.437 3.171 13,0 15.647 64,0 5.619 23,0

12 Vahrenheide 9.288 1.940 20,9 5.076 54,7 2.272 24,5

13 Hainholz 6.821 1.107 16,2 4.395 64,4 1.319 19,3

14 Herrenhausen 7.813 969 12,4 5.161 66,1 1.683 21,5

15 Burg 3.700 413 11,2 1.997 54,0 1.290 34,9

16 Leinhausen 2.904 399 13,7 1.668 57,4 837 28,8

17 Ledeburg/Nordhaf. 6.066 1.045 17,2 3.420 56,4 1.601 26,4

18 Stöcken 12.321 1.965 15,9 7.449 60,5 2.907 23,6

19 Marienwerder 2.482 420 16,9 1.300 52,4 762 30,7

21 Sahlkamp 13.680 2.680 19,6 7.365 53,8 3.635 26,6

22 Bothfeld 20.386 3.258 16,0 10.610 52,0 6.518 32,0

24 Lahe 1.813 367 20,2 1.137 62,7 309 17,0

25 Groß-Buchholz 26.673 4.388 16,5 14.684 55,1 7.601 28,5

26 Kleefeld 12.318 1.762 14,3 7.610 61,8 2.946 23,9

27 Heideviertel 4.973 680 13,7 2.240 45,0 2.053 41,3

28 Kirchrode 11.260 1.914 17,0 5.357 47,6 3.989 35,4

29 Döhren 13.473 1.649 12,2 8.155 60,5 3.669 27,2

30 Seelhorst 3.411 650 19,1 1.936 56,8 825 24,2

31 Wülfel 4.383 669 15,3 2.641 60,3 1.073 24,5

32 Mittelfeld 8.271 1.386 16,8 4.582 55,4 2.303 27,8

33 Linden-Nord 16.162 2.083 12,9 11.468 71,0 2.611 16,2

34 Linden-Mitte 11.884 1.816 15,3 8.128 68,4 1.940 16,3

35 Linden-Süd 9.410 1.522 16,2 6.411 68,1 1.477 15,7

36 Limmer 5.895 833 14,1 3.724 63,2 1.338 22,7

37 Davenstedt 10.784 1.714 15,9 5.262 48,8 3.808 35,3

38 Badenstedt 11.641 2.028 17,4 6.665 57,3 2.948 25,3

39 Bornum 1.345 223 16,6 764 56,8 358 26,6

40 Ricklingen 12.867 1.553 12,1 7.682 59,7 3.632 28,2

41 Oberricklingen 10.483 1.529 14,6 5.981 57,1 2.973 28,4

42 Mühlenberg 6.605 1.423 21,5 3.416 51,7 1.766 26,7

43 Wettbergen 12.449 1.897 15,2 6.755 54,3 3.797 30,5

44 Ahlem 9.933 1.603 16,1 5.654 56,9 2.676 26,9

45 Vinnhorst/Brink-H. 6.934 1.261 18,2 3.858 55,6 1.815 26,2

47 Bemerode 18.628 3.976 21,3 10.710 57,5 3.942 21,2

48 Isernhagen-Süd 2.800 511 18,3 1.249 44,6 1.040 37,1

50 Misburg-Nord 21.989 3.463 15,7 12.211 55,5 6.315 28,7

51 Misburg-Süd 2.688 430 16,0 1.622 60,3 636 23,7

52 Anderten 7.642 1.121 14,7 4.302 56,3 2.219 29,0

53 Wülferode 892 158 17,7 493 55,3 241 27,0

519.478 77.982 15,0 313.598 60,4 127.898 24,6

Tabelle a2: Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung nach Stadtteilen und Altersgruppen

(0-17, 18-59, 60 Jahre und älter) am 01.01.2013*

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik

Insgesamt

0 bis 17 18 bis 59 60 +

Stadtteile

insge-

samt
absolut absolut

Alter in Jahren

absolut
in % von 

Spalte 1

in % von 

Spalte 1

in % von 

Spalte 1



0-2 3-5 6-9 10-15 16-17 18-26 27-44 45-59 60-64 65-74 75-84 85+

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

01 Mitte 3.444 132 98 126 130 42 645 1.353 566 133 159 47 13

02 Calenb. Neustadt 1.714 58 61 69 92 . 332 597 255 68 120 35 .

03 Nordstadt 5.388 214 220 251 362 99 1.028 1.841 740 204 306 114 9

04 Südstadt 5.794 288 222 267 347 107 919 2.181 860 198 252 127 26

05 Waldhausen 258 11 21 16 26 5 38 77 34 7 17 . .

06 Waldheim 123 4 . 12 12 4 15 38 22 . . . .

07 Bult 698 20 22 24 16 10 204 207 67 18 27 36 47

08 Zoo 632 21 32 27 46 9 101 211 113 25 33 10 4

09 Oststadt 2.879 104 95 132 124 43 441 1.160 426 116 147 74 17

10 List 8.852 407 423 485 606 216 1.121 2.981 1.490 328 488 252 55

11 Vahrenwald 7.943 353 335 410 506 165 1.072 2.700 1.350 380 450 191 31

12 Vahrenheide 4.751 207 269 294 454 149 590 1.252 823 220 302 159 32

13 Hainholz 3.309 146 148 205 226 75 439 1.039 582 160 189 92 8

14 Herrenhausen 2.852 133 108 113 154 46 593 907 436 108 154 85 15

15 Burg 758 35 31 33 41 8 92 231 120 36 69 48 14

16 Leinhausen 757 37 38 47 53 . 105 230 134 33 41 21 .

17 Ledeburg/Nordhaf. 1.677 75 68 88 182 53 231 469 302 71 89 43 6

18 Stöcken 5.170 231 227 303 399 125 679 1.576 804 215 421 164 26

19 Marienwerder 771 27 41 59 74 27 83 226 139 28 37 23 7

21 Sahlkamp 5.109 222 268 347 480 159 664 1.240 1.017 210 286 182 34

22 Bothfeld 3.605 150 144 228 314 94 452 1.025 717 163 213 84 21

24 Lahe 393 15 17 22 45 12 63 105 83 13 10 8 .

25 Groß0Buchholz 8.364 394 386 505 657 199 1.241 2.420 1.426 375 433 254 74

26 Kleefeld 2.923 127 122 155 200 69 522 877 465 126 167 75 18

27 Heideviertel 781 31 51 34 68 22 83 217 130 59 46 31 9

28 Kirchrode 1.298 53 72 65 106 31 155 351 250 55 97 50 13

29 Döhren 2.354 113 87 127 177 62 294 774 393 92 151 66 18

30 Seelhorst 485 16 22 39 56 15 47 152 84 16 20 15 3

31 Wülfel 1.221 56 62 61 93 29 190 371 212 50 59 32 6

32 Mittelfeld 2.929 110 127 164 201 81 397 764 558 206 197 99 25

33 Linden-Nord 4.358 147 162 196 340 116 580 1.321 727 252 384 122 11

34 Linden-Mitte 2.792 107 102 128 203 65 449 898 470 120 196 48 6

35 Linden-Süd 4.003 177 179 211 312 103 622 1.218 620 192 267 92 10

36 Limmer 1.584 58 66 91 113 27 213 503 256 71 136 47 3

37 Davenstedt 2.767 139 167 208 257 79 326 780 469 113 131 76 22

38 Badenstedt 3.170 154 160 207 314 104 458 904 502 132 154 73 8

39 Bornum 440 22 20 26 34 14 64 139 73 19 23 . .

40 Ricklingen 3.628 148 148 151 206 68 646 1.145 595 148 233 120 20

41 Oberricklingen 2.492 107 136 122 187 57 363 750 448 97 146 68 11

42 Mühlenberg 3.541 176 191 238 293 101 465 896 640 178 194 130 39

43 Wettbergen 2.864 127 126 149 233 67 342 849 589 136 129 100 17

44 Ahlem 2.744 155 142 162 218 75 358 856 471 99 132 64 12

45 Vinnhorst/Brink-H. 1.963 108 119 149 154 35 271 548 323 67 128 48 13

47 Bemerode 5.523 240 288 384 560 149 688 1.649 965 232 223 114 31

48 Isernhagen-Süd 312 12 13 20 33 8 28 83 69 13 25 . .

50 Misburg-Nord 4.770 173 205 264 396 137 647 1.398 865 247 269 129 40

51 Misburg-Süd 516 18 25 29 44 12 78 158 94 23 30 . .

52 Anderten 1.387 47 60 92 117 38 179 424 260 57 78 28 7

53 Wülferode 81 8 . 5 5 . 7 30 14 . . . .

136.167 5.913 6.133 7.540 10.266 3.256 19.620 42.121 23.048 5.915 7.867 3.696 792

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik

Tabelle a3: Bevölkerung mit Migrationshintergrund am Ort der Hauptwohnung nach Stadtteilen und 

Altersgruppen (fachplanungsspezifisch) am 01.01.2013*

insge-

samt

Insgesamt

Alter in Jahren

Stadtteile



1 2 3 4 5 6 7 8

01 Mitte           3.444    35,0              528    65,9           2.564    34,7              352    21,5

02 Calenb. Neustadt           1.714    26,4              306    52,7           1.184    24,9              224    19,4

03 Nordstadt           5.388    32,0           1.146    49,2           3.609    30,1              633    25,3

04 Südstadt           5.794    14,8           1.231    27,4           3.960    15,1              603    7,1

05 Waldhausen              258    12,0                79    23,4              149    13,2                30    4,3

06 Waldheim              123    7,0                37    12,2                75    8,4                11    2,0

07 Bult              698    23,5                92    21,8              478    28,5              128    14,7

08 Zoo              632    14,2              135    21,6              425    15,9                72    6,2

09 Oststadt           2.879    20,6              498    29,5           2.027    21,3              354    13,0

10 List           8.852    20,0           2.137    33,3           5.592    19,7           1.123    11,9

11 Vahrenwald           7.943    32,5           1.769    55,8           5.122    32,7           1.052    18,7

12 Vahrenheide           4.751    51,2           1.373    70,8           2.665    52,5              713    31,4

13 Hainholz           3.309    48,5              800    72,3           2.060    46,9              449    34,0

14 Herrenhausen           2.852    36,5              554    57,2           1.936    37,5              362    21,5

15 Burg              758    20,5              148    35,8              443    22,2              167    12,9

16 Leinhausen              757    26,1              192    48,1              469    28,1                96    11,5

17 Ledeburg/Nordhaf.           1.677    27,6              466    44,6           1.002    29,3              209    13,1

18 Stöcken           5.170    42,0           1.285    65,4           3.059    41,1              826    28,4

19 Marienwerder              771    31,1              228    54,3              448    34,5                95    12,5

21 Sahlkamp           5.109    37,3           1.476    55,1           2.921    39,7              712    19,6

22 Bothfeld           3.605    17,7              930    28,5           2.194    20,7              481    7,4

24 Lahe              393    21,7              111    30,2              251    22,1                31    10,0

25 Groß-Buchholz           8.364    31,4           2.141    48,8           5.087    34,6           1.136    14,9

26 Kleefeld           2.923    23,7              673    38,2           1.864    24,5              386    13,1

27 Heideviertel              781    15,7              206    30,3              430    19,2              145    7,1

28 Kirchrode           1.298    11,5              327    17,1              756    14,1              215    5,4

29 Döhren           2.354    17,5              566    34,3           1.461    17,9              327    8,9

30 Seelhorst              485    14,2              148    22,8              283    14,6                54    6,5

31 Wülfel           1.221    27,9              301    45,0              773    29,3              147    13,7

32 Mittelfeld           2.929    35,4              683    49,3           1.719    37,5              527    22,9

33 Linden-Nord           4.358    27,0              961    46,1           2.628    22,9              769    29,5

34 Linden-Mitte           2.792    23,5              605    33,3           1.817    22,4              370    19,1

35 Linden-Süd           4.003    42,5              982    64,5           2.460    38,4              561    38,0

36 Limmer           1.584    26,9              355    42,6              972    26,1              257    19,2

37 Davenstedt           2.767    25,7              850    49,6           1.575    29,9              342    9,0

38 Badenstedt           3.170    27,2              939    46,3           1.864    28,0              367    12,4

39 Bornum              440    32,7              116    52,0              276    36,1                48    13,4

40 Ricklingen           3.628    28,2              721    46,4           2.386    31,1              521    14,3

41 Oberricklingen           2.492    23,8              609    39,8           1.561    26,1              322    10,8

42 Mühlenberg           3.541    53,6              999    70,2           2.001    58,6              541    30,6

43 Wettbergen           2.864    23,0              702    37,0           1.780    26,4              382    10,1

44 Ahlem           2.744    27,6              752    46,9           1.685    29,8              307    11,5

45 Vinnhorst/Brink-H.           1.963    28,3              565    44,8           1.142    29,6              256    14,1

47 Bemerode           5.523    29,6           1.621    40,8           3.302    30,8              600    15,2

48 Isernhagen-Süd              312    11,1                86    16,8              180    14,4                46    4,4

50 Misburg-Nord           4.770    21,7           1.175    33,9           2.910    23,8              685    10,8

51 Misburg-Süd              516    19,2              128    29,8              330    20,3                58    9,1

52 Anderten           1.387    18,1              354    31,6              863    20,1              170    7,7

53 Wülferode                81    9,1                22    13,9                51    10,3                  8    3,3

     136.167    26,2        33.108    42,5        84.789    27,0        18.270    14,3

mit 

Migrations-

hintergrund 

absolut

Alter in Jahren

mit 

Migrations-

hintergrund 

absolut

in % an 

Gesamtbev. 

im Alter 0-17 

Jahre

in % an 

Gesamtbev. 

im Alter 18-

59 Jahre

in % an 

Gesamtbev. 

im Alter 60 

Jahre u. ä.

Tabelle A4: Bevölkerung mit Migrationshintergrund am Ort der Hauptwohnung nach Stadtteilen und 

Altersgruppen (0-17, 18-59, 60 Jahre und älter) am 01.01.2013*

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik

Insgesamt

0  bis 17 18 bis 59 60 +

Stadtteile

Bev. mit 

Migrations-

hintergrund 

insg.

mit 

Migrations-

hintergrund 

absolut

in % an 

Gesamtbev. 



abs. in %

01 Mitte 8.708 8.781 8.818 8.843 8.997 9.418 9.500 9.829 1.121 12,9

02 Calenb. Neustadt 6.492 6.424 6.373 6.385 6.409 6.556 6.567 6.496 4 0,1

03 Nordstadt 16.667 16.390 16.005 16.070 16.501 16.604 16.636 16.839 172 1,0

04 Südstadt 38.314 38.515 38.240 38.250 38.363 38.600 39.108 39.250 936 2,4

07 Bult 2.925 3.069 3.031 3.052 3.038 2.975 2.994 2.969 44 1,5

08 Zoo 4.258 4.200 4.139 4.268 4.313 4.371 4.448 4.465 207 4,9

09 Oststadt 13.550 13.591 13.512 13.622 13.533 13.695 13.795 13.943 393 2,9

10 List 42.408 42.443 42.016 42.247 42.931 43.584 43.852 44.280 1.872 4,4

11 Vahrenwald 23.277 23.633 23.298 23.670 24.024 24.036 24.152 24.437 1.160 5,0

33 Linden-Nord 17.003 16.796 16.501 16.405 16.377 16.080 16.013 16.162 -841 -4,9

34 Linden-Mitte 11.839 11.645 11.591 11.510 11.645 11.843 11.880 11.884 45 0,4

35 Linden-Süd 9.794 9.659 9.307 9.222 9.298 9.326 9.264 9.410 -384 -3,9

195.235 195.146 192.831 193.544 195.429 197.088 198.209 199.964 4.729 2,4

abs. in %

05 Waldhausen 2.045 2.058 2.086 2.124 2.172 2.136 2.138 2.154 109 5,3

06 Waldheim 1.798 1.765 1.783 1.842 1.814 1.815 1.814 1.749 -49 -2,7

12 Vahrenheide 9.319 9.103 9.070 9.014 9.021 9.090 9.152 9.288 -31 -0,3

13 Hainholz 6.734 6.769 6.711 6.797 6.777 6.664 6.735 6.821 87 1,3

14 Herrenhausen 8.119 8.090 8.033 7.871 7.838 7.660 7.698 7.813 -306 -3,8

15 Burg 3.760 3.819 3.836 3.725 3.724 3.725 3.702 3.700 -60 -1,6

16 Leinhausen 3.016 3.059 2.942 2.961 3.026 2.918 2.895 2.904 -112 -3,7

17 Ledeburg/Nordhaf. 5.906 5.971 5.901 5.837 5.848 5.925 5.985 6.066 160 2,7

18 Stöcken 11.539 11.943 12.155 11.856 11.985 11.975 12.188 12.321 782 6,8

19 Marienwerder 2.677 2.593 2.570 2.563 2.521 2.461 2.502 2.482 -195 -7,3

21 Sahlkamp 14.171 14.453 14.137 13.971 13.659 13.623 13.713 13.680 -491 -3,5

22 Bothfeld 19.472 19.899 20.358 20.477 20.318 20.376 20.435 20.386 914 4,7

24 Lahe 1.492 1.515 1.603 1.692 1.744 1.715 1.798 1.813 321 21,5

25 Groß-Buchholz 26.240 26.393 26.279 26.249 26.128 26.264 26.422 26.673 433 1,7

26 Kleefeld 12.064 11.937 11.950 11.883 12.045 12.130 12.133 12.318 254 2,1

27 Heideviertel 5.159 5.137 4.963 4.986 4.962 4.993 5.014 4.973 -186 -3,6

28 Kirchrode 9.892 10.043 10.245 10.400 10.463 10.941 11.111 11.260 1.368 13,8

29 Döhren 13.606 13.566 13.431 13.355 13.289 13.277 13.424 13.473 -133 -1,0

30 Seelhorst 2.778 3.056 3.272 3.385 3.675 3.844 3.371 3.411 633 22,8

31 Wülfel 4.387 4.284 4.287 4.314 4.352 4.355 4.344 4.383 -4 -0,1

32 Mittelfeld 8.459 8.328 8.179 8.375 8.285 8.166 8.260 8.271 -188 -2,2

36 Limmer 5.876 5.954 6.019 5.964 5.972 5.915 5.857 5.895 19 0,3

37 Davenstedt 10.567 10.723 10.736 10.620 10.536 10.607 10.771 10.784 217 2,1

38 Badenstedt 11.238 11.523 11.508 11.457 11.484 11.440 11.541 11.641 403 3,6

39 Bornum 1.400 1.370 1.390 1.364 1.332 1.363 1.350 1.345 -55 -3,9

40 Ricklingen 12.552 12.780 12.749 12.651 12.577 12.685 12.768 12.867 315 2,5

41 Oberricklingen 10.331 10.608 10.319 10.372 10.247 10.327 10.352 10.483 152 1,5

42 Mühlenberg 6.841 6.753 6.798 6.548 6.470 6.582 6.528 6.605 -236 -3,4

43 Wettbergen 12.581 12.365 12.622 12.556 12.471 12.465 12.409 12.449 -132 -1,0

44 Ahlem 9.151 9.249 9.359 9.372 9.541 9.586 9.766 9.933 782 8,5

45 Vinnhorst/Brink-H. 6.647 6.601 6.722 6.849 6.788 6.838 6.878 6.934 287 4,3

47 Bemerode 15.540 17.377 17.280 17.397 17.672 17.908 18.418 18.628 3.088 19,9

48 Isernhagen-Süd 2.767 2.712 2.759 2.759 2.696 2.729 2.781 2.800 33 1,2

50 Misburg-Nord 21.371 21.574 21.753 21.674 21.512 21.510 21.776 21.989 618 2,9

51 Misburg-Süd 2.730 2.654 2.643 2.756 2.650 2.687 2.618 2.688 -42 -1,5

52 Anderten 7.386 7.584 7.527 7.543 7.569 7.577 7.647 7.642 256 3,5

53 Wülferode 802 807 827 878 876 879 874 892 90 11,2

310.413 314.415 314.802 314.437 314.039 315.151 317.168 319.514 9.101 2,9

Quelle: Landeshauptstadt hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik
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Tabelle a5: Bevölkerung insg. am Ort der Hauptwohnung nach Stadtteilen jeweils am 01.01.

Stadtteile in Innenstadtlagen

Stadtteile in Stadtrandlagen

2009 2011 2012 2013

2009

Entwicklung 2001 

bis 2013

Entwicklung 2001 

bis 2013



Tabelle A6: Haushalte nach Stadtteilen am Ort der Hauptwohnung am 01.01.2012

insg. 1 2 3 4 u. m. insg. dar. weibl. absolut in Prozent

1 3 4 5 6 7 8 9 10 11

01 Mitte 6.571 535 342 140 41 12 141 128 4.576 69,6

02 Calenb. Neustadt 4.229 405 250 119 27 9 89 80 2.851 67,4

03 Nordstadt 10.255 1.412 785 443 135 49 377 351 6.576 64,1

04 Südstadt 24.893 3.077 1.901 990 165 21 789 739 15.710 63,1

05 Waldhausen 1.136 198 99 70 26 3 32 30 585 51,5

06 Waldheim 746 176 67 90 19 0 22 22 290 38,9

07 Bult 1.556 240 112 93 29 6 28 25 811 52,1

08 Zoo 2.565 415 252 125 29 9 72 63 1.499 58,4

09 Oststadt 8.792 1.112 665 367 71 9 288 261 5.719 65,0

10 List 25.859 4.168 2.440 1.407 256 65 1.084 1.001 15.000 58,0

11 Vahrenwald 14.599 2.050 1.195 645 168 42 602 561 8.829 60,5

12 Vahrenheide 4.350 1.059 493 371 122 73 301 285 1.880 43,2

13 Hainholz 3.704 644 322 222 75 25 190 176 2.093 56,5

14 Herrenhausen 4.800 623 368 191 52 12 189 171 2.934 61,1

15 Burg 2.105 296 186 94 . . 80 75 1.112 52,8

16 Leinhausen 1.633 270 173 84 8 5 95 89 788 48,3

17 Ledeburg/Nordhaf. 3.056 631 346 196 63 26 146 134 1.405 46,0

18 Stöcken 6.379 1.210 639 441 103 27 276 250 3.239 50,8

19 Marienwerder 1.220 252 127 94 22 9 51 45 486 39,8

21 Sahlkamp 6.224 1.501 753 485 167 96 388 360 2.237 35,9

22 Bothfeld 10.124 2.059 1.044 827 137 51 383 355 4.173 41,2

24 Lahe 739 218 108 80 25 5 21 19 189 25,6

25 Groß-Buchholz 13.287 2.565 1.314 866 273 112 625 585 6.077 45,7

26 Kleefeld 7.026 1.087 585 364 104 34 329 302 4.112 58,5

27 Heideviertel 2.422 449 255 152 32 10 91 87 1.057 43,6

28 Kirchrode 5.299 1.077 463 473 127 14 147 130 2.334 44,0

29 Döhren 8.139 1.104 700 335 58 11 395 360 4.768 58,6

30 Seelhorst 1.604 404 205 159 35 5 69 59 616 38,4

31 Wülfel 2.325 404 224 133 31 16 102 95 1.292 55,6

32 Mittelfeld 4.335 824 425 293 73 33 257 230 2.161 49,9

33 Linden-Nord 10.184 1.407 863 402 113 29 523 472 6.712 65,9

34 Linden-Mitte 7.028 1.169 648 407 89 25 305 281 4.207 59,9

35 Linden-Süd 5.370 894 476 287 80 51 289 271 3.250 60,5

36 Limmer 3.626 524 298 177 37 12 187 170 2.251 62,1

37 Davenstedt 5.312 1.023 528 351 109 35 225 203 2.084 39,2

38 Badenstedt 5.912 1.185 590 420 128 47 316 283 2.865 48,5

39 Bornum 662 146 79 51 13 3 40 35 277 41,8

40 Ricklingen 7.772 995 580 316 77 22 322 299 4.800 61,8

41 Oberricklingen 5.733 946 523 299 99 25 222 199 3.011 52,5

42 Mühlenberg 2.946 740 337 250 91 62 195 181 1.061 36,0

43 Wettbergen 6.088 1.249 720 421 86 22 250 233 2.347 38,6

44 Ahlem 5.183 996 534 374 72 16 222 201 2.429 46,9

45 Vinnhorst/Brink-H. 3.316 759 400 260 75 24 157 151 1.317 39,7

47 Bemerode 8.531 2.351 1.139 911 243 58 508 468 3.259 38,2

48 Isernhagen-Süd 1.301 286 122 129 28 7 39 38 472 36,3

50 Misburg-Nord 11.087 2.182 1.215 759 163 45 539 492 4.886 44,1

51 Misburg-Süd 1.339 246 126 89 24 7 49 46 611 45,6

52 Anderten 4.101 705 379 261 50 15 151 142 1.976 48,2

53 Wülferode 411 101 55 36 . . 13 11 146 35,5

285.874 48.369 26.450 16.549 4.073 1.297 12.211 11.244 153.360 53,6

Einpersonenhaushalte

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Steuerung, Personal und Zentrale Dienste

Bereich Wahlen und Statistik

Haushalte mit Kindern dar.: allein Erziehend

Insgesamt

Haushalte

insgesamtStadtteile



abs. in % abs. in % v. Spl. 1 abs. in % v. Spl. 1 abs. in %
1 2 3 4 5 6 7 8

01 Mitte 821 10,5         690 84,0       322 39,2       36 4,6         

02 Calenb. Neustadt 355 7,1           267 75,2       139 39,2       -6 1,7 -        

03 Nordstadt 1.130 8,9           959 84,9       493 43,6       -40 3,4 -        

04 Südstadt 1.191 4,3           806 67,7       450 37,8       -64 5,1 -        

05 Waldhausen 45 3,6           25 55,6       14 31,1       9 25,0       

06 Waldheim 24 2,4           14 58,3       8 33,3       8 50,0       

07 Bult 63 3,5           48 76,2       23 36,5       3 5,0         

08 Zoo 69 2,4           42 60,9       24 34,8       -6 8,0 -        

09 Oststadt 528 5,2           385 72,9       192 36,4       -5 0,9 -        

10 List 1.753 5,7           1.338 76,3       737 42,0       133 8,2         

11 Vahrenwald 1.642 9,8           1.345 81,9       674 41,0       91 5,9         

12 Vahrenheide 965 17,2         893 92,5       475 49,2       120 14,2       

13 Hainholz 676 14,2         612 90,5       294 43,5       69 11,4       

14 Herrenhausen 575 10,4         493 85,7       269 46,8       7 1,2         

15 Burg 186 8,5           143 76,9       76 40,9       26 16,3       

16 Leinhausen 158 8,7           124 78,5       69 43,7       18 12,9       

17 Ledeburg/Nordhaf. 383 10,2         308 80,4       155 40,5       30 8,5         

18 Stöcken 817 10,2         687 84,1       337 41,2       13 1,6         

19 Marienwerder 123 8,6           108 87,8       57 46,3       3 2,5         

21 Sahlkamp 930 11,4         824 88,6       446 48,0       47 5,3         

22 Bothfeld 537 4,5           348 64,8       220 41,0       40 8,0         

24 Lahe 65 5,3           40 61,5       27 41,5       -11 14,5 -      

25 Groß-Buchholz 1.382 8,5           1.139 82,4       630 45,6       78 6,0         

26 Kleefeld 593 7,2           507 85,5       295 49,7       -31 5,0 -        

27 Heideviertel 118 4,5           85 72,0       52 44,1       -1 0,8 -        

28 Kirchrode 139 2,3           82 59,0       45 32,4       -1 0,7 -        

29 Döhren 546 6,1           402 73,6       209 38,3       9 1,7         

30 Seelhorst 92 4,3           53 57,6       38 41,3       16 21,1       

31 Wülfel 253 8,9           216 85,4       123 48,6       -4 1,6 -        

32 Mittelfeld 630 12,3         554 87,9       291 46,2       -25 3,8 -        

33 Linden-Nord 1.268 10,4         1.058 83,4       628 49,5       34 2,8         

34 Linden-Mitte 769 8,9           642 83,5       360 46,8       33 4,5         

35 Linden-Süd 920 13,5         823 89,5       437 47,5       30 3,4         

36 Limmer 433 10,8         366 84,5       217 50,1       8 1,9         

37 Davenstedt 561 9,4           465 82,9       257 45,8       31 5,8         

38 Badenstedt 807 11,0         704 87,2       421 52,2       64 8,6         

39 Bornum 103 12,3         94 91,3       58 56,3       8 8,4         

40 Ricklingen 999 11,9         856 85,7       498 49,8       63 6,7         

41 Oberricklingen 717 10,9         609 84,9       361 50,3       34 5,0         

42 Mühlenberg 592 15,6         542 91,6       303 51,2       -5 0,8 -        

43 Wettbergen 403 5,3           290 72,0       184 45,7       -31 7,1 -        

44 Ahlem 548 8,9           458 83,6       259 47,3       60 12,3       

45 Vinnhorst/Brink-H. 336 7,9           263 78,3       149 44,3       29 9,4         

47 Bemerode 845 7,2           680 80,5       349 41,3       16 1,9         

48 Isernhagen-Süd 27 1,9           14 51,9       10 37,0       -1 3,6 -        

50 Misburg-Nord 1.004 7,4           796 79,3       460 45,8       86 9,4         

51 Misburg-Süd 100 5,6           75 75,0       46 46,0       1 1,0         

52 Anderten 303 6,3           230 75,9       149 49,2       -12 3,8 -        

53 Wülferode 24 4,4           15 62,5       8 33,3       4 20,0       

keine Angabe 25 22 88,0       8 32,0      -73 74,5 -      

27.573 8,1          22.539 81,7      12.346 44,8      941 3,5        

Quelle: Landeshauptstadt Hannover, Sachgebiet Wahlen und Statistik und Bundesagentur für Arbeit

arbeitslose erwerbsfähige

Hilfebedürftige (SGB II)
Langzeitarbeitslose

Tabelle A7: Arbeitslose nach Stadtteilen, Anteil an erwerbsfähiger Bevölkerung, arbeitslosen 

erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (SGB II) und Veränderung im Vergleich zum Vorjahr im 

Dezember 2012

Veränderung von 2011 auf 

2012

Insgesamt

Arbeitslose

insgesamt

Arbeitslosen-

anteil

von den Arbeitslosen insgesamt sind…

Stadtteile



abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

01 Mitte 821 577 10,1 243 11,7 99 7,2 95 10,5 253 7,3

02 Calenb. Neustadt 355 245 6,0 109 11,8 31 3,2 54 9,1 153 6,5

03 Nordstadt 1.130 759 7,9 369 12,3 85 3,8 129 9,1 438 7,6

04 Südstadt 1.191 965 3,8 224 8,4 76 2,2 187 5,1 569 3,8

05 Waldhausen 45 40 3,5 5 5,6 . . 6 2,4 16 2,5

06 Waldheim 24 21 2,2 3 6,4 . . 3 1,2 13 2,5

07 Bult 63 50 3,6 13 3,3 8 2,3 10 4,0 28 3,0

08 Zoo 69 63 2,4 5 1,6 8 2,7 17 3,3 28 1,8

09 Oststadt 528 410 4,7 118 7,6 28 2,6 86 5,7 225 4,3

10 List 1.753 1.268 4,7 474 12,1 118 3,6 306 6,3 797 5,0

11 Vahrenwald 1.642 1.160 8,8 476 12,9 149 6,3 239 9,4 717 8,6

12 Vahrenheide 965 597 15,7 364 20,3 87 10,5 169 15,2 417 14,9

13 Hainholz 676 419 13,9 255 14,8 55 7,6 91 12,1 292 13,2

14 Herrenhausen 575 368 9,3 205 13,2 45 4,1 81 10,9 254 9,5

15 Burg 186 142 7,5 44 14,5 12 4,3 24 5,9 94 8,6

16 Leinhausen 158 116 7,8 42 12,6 16 6,1 24 7,2 93 10,1

17 Ledeburg/Nordhaf. 383 269 8,9 111 15,3 32 6,5 58 8,1 158 8,8

18 Stöcken 817 529 9,3 286 12,1 79 6,0 112 9,3 362 9,4

19 Marienwerder 123 97 8,1 26 11,4 10 5,8 22 8,1 63 9,0

21 Sahlkamp 930 583 9,0 340 20,0 95 8,4 154 8,4 457 11,1

22 Bothfeld 537 428 4,0 107 8,7 42 3,3 113 4,0 246 4,0

24 Lahe 65 57 5,2 8 5,7 . . 11 4,5 20 3,4

25 Groß-Buchholz 1.382 945 7,2 426 13,1 127 5,8 250 7,7 645 7,8

26 Kleefeld 593 447 6,5 146 10,8 35 2,7 90 7,0 278 6,6

27 Heideviertel 118 98 4,2 18 7,1 11 3,8 22 3,3 52 3,8

28 Kirchrode 139 125 2,3 13 2,7 9 1,6 22 1,7 70 2,2

29 Döhren 546 438 5,5 107 10,5 39 4,0 104 6,2 239 5,1

30 Seelhorst 92 87 4,4 5 3,0 7 3,2 22 5,0 38 3,6

31 Wülfel 253 171 7,5 82 14,1 26 6,6 42 9,6 108 7,5

32 Mittelfeld 630 442 11,0 182 16,0 60 9,0 119 10,6 275 11,1

33 Linden-Nord 1.268 954 9,6 311 14,0 68 4,1 167 11,1 515 8,8

34 Linden-Mitte 769 548 7,7 216 14,3 56 4,9 90 7,3 307 7,3

35 Linden-Süd 920 580 12,4 333 15,5 86 7,1 98 10,8 387 12,0

36 Limmer 433 318 9,8 114 14,5 35 6,1 54 8,4 180 9,3

37 Davenstedt 561 376 7,4 181 20,0 45 6,3 82 5,8 290 9,3

38 Badenstedt 807 575 9,5 231 17,9 57 5,2 118 8,1 384 10,5

39 Bornum 103 71 11,1 31 15,3 13 10,1 16 10,1 50 12,5

40 Ricklingen 999 711 11,1 284 14,5 89 6,7 149 10,1 424 10,5

41 Oberricklingen 717 505 9,3 209 18,4 79 9,3 94 7,1 282 8,8

42 Mühlenberg 592 319 12,2 270 22,5 64 11,1 92 11,2 265 14,0

43 Wettbergen 403 314 4,5 86 12,3 35 4,1 88 4,8 206 5,2

44 Ahlem 548 411 8,1 136 12,3 49 6,2 73 6,8 239 7,9

45 Vinnhorst/Brink-H. 336 229 6,6 107 13,8 38 6,8 41 4,9 155 7,4

47 Bemerode 845 621 6,1 224 15,1 74 5,4 124 5,9 442 7,2

48 Isernhagen-Süd 27 25 1,9 . . . . 4 1,2 14 1,9

50 Misburg-Nord 1.004 814 6,7 186 11,8 100 6,0 186 6,2 451 6,6

51 Misburg-Süd 100 82 5,3 18 7,8 16 6,4 25 6,0 43 5,0

52 Anderten 303 247 5,7 56 12,2 18 3,4 79 7,5 145 6,0

53 Wülferode 24 20 3,9 . . . . 5 4,1 13 4,7

keine Angabe 25 20 5 7 0 15

27.573 19.656 7,0 7.810 13,3 2.325 5,1 4.247 7,2 12.205 7,1

ausländisch < 25 Jahre 55 Jahre u.ä.
Arbeits-

lose

insg.

Tab A8: Arbeitslose nach Stadtteilen, Nationalität, Alter und Geschlecht im Dezember 2012

Insgesamt

Quelle: Landeshauptstadt Hannover,  Sachgebiet Wahlen und Statistik und Bundesagentur für Arbeit

Stadtteile
weiblich

darunter 

deutsch



abs in % abs in % abs in % abs in % abs in %

2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

01 Mitte 1.729 18,2 247 30,6 223 13,7 565 25,4 647 14,7

02 Calenb. Neustadt 903 13,8 168 27,6 116 9,9 333 26,7 415 13,1

03 Nordstadt 3.044 18,3 696 30,4 318 12,8 1.165 32,0 1.334 16,9

04 Südstadt 2.766 7,1 557 12,4 408 4,8 651 20,5 1.360 6,4

05 Waldhausen 65 3,0 6 1,8 13 1,8 10 10,3 24 2,1

06 Waldheim 38 2,1 7 2,3 10 1,8 . . 16 1,7

07 Bult 140 4,7 17 4,1 37 4,1 56 10,6 66 4,0

08 Zoo 119 2,7 13 2,1 20 1,8 23 6,5 62 2,6

09 Oststadt 1.042 7,6 131 7,8 174 6,6 283 15,5 474 6,6

10 List 4.752 10,8 1.071 17,0 774 8,3 1.545 31,9 2.461 10,5

11 Vahrenwald 4.502 18,6 1.016 32,0 573 10,1 1.527 33,4 2.190 17,6

12 Vahrenheide 3.273 35,8 932 48,3 499 21,9 1.216 50,6 1.684 36,1

13 Hainholz 1.931 28,7 415 38,0 284 21,8 756 35,6 963 29,7

14 Herrenhausen 1.596 20,7 299 31,4 291 17,3 586 33,3 783 20,1

15 Burg 506 13,7 88 20,8 139 10,7 195 46,4 275 14,3

16 Leinhausen 441 15,2 121 31,1 42 4,7 125 31,1 245 16,0

17 Ledeburg/Nordh. 984 16,4 251 24,2 120 7,5 295 31,0 446 15,1

18 Stöcken 2.510 20,6 570 29,3 404 14,1 974 30,8 1.269 20,9

19 Marienwerder 369 14,7 107 25,5 45 5,8 109 36,0 184 14,6

21 Sahlkamp 3.444 25,1 1.122 41,9 428 11,9 1.353 57,3 1.833 25,9

22 Bothfeld 1.426 7,0 409 12,3 217 3,4 379 24,1 739 6,8

24 Lahe 95 5,3 9 2,5 9 3,0 22 12,5 32 3,7

25 Groß-Buchholz 4.406 16,7 1.343 30,8 577 7,6 1.541 37,6 2.249 16,1

26 Kleefeld 1.782 14,7 448 25,2 205 7,0 538 30,5 927 14,4

27 Heideviertel 344 6,9 83 11,9 60 2,9 80 22,9 176 6,4

28 Kirchrode 328 3,0 56 3,0 65 1,6 54 8,7 154 2,5

29 Döhren 1.418 10,6 298 18,4 234 6,4 319 24,7 734 10,0

30 Seelhorst 133 3,9 24 3,7 14 1,7 16 8,1 62 3,7

31 Wülfel 762 17,5 196 29,8 100 9,0 263 36,1 396 17,5

32 Mittelfeld 1.987 24,1 472 34,2 321 13,9 596 41,7 964 23,0

33 Linden-Nord 3.288 20,5 706 33,3 371 14,4 940 31,9 1.548 19,4

34 Linden-Mitte 1.835 15,4 433 23,2 154 8,1 511 26,9 866 14,7

35 Linden-Süd 2.836 30,6 754 49,5 299 20,5 1.109 40,9 1.361 29,9

36 Limmer 1.179 20,1 230 27,4 162 12,0 338 31,9 543 18,5

37 Davenstedt 1.776 16,5 555 32,5 220 5,8 574 47,8 939 16,7

38 Badenstedt 2.406 20,8 673 33,3 257 8,7 730 43,8 1.237 20,8

39 Bornum 317 23,5 103 44,0 26 7,2 103 45,4 164 24,3

40 Ricklingen 2.656 20,8 497 32,2 408 11,2 827 34,8 1.298 19,9

41 Oberricklingen 1.824 17,6 402 26,2 242 8,1 579 42,4 851 16,5

42 Mühlenberg 2.380 36,5 811 58,5 290 16,5 1.052 63,0 1.244 37,1

43 Wettbergen 1.239 10,0 351 18,4 159 4,3 278 32,4 672 10,3

44 Ahlem 1.497 15,3 396 25,3 146 5,5 401 29,4 751 15,1

45 Vinnhorst/Brink-H. 959 13,9 264 21,0 108 6,0 300 30,0 476 13,9

47 Bemerode 3.082 16,7 1.032 26,2 286 7,4 838 46,4 1.642 17,1

48 Isernhagen-Süd 34 1,2 8 1,6 4 0,4 . . 11 0,7

50 Misburg-Nord 2.671 12,3 654 19,1 359 5,7 519 27,7 1.330 11,8

51 Misburg-Süd 313 12,0 92 22,7 28 4,5 49 19,8 155 12,2

52 Anderten 787 10,3 190 16,9 92 4,2 170 29,8 395 9,9

53 Wülferode 55 6,3 12 7,5 0 0,0 . . 24 5,4

nicht zuzuordnen 226 80 12 39 95

78.195 15,2 19.415 25,0 10.343 8,1 24.935 33,8 38.766 14,5

0 bis 17 Jahre 60 Jahre und älter Ausländer/innen Frauen

Insgesamt
Quelle: Landeshauptstadt Hannover und Bundesagentur für Arbeit

Tabelle 9: Empfängerinnen und Empfänger von Transferleistungen zur Sicherung des 

Lebensunterhalts im Dezember 2011 nach Stadtteilen, Alter, Nationalität und Geschlecht

Stadtteil

Empfängerinnen und Empfänger von Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

1

insgesamt

darunter …



abs. in % abs. in % abs. in %

2 3 4 5 6 7

01 Mitte 1.316 20,0 156 29,2 73 51,8

02 Calenb. Neustadt 611 14,4 111 27,4 47 52,8

03 Nordstadt 1.923 18,8 419 29,7 200 53,1

04 Südstadt 1.900 7,6 399 13,0 240 30,4

05 Waldhausen 54 4,8 8 4,0 6 18,8

06 Waldheim 29 3,9 6 3,4 6 27,3

07 Bult 94 6,0 13 5,4 7 25,0

08 Zoo 96 3,7 12 2,9 6 8,3

09 Oststadt 819 9,3 110 9,9 76 26,4

10 List 3.040 11,8 697 16,7 395 36,4

11 Vahrenwald 2.850 19,5 702 34,2 366 60,8

12 Vahrenheide 1.747 40,2 541 51,1 241 80,1

13 Hainholz 1.204 32,5 273 42,4 133 70,0

14 Herrenhausen 1.073 22,4 217 34,8 110 58,2

15 Burg 355 16,9 64 21,6 35 43,8

16 Leinhausen 255 15,6 97 35,9 65 68,4

17 Ledeburg/Nordhaf. 597 19,5 150 23,8 74 50,7

18 Stöcken 1.543 24,2 371 30,7 182 65,9

19 Marienwerder 206 16,9 62 24,6 32 62,7

21 Sahlkamp 1.683 27,0 639 42,6 308 79,4

22 Bothfeld 795 7,9 245 11,9 125 32,6

24 Lahe 81 11,0 6 2,8 4 19,0

25 Groß-Buchholz 2.315 17,4 757 29,5 345 55,2

26 Kleefeld 1.068 15,2 285 26,2 163 49,5

27 Heideviertel 217 9,0 58 12,9 32 35,2

28 Kirchrode 239 4,5 37 3,4 18 12,2

29 Döhren 952 11,7 226 20,5 154 39,0

30 Seelhorst 91 5,7 20 5,0 14 20,3

31 Wülfel 442 19,0 116 28,7 55 53,9

32 Mittelfeld 1.241 28,6 288 35,0 164 63,8

33 Linden-Nord 2.189 21,5 486 34,5 275 52,6

34 Linden-Mitte 1.168 16,6 271 23,2 146 47,9

35 Linden-Süd 1.687 31,4 435 48,7 223 77,2

36 Limmer 811 22,4 170 32,4 93 49,7

37 Davenstedt 895 16,8 318 31,1 139 61,8

38 Badenstedt 1.333 22,5 395 33,3 201 63,6

39 Bornum 153 23,1 59 40,4 30 75,0

40 Ricklingen 1.812 23,3 358 36,0 198 61,5

41 Oberricklingen 1.178 20,5 241 25,5 118 53,2

42 Mühlenberg 1.098 37,3 429 58,0 172 88,2

43 Wettbergen 653 10,7 229 18,3 108 43,2

44 Ahlem 856 16,5 267 26,8 117 52,7

45 Vinnhorst/Brink-H. 522 15,7 183 24,1 92 58,6

47 Bemerode 1.496 17,5 593 25,2 277 54,5

48 Isernhagen-Süd 23 1,8 5 1,7 4 10,3

50 Misburg-Nord 1.626 14,7 445 20,4 250 46,4

51 Misburg-Süd 177 13,2 54 22,0 32 65,3

52 Anderten 479 11,7 125 17,7 68 45,0

53 Wülferode 34 8,3 10 9,9 4 30,8

nicht zuzuordnen 198 74 11

47.224 16,5 12.232 25,3 6.234 51,1

1

Insgesamt

Quelle: Landeshauptstadt Hannover und Bundesagentur für Arbeit

Tabelle A 10: Bedarfsgemeinschaften von Transferleistungsempfängerinnen und -

empfängern zur Sicherung des Lebensunterhalts im Dezember 2011 nach Stadtteilen und 

Haushaltstyp

Stadtteil

Bedarfsgemeinschaften mit Transferleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

insgesamt

darunter…

Familien Allein Erziehende
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Der Oberbürgermeister
Jugend- und Sozialdezernat
Koordinationsstelle Sozialplanung

Erstellt durch:
Elke Sauermann
Dr. Silke Mardorf
Jugend- und Sozialdezernat
Koordinationsstelle Sozialplanung

Begleitung durch:
Ingrid Teschner
Fachbereich Jugend und Familie (51.P)
Michael Ratzow
Fachbereich Soziales (50.03)
Heinz Balzer
Fachbereich Soziales (50.5)
Dagmar Vogt-Janssen
Fachbereich Senioren (57.2)
Andreas Martin 
Fachbereich Steuerung, 
Personal und Zentrale Dienste (18.64)
u.v.m. aus anderen Fachbereichen

www. hannover.de
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